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Vorrede. '* t4> 

Es ist ein sehr mifsliches Unternehmen, 
blofs einen einzelnen Theil der Philosophie, 
abgesondert von dem Ganzen, zu bearbei- 
ten. Jloch mifslicher wird dieses Unter- 
nehmen, zu einer Zeit, wo es so viele Phi- 
losophieen (und noch mehrere,) als Philo- 
sophen giebt; und die Berufung auf ein 
Toq £<Px nicht weiter zugelassen wird. 

Jedoch wenn es irgend einen Theil der 
Philosophie giebt, der zu seiner Begrün- 
dung und Darstellung nur sehr weniger 
Lehrsätze bedarf, dessen Inhalt immer der- 
selbe bleibt , man mag die höchsten Prin- 
cipien der Philosophie auf eine Art bestim- 
men, wie man will; so ist es gewifs die 
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philosophische Rechtswissenschaft. Diese 
Wissenschaft steht oder fällt ^mit dem Be- 
griffe der aufsern Freyheit; und die 
praktische Notwendigkeit dieses Begriffes 
läfst sich eben sowohl aus dem formalen 
Moralprincipe, als aus dem Glückseligkeit*- 
principe ableiten; * 

r 

Was die vorliegende Bearbeitung die- 
ser Wissenschaft betrifft, so sind die Gründe 
der von mir beobachteten Methode grofs- 
tentheils in der Schrift selbst angegeben 
worden. Nur über, die Rücksicht, die ich 
durchgängig auf das positive, und nament- 
lieh auf das römische Recht genommen 
habe, mufs ich mich >noch n>it meinen Le- 
sern verständigen. Ich bin weit davon ent- 
fernt, irgend eine Vereinigung zwischen ver- 
schiedenartigen Wissenschaften zü billigen, 
die auch nie für den Lernenden von Nutzen 
ist. Wohl aber ist es erlaubt, bey dem 
Vortrage einer Wissenschaft eine gewisse 
Anwendung von derselben zu machen; 
zumal" wenn der Schriftsteller insbeson- 
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dere für eine gewisse Art von Lesern 
schreibt, , Die fruchtbarste Anwendung 
nun , x die sich nur überhaupt von der phi- 
losophische*). Rechtswissenschaft raachen 
lafst, ist die, dafs man sie als eine Philo* 
sophie des positiven Rechtes benutzt: und 
diese Beziehung lag mir hier um so näher, 
da die gegenwärtige Schrift zugleich als 
Handbuch bey meinen Vorlesungen über 
diesen Theil der philosophischen Rechts- 
wissenschaft dienen soll, diese Vorlesun- 
gen aber von mir jederzeit als eine Einlei- 
tung zu dem Studio des positiven Rechtes 
betrachtet worden fcind. Wenn ich übri- 
gens hauptsächlich auf das römische Recht 
Rücksicht nahm,/ so geschah es theils 
wegen der innera v Vortrefflichkeit, theils 
wegen der allgemeine^ Brauchbarkeit die- 
ses Rechtes. In der That, so oft man hber 
das römische Recht philosophirt, so oft 
erhält man neue Ursache, den Scharfsinn 
der römischen Juristen, ihren Sinn für 
Recht und Billigkeit, zu bewundern. Diese 
Vollkommenheit des römischen Privat- 
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Rechtes, diese Uebereinstimmung dessel- 
ben mit dem philosophischen Rechte, ist 
eine um so auffallendere Erscheinung; da 
sich bey den Eigentümlichkeiten der 
Cultur, der Verfassung und des Charakters 
dieses Volkes, bey der Beschaffenheit seines 
öffentlichen Rechtes und bey der' damali- 
gen Lage der praktischen Philosophie 
nichts weniger, als ein solches Resultat, 
erwarten liefs. Das corpus juris civilis > 
als ein Gesetzbuch betrachtet, ist ein in 
hohem Grade unvollkommenes Werk; aber 
als Sammlung von philosophischen Ent- 
scheidungen über einzelne Fälle wird es 
noch lange unentbehrlich bleiben. Viel- 
leicht wird man mir vorwerfen, dafs ich 
in dieser Ansicht des römischen Privat- 
rechtes, als eines philosophischen Rech- 
tes, nicht selten zu weit ging; denn oft 
konnte ich mich wegen der weitern Aus- 
führung einer Lehre geradezu auf das 
römische Recht berufen. Indessen wird 
man wenigstens nicht die Maxime ver- 
werflich finden, das positive Recht als 
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einen Schatz von philosophisch - rechtli- 
chen Aufgaben und Resultaten zu betrach- 
ten und zu benutzen. 

• ' * " * . 

Ein gerechterer T*adel dürfte den 
Vortrag in dieser Schrift treffen. Zuwei- 
len habe ich mich im Deutschen lateini- 
scher Wörter bedient; zuweilen wird man 
auch die nähere Ausführung eines Satzes 
mit allen seinen Mittelbegriffen und Be- 
weisgründen vermissen. Das Streben nach 
Kürze bey einem unendlichen Reichthu- 
ine der Gegenstände, wird mich jedoch 
wenigstens einigermalsen entschuldigen , 
besonders wenn man auf den unmit- 
telbaren £weck dieser Schrift, als ei- 
nes akademischen Handbuches, Rücksicht 

nimmt. ■ 

» 

Mit polemischen Anmerkungen über 
die frühern Bearbeiter des vorliegenden 
Gegenstandes will ich die Leser nicht be- 
helligen. Hätte ich nicht geglaubt, noch 
etwas für die Wissenschaft leisten zu 
können, auch nachdem sie Kanten so 
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viel verdankt, so würde ich etwas beßse- 
res gethan haben, z. B. geschlafen, als 
ein Meer zu beschiffen, auf welchem ich 
überall Schiffbrüchige treiben sehe. Aber 
so schien mir das philosophische Privit- 
recht noch immer nicht in der Eigen- 
schaft einer wahrhaft praktischen Wis- 
senschaft bearbeitet worden zu seyn. 
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Erstes Kapitel. 
' Deduction der Rechtswissenschaft. - 

* 

* - , 

§. i- 

Ueber die Deduction einer Wissenschaft überhaupt. 

Unter der Deduction einer Wissenschaft ver- 
steht man den Beweis' des Befugnisses, eine 
gewisse Aufgabe zu dem Gegenstande einer 
Wissenschaft zu machen. Ist die Wissenschaft 
blofs auf ein subjectives Bedürfhifs der Lehren- 
den oder der Lernenden berechnet , so ist es zu 
jener Deduction hinreichend, wenn man theils 
dieses Bedürfnifs, theils die Art, wie es zu be- 
friedigen ist, nachweist. Soll aber die Wis- 
senschaft im objectiven Sinne eine Wissenschaft 
seyn, so ist Beydes , das Problem und das Prin- 
eip der Wissenschaft, aus den allgemeinen Ge- 
setzen der Vernunft oder der Erfahrung abzu- 
leiten. Hierbey ist es an sich ganz gleichgül- 
tig, ob man bisher mit dem Worte, durch 
welches die Wissenschaft bezeichnet wird, die- 
selbe Bedeutung, die aus einer solchen Deduction 
hervorgeht, verbunden hat, oder , nicht. Da 
es jedoch nicht rathsam ist , der sp begründeten 
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Wissenschaft einen Namen zu geben , der auch 
dem Sprachgebrauche nach den Gegenstand der 
Wissenschaft bezeichnet, so wird nach vollen- 
deter Deduction eine Untersuchung über den 
Sprachgebrauch der gewählten Benennung aller- 
dings an ihrem Orte seyn. 

( t .Vorbegriffe zur Deduction der Rechtswissenschaft. 

Eine Person ist ein Subject, dem das 
Prädicat einer freyen Willkühr zukommt. Eine , 
Sache ist ein Körper, dem dieses Prädicat nicht 
zukommt. (Dieses Wort hat jedoch, so wie 
das lateinische: res, auch eine weitere fiedeu- 
.tung, in welcher es einen jeden Gegenstand 
des äufsern Rechts bezeichnet. In dieser Schrift 
aber wird damit jederzeit jene engere Bedeu- . 
tung verbunden werden.) Die Willkühr ist 
das Vermögen i nach Belieben etwas zu thun 
oder zu lassen. Die Freyheit der Will- 
kühr ist (negativ) die Unabhängigkeit ihrer 
Bestimmung von sinnlichen Antrieben; oder 
(positiv) das Vermögen der reinen Vernunft, 
für sich selbst praktisch zu seyn. Ein Gesetz 
ist ein Satz, wodurch ein Gegenstand als noth- 
Wendig gesetzt wird. Bezieht es sich auf freye 
Handlungen, so heifst es ein moralisches 
öder praktisches Gesetz. Verbindlichkeit 
ist die Nothwendigkeit einer freyen Handlung 
vermöge eines unbedingten Gebotes oder Ver- 
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botes der Vernunft. Pflicht ist diejenige 
Handlung, zu welcher jemand verbunden ist. 
Erlaubt (amoralisch möglich) ist eine Hand- 
lung, die der Verbindlichkeit nicht entgegen ist. 
Recht oder Unrecht in der weitern Bedeu- 
tung ist eine That, in so fern sie pflichtmäfsig 
oder pflichtwidrig ist* 

& -» 

Deduction de* Rechtsbegriffes. 

Angenommen, dafs eine Person als ein 
Theil der Sinnenwelt (der Natur) existirt, so 
kann jhr in dieser Beziehung nur unter der Be- 
dingung Freyheit der Willkühr beygelegt wer- 
den , dafs sie theils in der Natur Wirkungen 
durch ihren Willen hervorbringen, theils einem 
jeden Hindernisse, wodurch ihre Thätigkeit in 
der Natur (ihre Causalität) beschränkt wird, 
einte physische Gewalt entgegen setzen kann. 
Diese Folgerung, die sich unmittelbar aus der 
geschehenen Voraussetzung ergiebt, kann auch 
so ausgedrückt werden: Wenn eine Person, 
als solche , in der Natur existiren soll , so mufe 
sie (es ist dieses logisch nothwendig) theils 
äufserlich frey seyn, theils diese äufsere Frey- 
heit durch Zwang vertheidigen können. Denn 
die äufsere Freyheit' ist der Inbegriff der phy- 
sischen Bedingungen , unter welchen eine Per- 
son in der Natur thun oder lassen kann, was 
sie will. Die Möglichkeit, äufsern Hindernis- 
sen eine physische Gewalt entgegen zu setzen, 



ist nicht ein Bestandtheil , sondern nur hypo- 
thetisch eine Bedingung dieser Freyheit. ( Kei- 
nesweges wird also hier behauptet, dafs eine 
Person, die in der Natur existirt, auch wirk- 
lieh äufserlich frey seyn müsse > sondern nur, 
daß sie , in wie fern sie nicht äufserlich frey ist, 
auch in so fern nicht als Person in der Natur 
existirt. Zur Erläuterung kann man sich den 
Fall denken , dafs • der Geist des Menschen in 
einer Pflanze lebte; ein Beyspiel, das auch 
dazu dienen kann, auf die Zweckmässigkeit 
der Natur in Beziehung auf die Freyheit des 
Menschen aufmerksam zu machen.) 

Das Gesetz der Freyheit mag nun seinem 
Inhalte nach seyn, welches es will, so kann 
doch eine physische Gewalt, die eine solche 
Person den physischen Hindernissen ihrer Cau- 
salität entgegen setzt, mit diesem Gesetze auf . 
keinen Fall im Widerspruche stejhn. Denn es, 
wäre umgekehrt widersprechend^, wenn eine 
Person als ein freyes Wesen handeln sollte, 
( denn so kann man ganz im Allgemeinen das 
Gesetz der Freyheit ausdrücken) und gleich- 
wohl die physischen Bedingungen einer sol- 
chen Handlungsweise durch das Gesetz selbst 
vernichtet würden. Es ist daher einer Person 
erlaubt,' Zwang mit Zwang zu vertreiben, 
oder , ( §. 2. ) sie hat ein Recht dazu , das , da 
es sich auf die äufsere Freyheit bezieht , auch 
ein äufseres Recht genannt werden kann. Ein 
äufseres Recht, oder ein Recht in der engern 
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Bedeutung ist daher die durch das blöfse Daseyn 
der Freyheit (durch dief Form des Sittengesez- 
zes, ) begründete moralische Möglichkeit, Zwang 
mit Zwang zu vertreiben ; (oder, auf andere Per- 
sonen bezogen, die -moralische Möglichkeit, 
Andern eine Zwangs -Pflicht, cLh. eine Pflicht, 
zu deren Erfüllung sie gezwungen werden kön- 
nen, aufzuerlegen.) 

Angenommen nun, dafs eine solche Person 
zugleich mit andern Personen in der Sinnen- 
welt existirt, so dafs sie in dem Verhältnisse 
der Wechselwirkung stehen, so ist die Causali- 
tät einer Person, schon vermöge des Begriffs 
eines äufsern Rechts, auf die Bedingungen ein- 
zuschränken', unter welchen sie mit der Causa- 
l|tät Anderer nicht im Widerspruche steht; mit 
- andern Worten: 

Eine Person ist nur in so fern befugt, ihre 

äufsere Freyheit • durch Zwang zu verthei- , 
v digen, als diese Freyheit nicht mit der 
äufsern Freyheit aller andern Personen, die 
gegenseitig im Verhältnisse der Wechsel- 
wirkung stehn, im Widerspruche ist : (oder, 
in wie fern ihre äufsere Freyheit mit der 
äufsern Freyheit Anderer nach einem allge- 
meinen Gesetze übereinstimmt.) 
Denn wenn ein äufseres Recht in dem morali- 
schen Vermögen besteht, Andern eine Zwangs- 
pflicht aufzuerlegen; so mufs es diesen mora- 
lisch unmöglich seyn, den Berechtigten, in so 
fern er berechtigt ist, einem Zwange zu unter- 



Digitize^ by Google 



werfen. Wenn aber der Berechtigte durch sein 
angebliches Recht die äufsere Freyheit des Andern 
beeinträchtigte, so würde es diesem vielmehr 
moralisch möglich seyn, Zwai)g mit Zwang zu 
vertreiben. Mithin stehen beyde Sätze mit ein- 
ander in einem Widerspruche, der nur durch 
das aufgestellte Prineip gehoben werden kann. 

Die Bedingungen dieser Uebereinstimmung 
sind nun theils physische, theils praktische Bedin- 
gungen. Jene beruhen blofs auf Naturgesetzen, 
diese auf den Handlungen der Person. Jene 
postulirt, diese gebietet das obige Prineip. 
Denn angenommen, dafs die Causalität einer 
Person an sich und nach Naturgesetzen neben der 
Causalität anderer nicht bestehen könnte, (s. 
unten vom Nothrechte) so wür4e die Person 
in einer solchen Natur nicht weiter Rechte 
haben. 

Der Inbegriff der praktischen Bedingungen 
aber, unter welchen die äufsere Freyheit einer 
Person mit der äufsern Freyheit aller andern in 
Uebereinstimmung steht, soll hier das äufsere 
Recht, oder das Recht schlechthin genannt 
werden. (Justum; das Recht ist plso wohl von 
einem Rechte, oder von einem Befughisse zu 
unterscheiden. ) Mithin ist das aufgestellte Prin- 
eip, das Prineip des Rechts. 

Nun findet sich das, was bisher nur prob- 
lematisch vorausgesetzt wurde ^ an dem Men- 
schen wirklich. Der Mensch hat eine freye 
Willkühr; (ein Satz, den die Rechtswissen- 
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schaft als iininittelbar gewifs, oder als erwie- 
sen voraussetzen mufs ; ) er existirt als ein Theil 
der Natur, und kann in derselben Wirkungen 
durch seinen Willen hervorbringen. Er steht 
mit andern Menschen in dem Verhältnisse der 
Wechselwirkung, jedoch so, dafs seine Causa- 
lität nach physischen Gesetzen neben der äus- 
sern Freyheit Anderer bestehen kann. Mithin 
ist das aufgestellte Princip das Princip seines 
Rechts. (Gleichwohl mufste oben dießes Prin- 
cip vor allen Dingen hypothetisch deducirt wer- 
den, da die Gültigkeit desselben 'keinesweges 
blofs auf den Menschen zu beschränken ist.) 

Das Rechtsprincip ergiebt sich also aus dem 
blofsen Daseyn eines Sittengesetzes im Men? 
sehen , ohne Rücksicht auf den Inhalt die- 
ses Gesetzes. Die Formel desselben ist 
nicht: Was ich soll, das darf ich; son- 
dern: Wenn ich überhaupt soll, (als ein 
freyes Wesen und mithin nach dem Sitten- 
gesetze handeln,) so darf ich (meine äus- 
sere Freyheit durch Zwang vertheidigen). 
Ob und in wie fern jenes Rechtsprincip 
durch den Inhalt des Sittengesetzes, durch 
die Tugendlehre, eine ändere und neue 
Sanction erhält, bleibt hier ganzjan seinen 
Ort gestellt. 

■ 

Zusatz. Der Sprachgebrauch scheint; mit 'der Be- 
deutung, die für das Wort: Recht, im §. bestimmt 
wurde, vollkommen übereinzustimmen. Denn 
wenn man z. B. fragt: was unter Contrahenten 



Digitized by Google 



Rechtens sey? so ist die Frage nicht die: wio der 
eine oder der andere Contrahent gesinnt seyn r oder 
was er mit dem Vertrage beabsichtigen sollte? son- 
dern ganz allein die: was ein Jeder kraft der aus* 
serlich getroffenen Uebereinkunft thun oder lassen, 
oder von dem Andern erzwingen darf. 

Von den in dem Rechtsprincipe enthaltenen besondern 

Grundsätzen. 

Betrachtet man das aufgestellte Princip sei- 
ner logischen Form nach, so enthält es: 

1) Ein Erlaubnifs - Gesetz: Zwang ist 
rechtmäfsig , in so fern er zur Vertheidi- 
gung der äufsern Freyheit angewendet 
wird. 

■ 

Durch dieses Gesetz wird also eine Aus- 
nahme von der Rechtsregel gemacht , nach wel- 
cher ein jeder Zwang, dem eine Person unter- 
worfen wird, rechtswidrig ist. Die andern 
beyden Gesetze enthalten nur die Grenzen die- 
ser Erlaubnifs. (Daher geht auch die Rechts- 
wissenschaft in allen ihren Theüen nicht von 
Pflichten, sondern von Rechten aus. Diese 
sind die Materie, jene die Form des Rechts.) 

fi) Ein Verbot: Thue niemanden ( Un- 
h recht. 

Es wird hier die äufsere Freyheit einer 
Person (der Inbegriff ihrer Rechte) durch die 
äufsere Freyheit anderer negativ beschränkt. 
Betrachtet man dieses Verbot in Beziehung 
auf jenes Erlaubnis -Gesetz, so kann: 
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a) -die Causalität einer Person nur in so 
fern, als die Person entweder selbst will, 
oder die Freyheit der andern beeinträch- 
tiget, einer fremden Willkühr unterwor- 
fen werden. (Princip der relativen Ge- 

■ i * 

rechtigkeit.) 
Im ersten Falle heifst es: Volenti non fit 
injuria; im zweyten gründet sich das Zwangs- 
recht unmittelbar auf das angeführte Erlaub- 
nifsgesetz. In beyden Fällen aber kann, 

b) eine Person nicht in der Mafse der 
Willkühr der andern unterworfen wer- 
den, dafs sie dadurch aufhörte, als 
Person zu exi stiren. (Princip der ab- 
soluten Gerechtigkeit.) - 

Denn es wäre ein Widerspruch , wenn der 
Zweck selbst ("die Persönlichkeit,) durch das 
Mittel (die äufsern Rechte) aufgehoben werden 
könnte. 

3) Ein Gebot: Thue alles das, worauf die 
Uebereinstimmung deiner äufsern Freyheit 
mit der äufsern Freyheit aller andern be- 
> ruht. 

Aus diesem Principe wird weiter unten die 
Pflicht, eine Staatsgewalt anzuerkennen, abge- 
leitet werden. 

An merk. Eine Handlung, die mit dem Rechtsge- 
setze übereinstimmt, heifst absolut- gerecht; eine 
Handlung, die mit den Rechten des Individuums, 
worauf sie sich bezieht, übereinstimmt, relativ- 
gerecht. Eine relativ- gerechte Handlung kann 
daher allerdings absolut - ungerecht seyn. Z.B. 



C. verkauft sich mir »um Sklaven. Wenn ich ihn 
nun als solchen wirklich behandle, so kann er für 
seine Person sich nicht über Ungerechtigkeit be- 
schweren. {Volenti non fit injuria.} Und den» 
noch handle ich gegen das Rechtsgesetz., 

• • • » 

Deduction der Rechtswissenschaft. 

* 

* r ■ 

Aus dem aufgestellten Principe des Rechts 
geht nun die Aufgabe hervor : Welches sind die 
praktischen Bedingungen, unter welchen die 
aufsere Freyheit einer Person mit der äufsern 
Freyheit aller andern, mit welchen jene in dem 
Verhältnisse der Wechselwirkung steht, zusam- 
men bestehen kann? oder, wie diese Aufgabe 
in Beziehung auf den Menschen auch ausge- 
drückt werden kann, was mufs geschehn, da- 
mit ein ewiger Friede auf Erden herrsche? 
(denn dieser würde eine ^nothwendige Folge 
von einer solchen Uebereinstimmung seyn. ) — 
Nun können aber jene Bedingungen entweder 
nothwendige oder zufällige Bedingungen seyn. 
Sie sind das erstere , wenn sie durch das Rechts- 
princip selbst, und mithin analytisch bestimmt 
sind; sie sind von der letztern Art, wenn sie 
allererst durch die Erfahrung, und mithin syn- 
thetisch bestimmt werden können. Wenn da- 
her die Rechtswissenschaft nicht blofs ihrem 
Zwecke, sondern auch ihrem Principe nach 
Rechtswissenschaft seyn soll, so kann sie sich 
nur auf die nothwendigen Bedingungen jener 



Uebereinstimmung beschränken ; und es ist mit* 
hin die Rechtswissenschaft eine Wissenschaft 
der nothwendigen praktischen Bedingungen, 
unter welchen die äufsere Freyheit einer Per- 
son mit der äufsern Freyheit aller Andern in 
Uebereinstimmung steht. 

Zusatz i. Die gewöhnliche Definition der Rechts- 
wissenschaft > als einer Wissenschaft von den 
Zwangsrechten und Pflichten des Menschen, ent- 
hält eigentlich eine blofse Tautologie. 

Zusatz 2. Die obige Deduction der Rechtswissen- 
schaft ging ganz allein von der Forin der Freyheit 
aus. Allein bemerkenswerth ist es, dafs sich ganz 
dasselbe Resultat eben sowohl aus dem Glückse- 
ligkeitsprincipe ableiten läfst. (Daher z. B. die 
Uebereinstimmung zwischen Kant und Hobbes.) 
Denn angenommen, dafs Glückseligkeit der End- 
zweck des Menschen $st, so ist Sicherheit, d.h. 
die gegenseitige Uebereinstimmung ihrer Rechte, 
die negative Bedingung dieses Zwecks. Der Grund 
dieser übereinstimmenden Resultate, bey aller Ver- 
schiedenheit der Principien, liegt darin, dafs die 
Rechtswissenschaft gänzlich von der Materie der 
Willkühr abstrahirt. 




Anhang. 
I. Von dem Rechte ohne Zwang, 

oder.* 

von der Billigkeit. 

Die 'Billigkeit besteht in der Uebereinstim- 
mung der Rechte einer Person mit den uner- 
weislichen Rechten einer andern. Der Grund 
dieser ünerweislichkeit kann aber: 



) entweder ein materialer Grund seyn, d.h. 
er kann in der Beschaffenheit des Gegenstan- 
des selbst liegen , auf welchen sich diese 
Rechte beziehn. Z. B. es miethet Jemand 
ein Haus, um in demselben Maschinen zur - 
Verfertigung einer gewissen Waare auf zu* 
stellen. Es wird hierbey zugleich festge- 
setzt, dafs der Vermiether zu jenem Ende 
gewisse Veränderungen in dem Innern des 
Hauses bewerkstelligen soll. Wenn er diese 
Bedingung zu erfüllen unterläfst, so ist es 
keinem Zweifel unterworfen, dafs er dem 
Abmiether zur Schadloshaltung rechtlich 
verpflichtet ist. Aber angenommen, dafs 
der Abmiether nicht erweisen kann : ob seine 
Waaren Absatz gefunden haben würden ? so 
kann der Richter keine Schadloshaltung zu- 
erkennen , so sehr sich auch der Abmiether 
über die Unbilligkeit des Vermiethers zu be- 
schweren Ursache hat. 

) oder ein formaler, d; h. er kann in der ge- 
setzlich bestimmten Art liegen, wie ein ge- 
wisses Recht allein erworben werden kann 
(in der Förmlichkeit des Rechts). Z. B. 
ein Vater befiehlt, ohne jedoch die nöthigen 
Solennitäten zu beobachten, dafs seine Kin- 
der und Erben ein gewisses Vermächtnifs 
auszahlen sollen. Diese weigern sich des- 
sen, und zwar wegen der ermangelnden 
Förmlichkeiten, mit Beyfall der Gesetze. 
Gleichwohl handeln sie in einem hohen 

♦ 
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Grade unbillig , da der Wille des Vaters an 
sich nicht zweifelhaft ist. Oder : Ein ge- 
wisses Vorrecht ist gewissen Personen na- 
mentlich ertheilt. Andere, deinen es zwar 
nidht namentlich ertheilt ist, die jedoch alle 
die Eigenschaften haben , die zu jenem Vor- 
rechte vorausgesetzt werden, machen eben- 
falls darauf Anspruch. Der Richter mufs 
sie jedoch mit diesen Ansprüchen abweisen, 
da ihnen die Worte des Privilegii entgegen 
stehn, dem Richter aber eine ausdehnende 
Auslegung der Privilegien nicht verstattet 
ist. Gleichwohl waren diese Ansprüche 
vollkommen billig. (Und so enthält ein 
jedes Privilegium in der engern Bedeutung 
zugleich eine Unbilligkeit. Daher der 
Spruch ; „ Was dem einen recht ist , ist dem 
andern billig." Das lateinische Wort: Ae- 
quitas drückt sehr gut die Beziehung aus, 
in welcher die Billigkeit auf die rechtliche 
Gleichheit steht.) 

In beyden Fällen also ist nicht blofs von 
einem Ansprüche an das Wohlwollen des An- 
dern, sondern von einem Rechte j die Rede. 
Von beyden Fällen gilt der Satz: Summum jus t 
summa injuria! (Das erweisliche Recht kann oft 
mit dem unerweislichen im Widerspruche stehn, 
und mithin unrecht seyn; ohne dafs auf dem 
Wege Rechtens dieser Ungerechtigkeit Einhalt 
gethan werden könnte.) Nennt man nun die je- . 
nigen Bedingungen eines Rechts, die sich auf die 
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Möglichkeit eines rechtsgültigen Urtheils be- 
ziehn, subjective Bedingungen, so ist es die 
Nichtexistenz dieser Bedingungen , wefswegen 
ein äufseres Recht in dem angezeigten Falle 
gleichwohl nicht durch Zwang vertheidigt wer- 
den kann. 

?usatz i. „Ein Gerichtshof der Billigkeit," sagt 
Kant, „enthält einen Widerspruch." Denn der 
Richter kann nur nach objectiven Gründen ein 
Urtheil fällen. Etwas anderes ist es, wenn sich 
die Parteyen selbst in einem solchen Falle dem 
Ausspruche eines Schiedsrichters unterwerfen. 

Zusatz a. Aus dem Obigen ergiebt sich zugleich: 
In wie fern die Billigkeit als ein Princip der Ge- 
setzgebung zu betrachten ist? Nämlich: 

i) In so fern, als blofs von den Rechten der Re- 
gierung im Verhältnisse zu den Unterthanen die 
Rede ist. Denn der Staat ist, so wie der ein- 
zelne Mensch, verpflichtet, in Beziehung auf seine 
Rechte, den * Ansprüchen, der Billigkeit Gehör 
zu geben. 

z) In so fern, als der Staat nicht ein an sich 
erweisliches Recht durch die Gesetze selbst un- 
erweislich machen soll. Mithin: 

a) . Eine jede Ungleichheit des Rechts verstöfst 
auch gegen das Princip der Billigkeit. 

b) Das Gesetz kann für eine juridische Hand- 
lung oder für den Beweis eines Rechts nur 
in so fern gewisse Förmlichkeiten bestim- 
men, als diese die Bedingungen sind, auf 
welchen entweder die Sicherheit der Rechte 
an sich, oder die Möglichkeit eines objecti- 
ven Urtheils über diese Rechte beruht. „ 
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II. Von dem Zwange ohne Recht, 

oder: 

■ * 

von dem Nothrechtc. 

* 

Unter dem Nothrechte versteht man das 
Recht, einen Andern, ohne von ihm angegrif- 
fen zu seyn, blofs aus dem Grunde zu zwin- 
gen , weil seine Rechte mit den unsrigen nach 
physischen Gesetzen unvereinbar sind. Kein 
Beyspiel eines solchen Rechtes ist wohl bekann- 
ter, als das, dessen Cicero (de qfficiis III , 25.) 

* 

gedenkt. „Quid si in una tabula shit sagt er, 
„dwo naufragi, hique sapientes, sibitie uterque ra- 
piat f an alter cedat alteri? cedat vero: sed ei f 
cujus magis intersit y velsua, vel reipublicae causa, 
vivere. Quid si haec paria in utroque? nulluni 
erit ccrtamen , sed quasi sorte aut inicando vic- 
tus alteri cedat alter." (Cicero setzt sehr rich- 
tig den Fall so, dafs schon Beyde auf dem 
Brete treiben* Denn gesetzt, dafs der eine 
erst das Bret ergreifen will, worauf der andere 
schon sitzt , so ist es keinem Zweifel unter- 
worfen, dafs der letztere den erstem abzuweh- 
ren befugt ist. ) Allein verdient denn dieses 
Nothrecht auch in der That den Namen eines 
Rechts in der oben bestimmten Bedeutung des 
Worts ? Die obige Deduction des RechtsbegrifFs 
giebt den einzig möglichen Aufschlufs über 
diese 'Frage. Die Rechte einer Person sind auf 
die Bedingung ihrer Uebareinstimmung mit den 

B . 
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Rechten anderer zu beschränken. Hierzu wird 
die physische Möglichkeit einer solchen Ueber- 
einstimnmng vorausgesetzt. Fällt also diese, 
wie in dem gegenwärtigen Falle, weg; so wird 
dadurch nicht etwa jene Einschränkung,, denn 
diese liegt in dem Begriffe eines Rechts , sondern 
die Anwendbarkeit dieses Begriffes auf die Erfah- 
rung selbst aufgehoben. Ein Nothrecht, daS 
Wort: Recht; in der abigen Bedeutung genom- 
men, ist mithin ein Unding. ( Die Person wird 
hier zwar einem Zwange unterworfen, ohne dafs 
sie jedoch ein Recht hätte, diesen Zwang durch 
Zwang zu vertreiben. Daher die Ueberschrift.) 
Den Grund, warum man sich gleichwohl auf ein 
solches Recht beruft, findet Kant darin, „weil 
es kein Strafgesetz geben kann - 9 welches demje- 
nigen den Tod zuerkennte, der im Schiffbruche^ 
mit einem Andern in gleicher Lebensgefahr 
schwebend, diesen von dem Brete, worauf sie 
sich gerettet haben , wegstiefse. Denn die durch 
das Gesetz gedrohete Strafe könnte doch nicht 
gröfser seyn, als der Verlust des Lebens" u. s. w. 
Man kann ihn aber auch darin suchen, dafs 
durch das Rechtsgesetz nur der Angriff auf die 
Freyheit anderer verboten wird. Weil nun in 
dem vorliegenden Falle die Person einem Zwan- 
ge unterworfen wird, ohne dafs sie vorher einen 
andern angegriffen hätte , so glaubt sie schon 
darin einen' Rechtsgrund zur Vertheidigung zu 
finden , ob sie wohl offenbar die physischen Be- 
dingungen des Rechts übersieht. 

€ 
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Das Resultat dieser Untersuchung ist mit 
andern Worten dieses, dafs die Entscheidung 
des vorgelegten Falles nicht in das Gebiet der 
Rechtswissenschaft , sondern für das Forum der 
Ethik gehört. Die Entscheidung, die Cicero 
a. ä. O. giebt, hat nach den Principien der letz- 
tern ihre vollkommene Richtigkeit, nur dafs der 
Weise jederzeit den Tod vorziehen wird, weil er 
nie subjectiv gewifs seyn kann, ob ihn nicht blofs 
die Liebe zum Leben bestimmte, das Leben des 
Andern zu opfern. Uebrigens kann es nicht be- 
fremden, wenn so aus einer ethischen Pflicht die 
Möglichkeit, einen Andern zu zwingen, abgelei- 
tet wird, ohne dafs das äufsere Recht einen sol- 
chen Zwang verstattete. Denn befindet sich 
nicht z. B. der Arzt in demselben Falle, wenn 
er den Kranken auch wider dessen Willen einer 
noth wendigen Operation unterwirft? 

Die Wichtigkeit dieser ganzen Untersuchung 
zeigt sich vorzüglich in dem Staatsrechte. Denn 
nicht genug, dafs bey der Verwaltung des politi- 
schen Gemeinwesens unendlich oft Fällevorkom- 
men, wo die Rechte des Einzelnen mit der Si- 
cherheit des Ganzen unvereinbar sind, so könnte 
man sogar behaupten , dafs alle Staatsverfassun- 
gen mehr oder weniger auf diesem Nothrechte 
beruhn. — Dafs nun der Staat in einem solchen 
Falle die Rechte des Einzelnen der Sicherheit des 
Ganzen, (nicht dem äufsern Rechte, sondern der 
Ethik nach,) aufzuopfern befugt ist, beruht auf 
dem bekannten Spruche : „ Es ist besser , dafs 



ein Mensch umkomme, denn dafs das ganze 
Volk verderbe. u Jedoch, die weitere Ausfüh- 
rung dieser Lehre gehört in das philosophische 
Staatsrecht. Hier also nur so viel, dafs dieses 
durch die Ethik begründete Nothrecht nur 
auf den Fall einer wirklichen Noth zu beschrän- 
ken ist ; dafs mithin nur die Sicherheit des 
Staates einen hinlänglichen Grund zur Ausübung 
dieses Rechtes enthält, auch der Beeinträchtigte 
ein vollkommenes Recht auf Schadenersatz (in 
so fern dieser anders möglich ist,) gegen das 
gemeine Wesen hat. 
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Zweytes Kapitel. 

Von dem 

Verhältnisse der Rechtswissenschaft 

I * | 

ku de* 

T u g e n d 1 e h r e. 
— 

$. 6. 

Vorerinnerung. 

D ie Aufgabe, die in diesem Kapitel beantwor- 
tet werden soll, ist allgemein ausgedruckt diese: 
In welchem Verhältnisse steht die Rechtswissen- 
schaft zu den andern Theilen der menschlichen 
Erkenntnifs? Es gehört daher dieses Kapitel, 
(so wie das folgende,) eigentlich der Encyclo- 
padie der Wissenschaften an. Denn diese ist 
eine Wissenschaft , die die systematische Ein- 
heit — die wissenschaftliche Form — äller 
Wissenschaften überhaupt, oder einer gewissen 
Gattung von Wis$en$cnaften (daher die Ein- 
theilung der Bncyclopädie in die allgemeine 
und in ( die besondere;) zu ihrem Gegenstande 
hat. 

Jene allgemeine Aufgabe läfst sich jedoch 
auf eine beschränktere zurück führen. Die 
Rechtswissenschaft ist ein Theil der prakti- 
schen Philosophie, d. i. einer Wissenschaft der 



Gesetze, unter welchen' die Willkühr des Men- 
schen, in wie fern sie eine freye Willkühr ist, 
steht. Die Aufgabe , die in diesem Kapitel zu 
beantworten ist, kann daher nur die seyn: In 
welchdm Verhältnisse steht die Rechtswissen- , 
Schaft zu den übrigen Theilen der praktischen 
Philosophie ? Von allen andern Wissenschaften* 
ist sie schon durch den Gattungsbegriff, unter 
welchen sie gehört, hinlänglich unterschieden. 
Wenigstens gehört die Bestimmung dieser ent- 
ferntem Grenzlinie für die Encyclopadie der 
Philosophie überhaupt. 

5- 7- 

Princip der Eintheilung für die praktische Philosophie. 

Der Gegenstand der praktischen Philoso- 
phie ist die Gesetzgebung de* Vernunft für die 
Freyheit der Willkühr. In dem Begriffe einer 
Gesetzgebung liegt aber ein doppeltes Merk- 
mal. Soll die Vernunft den Willen einem Ge- 
setze unterwerfen , so mufs sie theils bestim- 
men: was soll geschehn? theils eine Triebfe- 
der, d. h. einen subjectiven Bestimmungsgrund 
der Willkühr mit dem Gesetze verbinden. 

Es scheint daher aus dem Gegenstande der 
praktischen Philosophie (und von den Quellen 
dieser Wissenschaft kann hier um defs willen 
nicht die Rede seyn , weil ein daraus abgeleite- 
tes Eintheilungs - Princip eben sowohl auf die 
Rechtswissenschaft anwendbar seyn würde f vgl. 
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§. i4«) ein doppelter Gnmd zu ihrer Einthei- 
lung hervorzugehn; der eine aus der Verschie- 
denheit der Pflichten , der andere aus der Ver- 
schiedenheit des Verpflichtungsgrundes. Da je- 
doch die Vernunft, in wie fern sie blofs lehrt, 
was zü 'thun, oder was zu unterlassen sey, 
nicht ein praktisches, sondern ein theoretisches 
Vermögen ist , so folgt , däfs nur das letztere 
Princip zur Eintheilung der praktischen Philo- 
sophie gebraucht werden kann. Die Verschieb 
denheit der Pflichten ihrem Inhalte nach, kann 
hierbey nur als eine Folge von diesem letztern 
Principe in Betrachtung kommen. 

m 

: §• 8- 

Eintheilung der praktischen Philosopliie nach dem auf- 
gestellten Principe. 
- 

Die Triebfeder der Willkühr, d. h. der 
Grund, durchweichen sie subjectiv zu der Be- 
obachtung praktischer Gesetze bestimmt wird, 
kann entweder eine innere oder eine äufsere 
Triebfeder seyn, Sie ist das erstere, wenn das 
Gesetz für sich , und ohne Rücksicht auf die 
Folgen der Handlung der Bestimmungsgrund 
der Willkühr ist. Sie ist das letztere, wenn 
sie von den Folgen der Handlung entlehnt ist. 
Da jedoch praktische Gesetze unbedingt gebie- 
ten, so kann die äufsere Triebfeder der Will- 
kühr nur in der Furcht vor physischem Z Wange 
bestehen. 



Die Vernunft, als ein praktisches Vermö- 
gen betrachtet, kann unmittelbar nur eine in- 
nere Triebfeder init ihrer Gesetzgebung verbin- 
den , d. h. sie ist nur in so fem praktisch, als 
sie die Willkühr bestimmt; sie bestimmt aber 
die Willkühr ^unmittelbar) nur- in so fern, als 
das Gesetz allein der Bestimmungsgrund der 
Willkühr ist. Die Möglichkeit einer solchen 
Bestimmung läfst sich wohl durch das Gefühl 
der Achtung, einer Folge von jener Bestim- 
mung, psychologisch verständlicher machen, 
jedoch schlechterdings nicht theoretisch erklären. 
— Angenommen aber, dafs der Verpflichtungs- 
grund zu, praktischen Gesetzen auch auf einer 
äufsern Triebfeder beruhen kann, so kann die 
Gesetzgebung der praktischen Vernunft in so 
fern nur eine unvollkommene Gesetzgebung ge- 
nannt werden. Der Inhalt der Gesetze, die 
moralische Möglichkeit und selbst die moralische 
Noth wendigkeit eines physischen Zwanges, 
(einer äufsern Sanction) kann und mufs sogar 
in diesem Falle aus Vernunftprincipien abge- 
leitet werden. Aber die Sanction der Gesetze 
selbst beruht in so fern nicht auf der Vernunft 
allein, sondern auf physischen Bedingungen. 
Gleichwohl wird diese Art der praktischen Ge- 
setzgebung allerdings einen Theil der prakti- 
schen Philosophie ausmachen. Denn theils 
wird in dieser Wissenschaft das Vermögen der 
praktischen Vernunft theoretisch zergliedert ; 
theils wird die äufsere Sanction jener Gesetze 
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durch die praktische Vernunft mittelbar, und 
ihrer moralischen Gültigkeit nach begründet. 

Diejenige Gesetzgebung nun, die eine 
Handlung zur Pflicht, und diese Pflicht zu- 
gleich zur Triebfeder macht, ist die ethische 
Gesetzgebung. Diejenige aber, die eine äufsere 
Triebfeder (physischen Zwang,) mit dem Ge- 
setze verbindet, ist juridisch. Die erstere 
ist der Gegenstand der Ethik, oder der Tu- 
gendlehre; die letztere ist der Gegenstand der 
Rechtswissenschaft. Die Realität derer- 
Stern ergiebt sich unmittelbar aus dem Begriffe 
der praktischen. Vernunft. Die Realität der letz- 
tern ist in dem vorigen Kapitel dargethan wor- 
den. So wie sich beyde Arten der Gesetzge- 
bung von einander unterscheiden, so ist auch 
der Unterschied zwischen der Rechts- und Tu- 
gendlehre zu bestimmen. 

■ * 

' • . . . §• 9- 

Grenzbestimmung zwischen der Rechts- und Tugend- 
lehre zu Folge des aufgestellten Principsw 

Krste Folgerung^ 

Die juridische Gesetzgebung unterscheidet 
sich also von der ethischen, (und mithin die 
Rechtswissenschaft von der Ethik,) i) in Be- 
ziehung auf die Triebfeder, welche durch die 
eine und durch die* andere mit dem Gesetze 
verbunden wird. Dieser Unterschied, der sich 
unmittelbar aus dem vorigen §. ergiebt, ist zu- 
gleich das Princip aller übrigen Unterschiede 
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zwischen beyden Gesetzgebungen. Wenn aber 
die Uebereinstimmung einer Handlung mit dem 
Gesetze , in Beziehung auf die Triebfeder ,der 
Handlung — Moralität, Sittlichkeit; und die 
Uebereinstimmung einer Handlung mit dem 
Gesetze, in Beziehung auf die Wirkung der 
Handlung — Legalität, genannt wird; so for- 
dert die ethische Gesetzgebung von dem Men- 
schen Moralität, die juridische nur Legalität. 
In rechtlicher Rücksicht ist es ganz gleichgül- 
tig, ob der Mensch aus Pflicht, aus Achtung 
für die Würde der Menschheit, oder seines 
eigenen Vortheils wegen z. B. nicht tödtet oder 
nicht stiehlt; wenn er nur überhaupt diese 
Handlungen unterläfst. Ohnehin lassen sich 
Gesinnungen nicht äufserlich erzwingen. 

' Zusatz i. Gerechtigkeit ist die Uebereinstim- 
mung der Handlungen mit dem Rechtsgesetze. 
Sie ist: 

i) entweder eine innere Gerechtigkeit, d. i. 
eine Ueb er eir Stimmung der Handlungen , mit 
dem Rechtsgesetze aus Pflicht > aus Achtung für 
das Gesetz. (In diesem Sinne nahmen die Ro- 
mischen Xuristen das Wort, wenn sie sagten: 
Justitia est constans ac perpetua voluntas , ju* 
siium ciiique tribuendi.} , 

a) oder eine äufsere Gerechtigkeit; d. h. eine 
Uebereinstimmung der Handlungen, als Natur- 
begebenheiten (blofs ihren Folgen nach) be- 
trachtet, mit dem Rechtsgesetze. 

Zusatz 2. Die Wirkung eines Gegenstandes wird, 
auf das Begehrungsvermögen bezogen, ein Zweck 
genannt. Ist der Gegenstand an sich die Ursache 
von einer gewissen Wirkung, so heifst der Zweck 
objectiv. Bringt hingegen der Gegenstand nur für 



dieses oder jenes Subject ejne gewisse Wirkung 
hervor, so ist diese ein subjectiver Zweck. — Der 
objective Zweck der Rechtswissenschaft, ist daher 
die äufsere Gerechtigkeit. Der subjectiven Zwecke 
kann es sehr viele geben. 

» . • 
§. lO. , ^ 

v Zweyte Folgerung. 

Beyde Gesetzgebungen unterscheiden sich 
a) in Beziehung auf ihren Gegenstand. Die 
ethische Gesetzgebung geht vermöge ihrer Trieb- 
feder auf alle Handlungen des Menschen über- 
haupt. Denn, da der Mensch nur in so fern 
ein moralisches Wesen ist, als er sich selbst 
d. h. durch Achtung für die Pflicht bestimmt, 
so würde, wenn man gewisse Handlungen von 
jener Gesetzgebung ausschlösse, folgen, dafs 
der Mensch in Beziehung auf diese Handlun- 
gen, in Beziehung auf diese möglichen Pro- 
ducte seiner Freyheit, nicht ein moralisches 
Wesen seyn sollte. Die juridische Gesetzge- 
bung aber kann nur auf äufsere Handlungen 
gehn, da nur diese äufserlich erzwungen wer- 
den können. — Hieraus folgt: Alle Rechts- 
pflichten sind auch Pflichten der Ethik; ob- 
wohl nicht umgekehrt alle Tugendpflichten auch 
Rechtspflichten sind. Durch diesen Satz wird 
jedoch die Verschiedenheit beyder Wissenschaf- 
ten; der Rechts- und der Tugend - Lehre , kei- 
nesweges aufgehoben. Denn 1) erhalten die 
Rechtspflichten durch die Ethik eine andere 
Sanction, (die Sanction des Gewissens,) als die 




ist, die sie in der Rechtswissenschaft (durch 
äufsere Gewalt) haben. Und 2) gehört die Be- 
stimmung dieser Rechtspflichten, ihrem Inhalte 
nach , dennoch ausschliefsend für die Rechtswis- 
senschaft ; da sie auf einem von dem Inhalte des 
Sittengesetzes unabhängigen Erkejintnifs - Prin- 
cipe beruhen. 

Aus dem hier Gesagten kann maft es sich 
übrigens erklären , warum die Grenzen zwi- 
schen beyden Wissenschaften so lange un- 
bestimmt blieben. 

■ * 

Dritte Folgerung. , 

Beyde Gesetzgebungen unterscheiden sijdi 
3) in Beziehung auf den Gesetzgeber, der für die 
eine und für die andere Gesetzgebung möglich 
ist. Ein Gesetzgeber ist ein Subject, das eine 
Person zur Beobachtung gewisser Gesetze ver- 
pflichtet. (Er ist also wohl von dem blofsen 
Lehrer des Gesetzes zu unterscheiden. ) Zu der 
Beobachtung ethischer Gesetze kann nun den 
Menschen bloft ein innerer Gesetzgeber, d. h* 
sein Gewissen verpflichten ; denn ein Gesetz ist 
eben defswegen und nur in so fern ein ethisches 
Gesetz, als die Person sich selbst zur Beobach- 
tung desselben bestimmt (§.9.) Für die juri- 
dische Gesetzgebung aber ist auch ein äufserer 
Gesetzgebet (z. B. der Staat) theils physisch, 
theils moralisch möglich. Das erstere, weil 
äufsere Handlungen auch äufserlich erzwungen 
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werden können ; das letztere, weil und in wie 
fern sich eine Rechtspflicht darthun läfst, einen 
Staat und mithin die Gesetzgebung desselben an- 
zuerkennen. Auf diesen Unterschied gründet 
sich 1) die Möglichkeit positiver Gesetze über- 
haupt. Denn wenn der Mensch von einer an- 
dern Person zu der Beobachtung gewisser Gesetze 
verpflichtet werden kann , so mufs auch die Be- 
stimmimg des Inhalts dieser Gesetze von dem 
Gesetzgeber selbst abhängen, weil sonst in einem 
jeden Falle das Recht des Gesetzgebers durch die 
Einrede des Verpflichteten, dafs der Inhalt des 
Gesetzes widerrechtlich -sey , entkräftet werden 
könnte. Auf diesem Unterschiede beruht a) die 
Verschiedenheit des Richterstuhles, für welchen 
Rechts- und Gewissenssachen gehören. (Forum 
est vel externum vel internum.) v 

Anmerkung. Dafs eine genaue Grenzbestimmung 
zwischen beyden Wissenschaften, der Rechts- und 
der Tugend -Lehre, in theoretischer Hinsicht un- 
entbehrlich sey, wird wohl Niemand bezweifeln. 
Eher könnte man von einer solchen Trennung Ge- 
fahren für die Praxis befürchten. Denn kann sie 
nicht dazu gemifsbraucht werden, dafs der Mensch 
gleichsam die Wahl zu haften glaubt , ob er nach 
dem Naturrechte, oder nach den Grundsätzen der 
Ethik leben wolle? Sind die Beyspiele so selten, 
wo an dem Charakter der Rechtsgelehrten diese 
moralische Einseitigkeit wahrzunehmen ist? Jedoch 
dieser Mifsbrauch jener Grenzbestimmung ist zu 
auffallend, als dafs er eine weidäuftige Rüge ver- 
diente. (Wer nur gerecht ist, steht auf der nie- 
drigsten Stufe der, Moralitat; wer nicht einmal ge- 
recht ist, steht auf der höchsten Stufe der Immo- 
ralität.) Auch für die Praxis ist jene Trennung um 



deswillen von hoher Wichtigkeit, weil die Haupt* 
quelle alles Unglücks, das durch den Staat über 
die Menschheit gekommen ist, von jeher darin 
lag, dafs der Staat und dessen Beamten die Ge- 
setze der Gerechtigkeit einer übelverstandenen 
Humanität, einem vermeintlichen Staatsbesten^ 
unterordnen zu können glaubten. 

- 

Anhang. 

Von dem Verhältnisse der Rechtswissenschaft 

* 

zur Politik. 

Die Untersuchung über das Verhältnifs zwi- 
schen Moral und Politik, .(tinter welcher die 
vorliegende Aufgabe enthalten ist,) ist beson- 
ders dadurch so verwickelt geworden, dafs theils 
das Wort Politik mehr als eine Bedeutung hat, 
theils das Verhältnifs selbst, in welchem Moral 
und Politik zu einander stehen, aus ganz ver- 
schiedenen Gesichtspunkten betrachtet werden 
kann. 

Moral und praktische Philosophie werden 
hier als gleichbedeutend genommen. Es begreift 
daher die Moral sowohl die Tugendlehre, als 
auch die Rechtswissenschaft unter sich. — Die 
Politik in der weitesten Bedeutung ist eine Wis- 
senschaft der Mittel , wodurch ein gewisser 
Zweck am vollkommensten erreicht werden kann. 
Sie theilt sich in die allgemeine und in die beson- 
dere Politik. Die erstere bezieht sich auf alle 
mögliche Zwecke überhaupt; die letztere auf 

einen bestimmten Zweck. Die erstere kann iltfer 
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Natur nach nur eine ziemlich unfruchtbare Wis- 
senschaft seyn; da, wenn ma,n von der Mate- 
rie der Zwecke gänzlich abstrahirt, nur gewisse 
allgemeine Regeln für die Handlungsweise des 
Menschen übrig bleiben. Die letztere hat wie- 
derum entweder die subjectiven Zwecke des 
Menschen, (deren Inbegriff Glückseligkeit ge- 
nannt wird,) oder objective (durch Pflicht ge- 
botene ) Zwecke zu ihrem Gegenstande. Im 
erstem Falle heifst sie Politik in der engern 
Bedeutung oder Glückseligkeitslehre; im letz- 
tern Moral - Politik. Diese Moralpolitik kann 
sich jedoch nur auf die praktisch -zufälligen d.h. 
nicht durch das Moral -Gesetz gebotenen Mit- 
tel beschränken , wenn und in wie fern sie an- 
ders eine von der Moral selbst abgesonderte 
Wissenschaft seyn soll. Die Politik in der 
engsten Bedeutung endlich, d. h. die Wissen- 
schaft der vollkommensten Mittel zur Errei- 
chung des Staatszwecks, kann sowohl unter 
die eine, als unter die andere der nur genann- 
ten Wissenschaf teu , als ein Tneil derselben, 
gebracht werden. 

Das Verhältnifs zwischen Moral und Poli- 
tik aber kann entweder in theoretischer oder 
in praktischer Rücksicht untersucht werden. 
Nur wird bey dieser Untersuchung, aus leicht 
begreiflichen Gründen, nicht die allgemeine, 
sondern nur die eine oder die andere Art der 
besondern Politik, zum Gegenstande genom- 
men werden können. 
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Also — die, Politik in der engern Bedeu 
tung oder die Glückseligkeitslehre hat ihrem 
Principe nach, und mithin in theoretischer Rück- 
sicht mit der Moral gar keinen Berührungspunkt. 
Denn nur in so fern unterscheidet sich diese 
Politik von der Moralpolitik , und mithin nur 
in so fern ist sie eine besondere Wissenschaft, 
als sie blofs aus dem Glückseligkeitsprincipe, ohne 
Rücksicht auf die Forderungen der Moral ihre 
Grundsätze ableitet. Gleichwohl läfst sich an- 
nehmen, dafs diese Grundsätze, als allgemein- 
gültige (nicht blpfs für einen einzelnen Men- 
schen geltende) Bedingungen^ihres Zwecks, ih- 
rem Inhalte nach, mit den Grundsätzen der Mo- 
ral allerdings übereinstimmen werden. Diese 
Behauptung läfst sich vielleicht schon aus dem 
Begriffe eines allgemeingültigen Grundsatzes ab- 
leiten ; aber sie wird auch durch die That selbst, 
durch die praktische Philosophie derer, die nur 
von dem Glückseligkeitsprincipe ausgingen , be- 
stätiget. Wenn man daher blofs auf die Folgen 
Rücksicht nimmt, die diesem Principe in der Er- 
fahrung entsprechen würden , so kann es sogar 
in so fern praktisch gleichgültig scheinen, ob 
einer seine Handlungen durch das Glückselig- 
keit^ -Princip oder durch das Moral -Princip be- 
stimmt. Jedoch der wichtige Unterschied zwi- 
schen bey den Fällen liegt darin , dafs das Glück- 
seligkeits - Princip , nach Mafsgabe der Zeit und 
der Umstände, Ausnahmen zum Besten des In- 
dividuums verstattet; Ausnahmen, die, ob sie 
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wohl mit dem Moral - Principe schlechterdings 
im Widerspruche stehn, um so häufiger in der 
Praxis vorkommen werden , je mehr den Men- 
schen bald Unbekanrjtschaft mit seinem wah- 
ren Vortheile, bald die Noth', bald selbst der 
Drang des Genies dazu verleiten können. Schon 
daher ist es denn zu erklären, dafs man Poli- 
tik und Moral so oft einander entgegensetzt, 
und beyde wirklich im Widerspruche mit ein- 
ander findet. Daher ist es selbst, was die 
Folgen der Handlungen betrifft, keinesweges 
gleichgültig, ob der Mensch von dem einen 
oder von dem andern Principe ausgeht. Bey 
dem allen aber hat die wissenschaftliche Bear- 
beitung der Politik, als \einer von der Moral 
unabhängigen Wissenschaft, selbst ein morali- 
sches Interesse für sich., Sie kann unter andern 
zur Bestätigung des Satzes -dienen, dafs Tugend 
die beste Politik ist. 

Die zweyte Art der besondern Politik war 
die Moral -Politik. Diese erhält von der Mo- 
ral theils die zu beantwortenden Aufgaben , 
theils die Vorschrift, dafs die Regeln der Poli- 
tik nicht mit den Grundsätzen der Moral im 
Widerspruche stehen dürfen. Umgekehrt aber 
vermittelt die Moral -Politik die Anwendbarkeit 
der Moral (und insbesondere der Rechtswis- 
senschaft) auf die Erfahrung. Jene Vorschrift, 
die auf den ersten und einfachsten Grundsätzen 
der praktischen Philosophie überhaupt beruht, 
bestimmt übrigens Zugleich die Grenzen für die 



Anwendbarkeit der Glückseligkeitslehre, der Po- 
litik in der engern Bedeutung; d. h. nur in So 
fern darf «ich der Mensch seine eigene Gluckse- 
ligkeit zum Zwecke machen, als dieser Zweck, 
und der Weg, der zu diesem Ziele führt, nicht 
niit der Pflicht im Widerspruche steht. Freylich 
könnte man fragen , wie es mit der Menschheit . 
stehen würde, wenn man eingerissenen Mifs- 
bräuchen immer nur auf dem Wege des Rechts 
hätte abhelfen wollen? Man könnte sich versucht 
glauben , selbst der Ungerechtigkeit einen mora- 
lischen Werth beyzulegen. Jedoch diese heroi- 
sche Behauptung würde offenbar auf einer Ver- 
wechselung zwischen dem moralischen und cos- 
mopolitischen Werthe der Handlungen beruhn. ' 

Die Anwendung des bisher Gesagten auf 
das Yerhältnifs zwischen der Rechtswissenschaft 
und der Politik ist leicht. Also hier nur die ein- 
zige Bemerkung noch , dafs man die Grundsätze 
des Rechts, und, diesen untergeordnet, die Re- 
geln der Politik auch als verbunden zu einem 
einzigen wissenschaftlichen Ganzen vortragen 
kann. Die Wissenschaften, die auf diese Weise 
entstehen, lassen sich füglich durch die Namen: 
Gesetzgebungs- und Regierungs - Wissenschaft 
bezeichnen. 
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, Drittes Kapitel. ; 

Systematische Eintheilung w % 

< 

der 

Rechtswissenschaft. 



§. 12. " ' 

Eintheilungs-Principieu der Rechtswissenschaft. 

Die systematische Eintheilnng eines Begriffs 
unterscheidet sich dadurch von der rhapsodischen, 
dafs jene von einem Principe, und mithin von 
allen den verschiedenen Merkmalen ausgeht, 
durch welche der Begriff gedacht wird; diese 
aber nicht. ■ — Es kann daher die Rechtswissen- 
Schaft entweder in Beziehung auf den Gattungs- 
begriff, unter welchen sie gehört, oder in Be- 
ziehung auf den ihr eigen thümlichen Gegenstand 
eingetheilt werden; im erstem Falle wiederum 
entweder in wie fern sie eine Wissenschaft über* 
haupt , oder in wie fern sie ein Theil der prakti- 
schen. Philosophie ist; im letztern Falle aber 
entweder in Beziehung auf die Verschiedenheit 
der Quellen, oder in Beziehung auf die Verschie- 
denheit des, Inhalts der Rechtsgesetze. 



/.. Eintheiltmg der Rechtswissenschaft , in Beziehung 
auf den- Gattungsbegriff, unter welclien sie gehört. 

j) Eintheilung der Rechtswissenschaft, als einer Wissen- 
schaft überhaupt. 

- > 

Die Rechtswissenschaft theijt sich, als Wis- 
senschaft überhaupt , in die theoretische und in 
die praktische Rechtswissenschaft. Die physi- 
sehen Bedingungen derFreyheit sind (§. 3.) ent- 
weder absolute oder hypothetische Bedingungen. 
Die erstem sind wesentliche Merkmale des Be- 
griffes der äufsern Freyheit : die letztern werden 
nur unter der Bedingung in diesem Begriffe ge- 
dacht, dafs die Thätigkeit einer Person als be- 
schränkt durch äufsere Hindernisse gesetzt wird. 
Die theoretische Rechtswissenschaft hat nun die 
gegenseitige Uebereinstimmung der äufsern 
Freyheit in Beziehung auf die absoluten Bedin- 
gungen dieser Freyheit, die praktische Rechts- 
wissenschaft aber diese Uebereinstimmung in Be- 
ziehung auf die hypothetischen Bedingungen 
der äufsern Freyheit , zu ihrem Gegenstände. — 
Der Grund, warum die erstere Wissenschaft 
unter den Gattungsbegriff der theoretischen Wisr 
senschaften, die letztere aber unter den Gat- 
tungsbegriff der praktischen Wissenschaften, ge- 
hört, liegt darin, dafs Rechtsgesetze nur in 
so fern praktische Gesetze sind , als sie mit einer 
äufsern Sanction ( durch physischen Zwang) ver- 
bunden sind. (§.11.) |. 
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2) Einteilung der Hecht8wis8enschaft 4/ als eines Theiles der 

praktischen Philosophie./, 

N * 

So wie die praktische Philosophie überhaupt 
ihren reinen und ihren angewendeten Theil hat, 
wovqn der erstere auf Principien a priori, der 
letztere auf Erfahrungsgrundsätzen beruht, £d 
kann auch die Rechtswissenschaft in die reine 
und in die angewendete Rechtswissenschaft ein- 
getheilt werden. Da jedoch schon in dem &e- 
grifFe des Rechts empirische Merkmale liegen, 
so wird die erstere Wissenschaft allemal nur re- 
lativ den Narhen einer Wissenschaft a priori ver- 
dienen; und da ein jeder relative Begriff seiner 
Natur nach schwankend ist , so ist es rathsamer, 
bey dem Vortrage der Rechtswissenschaft von 
dieser ganzen Eintheilung zu abstrahiren. 

■ 

iL Eintheilung der Rechtswissenschaft f in Beziehung 
auf den ihr eigenthümlichen Gegenstand. 

1) In Beziehung auf die Quellen der Rechtsgesetze. 

§• 15- 

Die Rechtswissenschaft ist entweder eine 
Wissenschaft des philosophischen oder eine Wis- 
senschaft des positiven Rechtes. ( Das philoso- 
phische Recht wird auch das natürliche genannt, 
weil man alles, wasnothwendig ist, natürlich zu 
nennen pflegt. Jedoch verdient die erstere Be- 
nennung , wegen der bey der letztern möglichen 
Mifsverständnisse , vor dieser den Vorzug.) 



Diese Eintheilung des Rechts hat jedoch zwey 
verschiedene Bedeutungen , je nachdem man da- 
bey auf den Verpflichtungsgrund, oder auf das 
Erkenntnifsprincip der Rechtsgesetze Rücksicht 
nimmt. In dem erstem Falle ist das philoso- 
p Iiis che Recht dasjenige Recht, dessen unmit- 
telbarer Verpflichtungsgrund in der Vernunft 
liegt; das positive aber dasjenige Recht, dessen 
unmittelbarer Verpflichtungsgrund in der nö- 
thigenden Willkühr einer andern Person liegt, 
(Nur unmittelbar liegt dieser Verpflichtungs- 
grund in dem gebietenden Willen einer andern 
Person: denn mittelbar beruht er ebenfalls auf 
Vernunftprincipien. Uebrigens ergiebt sich aus 
dem Obigen, (§• 8-) dafs das philosophische 
Recht in dieser Bedeutung nur einen sittlichen * 
Verpflichtungsgrund hat, und allererst durch 
das positive eine äufsere Sanction erhält.) In 
dem zweyten Falle versteht man unter dem 
philosophischen Rechte dasjenige Recht, dessen 
Inhalt aus Vernunftgrundsätzen abgeleitet wer- 
den kann, unter dem positiven Rechte aber das- 
jenige , dessen Inhalt willkührlich bestimmt 
ist. — Das philosophische Recht in der erstem 
Bedeutung wird jederzeit auch philosophisches 
Recht in der andern Bedeutung seyn. Denn 
positive Bestimmungen des Rechts sind für 
den Andern nur in so fern verpflichtend, als 
es die Willkühr ist, von welcher diese Bestim- 
mungen gemacht wurden. Hingegen ein posi- 
tives Recht in der erstem Bedeutung kann 
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sowohl philosophisches, als positives Recht,' 
diese Worte in der zweyten Bedeutung genom- 
men, enthalten. Das Chursächsische Recht z. 
B. ist ein positives Recht, in der erstem Be- 
deutung; die Grundsätze desselben aber sind, 
ihrem Inhalte nach, theils philosophische, theils 
willkührlich bestimmte Grundsätze. v 

Beyde Bedeutungen der aufgestellten Ein- 
theilung gehören unter das Princip, von wel- 
chem der §. ausging. Jedoch beruht die letz- 
tere, ihrer rechtlichen Möglichkeit nach, auf 
der erstem Eintheilung. v 
Bey der wissenschaftlichen Bearbeitung des 

philosophischen Rechts wird jederzeit diese 

letztere Bedeutung zum Grunde zu legen 

seyn. 

Z u s ä t z e. 

I. Von dem Verhältnisse zwischen dem philoso- 
phischen und zwischen dem positiven Rechte. 

So wie die Eintheilung des Rechts in das philoso- 
phische und in das positive eine doppelte Bedeutung, 
eine praktische und eine theoretische hat, so wird 
auch das Verhältnifs zwischen beyden Rechten, je 
nachdem man dabey die eine oder die andere Bedeu- 
tung zum Grunde legt, theils ein praktisches, theils 
ein theoretisches Verhältnifs seyn. 

Das Verhältnifs zwischen dem philosophischen und 
dem positiven Rechte, diese Worte in der erstem Be- 
deutung genommen, besteht darin, dafs das erster e 
" durch das letztere allererst eine Sanction erhält. Da- 
her giebt es aufserhalb des Staates kein Recht, son- 
dern nur rechtliche Grundsätze. Daher geht im Staate 
das positive Recht dem philosophischen (in der zwey- 



teil Bedeutung) vor. Daher das Dilemma: Der Staat 
kann nur entweder durch physische Gewalt, oder 
durch die Tugend des Volkes bestehen. 

Nimmt man jene Worte in. der zweyten Bedeu- 
tung) so kann i) das philosophische Recht nicht durch 
das positive aufgehoben werden. Denn da das ^philo- 
sophische Recht die einzig möglichen Bedingungen 
enthalt , unter welchen die äufsere Freyheit der Men- 
sehen als übereinstimmend gedacht werden kann, so 
wurde das positive Recht, in so fern es mit jenem im 
Widerspruche stände^ ein Unrecht seyn. Wenn gleich- 
wohl das positive Recht in der Erfahrung so oft ge- 
gen das philosophische verstöfst, und dennoch der 
Widerspruch, der in einem positiven Gesetze dieser 
Art liegt, weniger auffallend ist, so ist wohl diese 
Erscheinung daher zu erklaren, dafs der Zweck des 
Rechts ein äüfserer Zustand ist. So geschieht es, dafs 
man die Gesetze des Staats hauptsächlich in Beziehung 
auf die empirische) Möglichkeit dieses Zustandes (d. h. 
aus dem Gesichtspuncte der Politik) betrachtet. — 
Hingegen soll 2) das positive Recht diejenigen Rechts- 
fragen beantworten, die das philosophische unbeant- 
wortet läfst. (Vgl. §. 5- und §. 15.) 

Man sieht also, dafs in praktischer Rücksicht das ' 
positive, in theoretischer Rücksicht aber das pbiloso- 
phische Recht den Primat behauptet. 

XI. Von dem Verhältnisse zwischen dem' philo- 
sophischen Rechte und zwischen der Phi- 
losophie des positiven Rechts. 

Die Philosophie des positiven Rechts ist eine Wis- 
senschaft der Principlen, aus welchen das positive 
Recht, so wie es in der Erfahrung gegeben ist, abge- 
leitet werden kann. Sie ist also eine theoretische Wis- 
senschaft, über alles wichtig für den Gesetzgeber, für 
den pragmatischen Geschichtsforscher, und selbst für 
den praktischen Rechtsgelehrten. Sie ist entweder eine 
Philosophie des positiven Rechtes überhaupt, oder die 
Philosophie eines bestimmten positiven Hechtes, z. B. 
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des Römischen. Jene stellt die ,möglichen Erklärungs- 
principien für alle positive Gesetze überhaupt auf. 
Diese hat die besondern Principien zu ihrem Gegen- 
stande, auf welchen die positiven Gesetze eines be- 
stimmten Volkes , als Folgerungen aus jenen Princi- 
pien, beruhen. Die Rechtsalterthümer sollten eigent- 
lich eine solche, historisch geordnete Philosophie eines 
positiven Rechtes seyn. 

Schon hieraus läfst sich das Verhältnifs abnehmen, 
in welchem das philosophische Recht zu der Philoso- 
phie des positiven Rechtes steht. Es ist dieses Recht 
,eine Art der Principien, v/ius welchen das positive 
Recht abgeleitet werden kann. Jedoch wird die Philo- 
sophie des positiven Rechtes nicht etwa die Grundsätze 
des philosophischen Rechtes selbst in den Umfang ih- 
rer Gegenstände aufnehmen. Nur die Fragen gehören 
in dieser Beziehung für die Philosophie des positiven 
Rechtes: Welches sind die historischen Grunde, war- 
um das philosophische Recht durch das positive, oder 
durch ein bestimmtes positives Recht bald bestätiget, 
bald aufgehoben wird? 



2) In Beziehung auf den Inhalt der Rechts - Gesetze. 

♦ - < , 

Die Rechtswissenschaft ist in dieser Rück- 
sicht entweder eine Wissenschaft des Privat- 
oder eine Wissenschaft des öffentlichen Rechts, 
oder Weltbürgerrecht. 

Denn die Aufgabe der Rechtswissenschaft 
ist: die äufsere Freyheit der Personen gegen- 
seitig in Übereinstimmung zu setzen. Mit- 
hin kann die Eintheilung der Rechtswissen- 
schaft in dieser Beziehung entweder von dem 
Begriffe der äufsern Freyheit, oder von der 

■ 
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Verschiedenheit der Fersonen, oder von der 
Verschiedenheit jener Uebereinstimmung mögli- 
cher Weise entlehnt werden. Da nun das 
erste Eintheilungs - Princip schon oben,(§. 13.) 
angewendet worden ist, das dritte aber des- 
wegen untauglich ist, weil die gegenseitige 
Uebereinstimmung der äufsern Freyheit jeder- 
zeit auf nothwendigen praktischen Gesetzen be- 
ruhen mufs, so bleibt hier nur der zweyte Ein- 
theilungsgrund übrig. Es sind aber die Per- 
sonen, wenn man, wie hier geschehen mufs, 
von der Qualität ihrer Rechte gänzlich abstra- 
hirt, und nur auf die Art und Weise Rück- 
sieht nimmt , wie ihnen diese Rechte zukom- 
men, entweder öffentliche oder Privat -Perso- 
nen. Eine öffentliche Person ist diejenige Per- 
son, die andere unmittelbar zu zwingen be- 
fugt ist. (Mit andern Worten: der Staat i£ 
Beziehung auf seine Mitglieder betrachtet. Dafs 
und warum nur dieser zu einem unmittelbaren 
Zwange befugt ist, wird an einem andern Orte 
dargethan werderi. Er kann übrigens durch 

das Prädicat einer öffentlichen Person be- 

« 

zeichnet werden, weil alle Mitglieder des Staa- 
tes dessen Willen anzuerkennen rechtlich ver- 
pflichtet sind.) Eine Privatperson ist diejenige 
Person, die andere nur mittelbar, (durch 
einen Dritten, durch den Staat,) zu zwingen 
befugt ist. Auf dieser Verschiedenheit der Per- 
sonen beruht nun die obige Eintheilung der 
Rechtswissenschaft. 

■ 

- 

> 
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Das Privatrecht ist eine Wissenschaft der 
nothwendigen praktischen Bedingungen, unter 
welchen die äufsere Freyheit einer Privat -Per- 
son mit der äufsern Freyheit aller andern Pri- 
vatpersonen in Uebereinstimmung stehen kann. 
In so .fern dieses Recht mittelbar die Grenzen 
der dem Staate zukommenden Civilgewalt be- 
stimmt , kann es auch als ein Theil des öffent- 
lichen Rechtes betrachtet werden. 

Das öffentliche Recht ist eine Wissenschaft 
der Rechts - Gesetze , durch welche die Staats- 
Gewalt mit den Rechten der Staats - Glieder, 

■ 

als solcher, in Uebereinstimmung gesetzt wird. 
An sich, d. h. ohne Rücksicht auf die Erfah- 
rung sind daher: öffentliches Recht und Staats- 
recht, gleichbedeutende Wörter. Da aber in der 
Erfahrung mehrere Staaten neben einander exi* 
stiren, so entsteht daher eine neue Aufgabe 
für die Rechtswissenschaft: die gegenseitigen 
Rechte der Staaten mit einander in Ueberein- 
stimmung zu setzen. Mit der Beantwortung 
dieser Frage beschäftiget sich das Völkerrecht, 
das sowohl als ein Theil des Privatrechtes , als 
auch als ein Theil des öffentlichen Rechtes 
bearbeitet werden kann, je nachdem man die 
Rechte der Völker, als von einander unabhän- 
giger Staaten, oder das Recht eines Völker- 
staates zum Gegenstande der Wissenschaft 
macht. 

Endlich das Weltbürgerrecht ist eine Wis- 
senschaft der Rechtsgesetze, durch welche die 
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Rechte der Privatpersonen mit den Rechten 
einer Staatsgewalt, der jene Privatpersonen 
nicht unterworfen sind, in Uebereinstimmung 
gesetzt werden. 

An merk. Alle bisher vorgetragene JEinth eilungen 
der Rechtswissenschaft Sind einander coordinirt. 
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liiertes Kapitel. 

■ r 

Methodologie der Piechtswissenschaft. 



Von der Methodologie überhaupt. 

D ie Methodologie überhaupt ist eine Wissen- 
schaft der Regeln, nach welchen eine Wissen- 
schaft darzustellen ist; (oder eine Wissenschaft 
der subjectiven Bedingungen , des ' Verfahrens, 
wovon die Möglichkeit einer Wissenschaft ab- 
hängt.) Nun hat aber das Wort: Wissenschaft, 
eine doppelte Bedeutung, eine objective und 
eine subjective. Unter einer Wissenschaft ver- 
steht man entweder ein systematisches d. h. nach 
Principien geordnetes Erkenntnifs überhaupt, 
oder das systematische Wissen einer bestimmten 
Person. Daher ist auch die Methodologie ent- 
weder eine objective, oder eine subjective Metho- 
dologie. Die erstere bestimmt das Verfahren, von 
welchem dieMöglichkeit einer Wissenschaft an sich 
abhängt; die letztere dasjenige Verfahren, wovon 
dieMöglichkeit abhängt, sich die Erkenntnifs von 
einer Wissenschaft in der erstem Bedeutung zu 
verschaffen. Da aber eine Wissenschaft, in die- ' 
ser Rücksicht, entweder schon gegeben, oder 
allererst zu £nden ist, so hat die subjective Me- 
thodologie sowohl das bey der Erlernung, als 
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auch das bey der Bearbeitung einer Wissenschaft 
zu beobachtende Verfahren zu bestimmen. Ue- 
brigens kann die eine und die andere Methodo- 
logie wiederum in die allgemeine und in die 
besondere etc. eingetheilt werden 
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Von der Methodologie der Rechtswissenschaft über- 
haupt. 

Die Methodologie der Rechtswissenschaft 
ist daher eine Wissenschaft des Verfahrens , von 
welchem die Möglichkeit der Rechtswissenschaft 
abhängt. Sie ist ebenfalls entweder eine objettivfc 
oder subjective Methodologie. Denn unter der 
Rechtswissenschaft versteht man entweder ein 
systematisches Erkenntnifs der Rechtsgesetze 
überhaupt, oder die Kenntnifs , die eine Person 
von Redhtsgesetzen hat. Hier wird nun blofs 
die bbjective Methodologie der Rechtswissen- 
schaft der Gegenstand der Untersuchung' seyn 
können, da die subjective Methodologie dieser 
Wissenschaft nicht auf philosophischen Princi- 
pien beruht. Es wird bey dieser Untersuchung 
die Eintheilurig des Rechts in das philosophische 
und in das positive zum Grunde zu legen seyn. 
Das zweyte der Rechtswissenschaft eigenthüm- 
liche Eintheilungsprincip (§• 16.) kann wenig-, 
stens nicht in einer allgemeinen Einleitung in 
die Rechtswissenschaft zu methodologischen Auf- 
gaben Veranlassung gebeh. 
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Objective Methodologie der philosophischen Rechts 
v Wissenschaft. 

Aug der obigen Deduction der Rechtswis- 
senschaft (§. 5.) ergiebt sich der Satz: Die 
philosophische Rechtswissenschaft 
ist eine blofs analytische Wissen- 
schaft. ( Daher die Gewifsheit und Fafslichkeit 
ihrer Grundsätze. Sie ist gleichsam die Mathe- 
matik der praktischen Philosophie.) Das Jieifst 
nicht so viel, als wenn alle Sätze, die in dieser 
Wissenschaft enthalten sind, nur analytisch wä- 
ren; sondern hur in wie fern die darin enthalte- 
nen Sätze Rechtssätze sind , d. h. in wie fern sie 
die gegenseitige Uebereinstimmung der äufsern 
Freyheit betreffen, müssen sie nach dem Satze 
des Widerspruchs erkennbar seyn. Die philoso- 
phische Rechtswissenschaft , oder die Rechtswis- 
senschaft schlechthin, hat also zuförderst den 
Begriff der äufsern Freyheit zu zergliedern , und 
unter diesen Begriff die in der Erfahrung gegebe- 
nen Bedingungen dieser Freyheit zu bringen. 
(Das Rechtsprincip ist in so fern ein materiales 
Princip, und die Rechtssätze, die sich aus dieser 
Subsumtion ergeben, sind synthetische Sätze. 
Jedoch nicht das Recht, sondern nur die Rechte 
einer Person sind unmittelbar der Inhalt dieser 
Sätze.) Wennsich hierbey eine Collision (ein 
Widerspruch,) zwischen der äufsern Freyheit 
des Einen und des Andern, a -priori oder a poste- 
riori ergiebt, so ist entweder nur ein einziger 



Weg möglich, diesen Widerspruch zu heben, 

oder es siebt deren mehrere. Im erstem Falle 

* 

gehört die Beantwortung der Aufgabe für das 
Forum der Rechtswissenschaft, im letztern ,für 
das ^orum der Politik, so dafs die Rechtswissen* 
schaft an die Politik nur die Forderung thut, un- 
ter den verschiedenen Wegen den vollkommen- 
sten zu wählen. 

Man kann daher behaupten , dafs die Politik . 
in ihrer Vollendung "Rechtswissenschaft 
seyn würde. Denn der vollkommenste Weg 
ist in einem gewissen Sinne der einzig mög- 
liche. — Daher ergiebt sich ferner, dafs 
die Sphäre des Rechts begrifFs weiter ist, als 
die Sphäre der Rechtswissenschaft. — Da- 
her endlich wird die Rechtswissenschaft in 
allen ihren Theten nicht von Pflichten, son- 
dern von Rechten ausgehen. 

§« so. 

Objeetive Methodologie der positiven Rechtswissen- 
schaft. 

Was die Methode der positiven Rechtswis- 
sejischaft betrifft, so ist sorgfältig zwischen der 
wissenschaftlichen Züsammenstellung und zwi- 
schen der Ableitung der einzelnen Rechtssätze 
zu unterscheiden. Da die erstere durch die po- 
sitive Gesetzgebung nicht bestimmt werden kann 
oder soll, so ist sie aus dem philosophischen 
Rechte zu entlehnen. Dieses ist in so fern für 
das positive. Recht eine wahre Methodologie, 
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deren Anwendbarkeit auf das positive Recht sich 
jedoch allerdings die besondere Beschaffenheic 
des positiven Rechtes'in einzelnen Fällen entge- 
genstellenkann, da der Inhalt der Gesetze auch auf 
die Ordnung, in welcher die Rechts sätze vor- 
zutragen sind, von Binflufs $eyn raufe.. (So 
ist z. B. in dem Römischen Rechte die Lshre von 
den Verträgen nach «iner ganz andern Ordnung, 
als in dem philosophischen Rechte/ zu bearbei- 
ten. ) » Was aber den für die einzelne*! Sätze der 
positiven Rechtswissenschaft zu führenden Be- 
weis betrifft, so ist dieser ganz allein aus den 
positiven Gesetzen selbst, unmittelbar oder mit- 
telbar ( durch die Auslegung), zuführen. Eine 
andere Beweisart, da man z. B. die in dem posi- 
tiven Rechte enthaltenen Sätze aus Principien 
des philosophischen Rechtes, oder dex Politik, 
oder selbst aus gewissen, auf die positiven Ge- 
setze gegründeten Axiomen ableitet, wider- 
spricht dem eigenthümlichen Charakter dieser 
Sätze, deren verbindende, Kraft ganz allein auf 
einer äufsern Auctorität beruht, und mufs noch 
aufserdem dazu verleiten, den positiven Gesetzen 
zum Behufe dieser angeblich philosophischen 
Methode einen Sinn unterzulegen , der ihnen 
fremd ist.. Zwar glaubt man auf diesem Wege 
theils die Erlernung des positiven Rechtes, theils 
die Einsicht in den Geist der Gesetze erleichtern 
zi} können. Jedoch hier ist nur von der objecti- 
ven Methode der Wissenschaft die Rede: Und 
den einen und den andern Zweck kann man weit 

D 



besser und sicherer durch einen Vortrag des phi- 
losophischen Rechts und der Philosophie des po- 
sitiven Rechts erlangen, der mit der. Wissen- 
schaft des positiven Rechtes selbst in Verbindung 
gesetzt witfd. Gewif* würde man auch nicht jene 
so sehr am Tage liegende Bemerkung über den 
wissenschaftlichen Charakter des positiven Rech- 
tes so häufig übersehen haben , wenn man das 
philosophische Recht und die Philosophie des. 
positiven Rechtes theils besser bearbeitet, theite 
in eine genauere Verbindung mit dem Studio des 
positiven Rechtes gesetzt hätte. Zuweilen wurde 
man wohl auch durch die Unvollständigkeit der 
positiven Gesetze zu jenem Fehlgriffe verleitet. 
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§• 21. 

Begriff der Wissenschaft. 

Das philosophische Privatrecht ist eine Wis- 
senschaft der philosophischen Rechtsgesetze, 
durch welche das Mein und Dein der Men- 
schen, als Privatpersonen betrachtet, bestimmt 
wird. (§. 15. und 16.) v n . , w . s y- 
Es ist hier der Ort , die gewöhnliche De- 
finition dieser Wissenschaft , als einer Wissen- 
schaft der Rechte des Menschen im Stande der 
Natur, (daher auch das philosophische Privat- 
recht Naturrecht in der engern Bedeutung ge- 
nannt zu werden pflegt,) einer nähern Prü- 
fung zu unterwerfen. — Unter dem Stande 
der, Natur versteht man überhaupt die Art, 
wie die Menschen existiren, ehe sie noch ent- 
weder überhaupt , oder in einer bestimmten Be- 
ziehung Gebrauch von ihrer Freyheit gemacht 
habe*. Nimmt man das Wort in der erstem 
Bedeutung , so können die Prädicate dieses Zu- 
standös nur entweder durch Phantasie oder 
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/ 

54 — 1 

» 

» - ■ 

historisch bestimmt werden. Geht man hinge- 
gen von der letztern Bedeutung aus , so hängt 
die Bestimmung und Bestimmbarkeit dieses 
Zustandes , von der Bestimmung und Bestimm- 
barkeit des entgegengesetzten Zustandes i ab, 
in den sich der Mensch durch seine JTreyheit 
versetzt hat. So verschieden der Gebrauch ist, 
den der IVJensch von seiner Freyheit machen 
soll, oder wirklich gemacht hat, eben so ver- 
schieden sind die Prädicate, durch welche in 
diesem Falle der Stand der Natur gedacht wer- 
den kann, Z. B. da der Mensch rechtlich ver- 
pflichtet ist, eihe Staatsverbindung riiit All- 
dem einzugehen, so ist der Stand <ter Natur 
in rechtlicher Büdisicht ein dfem bürgerlicheh 
entgegengesetzter Zustand, d, h. ein Zustand, 
in welchem ein Jeder sein eigener Richter ia 
Sachen des äufsern Hechtes ist. 

Man mag nun aber das Wort: Natur- 
stand, in jener allgemeinen, öder in dieser 
bestimmtem Bedeutung nehmen, so ist difc 
ang<*gfebe«e Definition defc philosophische* Prr» 
Vatrechtes in beyden Fällen gleich falsch; d„h; 
der Stand der Narur kann weder als die Quelle* 
noch ab der Gegenstand dieser Wissenschaft 
N betrachtet werden. Denn was die erstere fie* 
deutung betrifft, da man unter dem Natur* 
Stande einen Zustand versteht, in weichem die 
Menschen , ehe sie noch irgend einen Gebrauch 
i vtm ihrer Ffeyheit machten, tmd mithin ur* 
Sprüngiol*, räudtafet *o fcfc dieser Begriff, 
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schön wegen der Unbestimmbarhfeit dieses Zu 
Standes , in der einen und in der andern R 
sieht, als Quelle und als Gegenständ der Wis- 
senschaft, untauglich« Einer praktischen Wisr 
senschaft wird man doch nicht ein Bild der 
Phantasie xwax Grunde legen wollen; keine 
Geschichte aber reicht bis zu deiü ursj*früngli* 
chen Zustande des menschlichen Geschlechts» 
Und liefse sich selbst diese Unbestimmtheit 
heben, so sollen sich ja die Grundsätze des 
philosophischen Privatrechtes nicht bloft auf 
diese oder jene Periode in der Geschichte be- 
ziehen; sie v sind nicht aus den Gfesetzeh einer 
bestimmten Erfahrung abzuleiten, sondern auf 
die Gegenstände einer möglichen Erfahrung 
überhaupt anzuwenden* Die aridere Bedeu- 
tung aber, da man unter dem Naturstande 
demjenigen Zustand versteht, in welchem der 
Mensch sein eigener Richter in Sachen des 
äufsern Rechtes ist, hat zwar allerdings ihre 
rechtlieh praktische Realität. Es ist dieser 
Begriff sogar die Basis, auf welchem das -gär 
sammte philosophische Staatsrecht zu errichten 
ist. Nur in der obigen Definition steht er 
nicht an seiner iStälle. Dehn so wie es sich 
schon von selbst ergiebt, dafs der Naturstand 
in diesem Sinne nicht aU Quellfe der Wissen- 
schaft betrachtet werden kahn, so ist fer eben 
sb wenig, als der flurch die Wissenschaft zu 
beBfcinrinende GegeniitahtL, ein richtiges Merk* 
mal m jimer Definition. Denn werin anders 

. " • I 



Digitized by Google 



das philosophische Priyatrecht , als eine Art des 
Privatrechtes überhaupt , die Rechte der Men- 
schen, als Privatpersonen betrachtet,, (d. h. in 
-so fern betrachtet, als sie einander gegenseitig 
nur dürch den Staat zu zwingen befugt sind,) 
in Uebereinstimmung setzeil soll, so wird 
nicht blofs das Recht der Menschen im Stande 
der Natur', sondern auch die rechtlich be- 
stimmte Art, wie einer den andern durch den 
Staat zu zwingen befugt i$t, der Gegenstand 

dieser Wissenschaft seyn. 

• - 

Die bisher geprüfte. Definition des* philo- 
■ sophischen Privatrechts hat übrigens den ent- 
schiedensten Einflufs auf die Bearbeitung die- 
ser Wissenschaft gehabt- Diejenigen, die den 
Naturstand auf die erstere Art bestimmten, 
mufsten nothwendig das Naturrecht in eine 
blofs historische Wissenschaft verwandeln. 
Weniger fehhe die andere Parthey. Ein Na- 
turrecht, das in so fern 'als eina Wissenschaft 
der Rechte der Menschen im Stande der Natur 
bearbeitet wird, hat allerdings praktische Rea- 
lität; d. h. es beantwortet die Aufgabe des 
Privatrecht$ r ; riiur. nicht ihrem ganzen Um* 
fange nach. Der Grund, .warum «man dem 
Nä tunrechte diese engern Grenzen bestimmte* 
Jag wohl darin:, theils schrieb man auch dem 
einzelnen Menschen das Recht eines, ümnittel- 
baren Zwanges zu, und übersah also die Un* 
gerechtigkeit des Jfaturstande^ theil* bot 



schränkte man wohl auch absichtlich seine Un- 
tersuchungen auf einen Zustand, dessen Be- 
stimmung durch 4«s unter den Völkern no^h 
immer bestehende Verhältnifs zu einer der i&r 
teressan testen Aufgaben der Rechtswiss^n- 
schaft gemacht wird., t \ r . m \ u:%9 

- 

Princip des philosophischen Privatrechtes. 

Das Princip des philosophischen Privat- 
rechtes unterscheidet sich von dem Principe 
der Rechtswissenschaft überhaupt %ur darin, 
dafs in dem erstem der Begriff einer Privat- 
person unter den Gattungsbegriff einer Person 
überhaupt subsumirt wird. Es kann daher der 
Grundsatz dieser Wissenschaft durch folgende 
Formel ausgedrückt werden:- 

Eine Privatperson ist nur in so fern befugt, 
ihre äufsere Freyheit mittelbar durch 
Zwang zu vertheidigen , als diese Frey- 
heit mit der äufsern Freyheit anderer Pri- 
vatpersonen nicht im Widerspruche steht. 

1 

Eintheilung des philosophischen Privatrechtes, 

Das philosophische Privatrecht hat 1) ei- 
nen reinen und einen angewendeten, s) einen 



theoretischen und) einen praktischen Theil. 
($• 13« und 14.) Das theoretische Privatrecht 
theilt sich wieder in das thetische (absolute) 
lind in das hypothetische Privatrecht. Jenes 
hat die Urrechte , dieses die erworbenen Rechte 
einer Person zu seinem Gegenstande. 
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m i) Von den pirechten einer Person überhaupt. , , 

Da xler Begriff einer Privatperson von 'dem* 
Begriffe einet Person überhaupt nur durch ein 
Hypothetisches Merkmal unterschieden ist , ( % 
#. G ünü 13.) der Mensch aber iri' Beziehung aüf 
rfeirie Persönlichkeit der Gegenstand der vorließ 
^eitden t^nter suchung ist; so kann man hier 
fn^lich von dem Begriffe eirieV Person 'Über^ 
haupt aWg&ifcri« '— Die" fteöhfe aber; die i; mir) 
dein Begriffe einer P'erson gesetzt sind ■ ' 
die Urrechte einer Person geTiäririt.' 



cip, v aus welchem diese ,Urre^t ? abzuleiten 
sind, ist der Begriff der äufsern Freyheit, -in 
so fern die Bedingungen derselben mit der 
Existenz einer Person gesetzt sind, Keineswe- 
ges alsö sind äüfäere Freyheit und das Utecht 
einer Person / gleichbedeutende Öegriffe. Die 
ääfeere Frt^Hät 1 ist - der Inbegriff aller Refchte 
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einer Person. Die Urrechte einer Person sind 
nur eine Art von diesen Rechten. In so fern 
jedoch mit der Existenz einer Person die Be- 
dingungen ihrer Causalilät gegeben sind, be- 
darf das Recht, diese Bedingungen durch Zwang 
zu vertheidigeji , keiner besondern Deduction. 

a) Von den verschiedenen Arten der Urrechte« 

% *5.' 

* i 

Euit^eyungs,. f^i^x , 

Die (absoluten §. 3.) Bedingungen der 
äufsern Freyheit überhaupt sind entweder xna- 
teriäU oder formale Bedingungen. Auf <len er- 

geruht, öie Cau&alität ei^ ferson, 
<^usaUtät v ü^fhaupt betrachtet^ a^ ^er* let^ 
tefn beruht; der specifcsche Charakter die^ 
Cftusalitöt* d. rj !] ifrre UnabMngJgl^t \on «Je* 
npjthiger^d^n. WiÜJk^ Änderen JC^ie 

tfhxxß llntefs^ied rnit 4er %^^z r j^^ 

%ir iuj$ ejgerrtfaji i*ur 4en_Gr f u^d er^a^te^ 
^rur^ da* , J^^W^ht in ^a$ t^fti^e 

«) re» fei materidlek WrecAteri ' P*™*. ^ fa 

f - , i . ; i'j. m^.ui . , ■ V • ' ' .Tina 

Ein Sub ject hat in so fern Causalität in 

der Natt* , als es , , die *J*s*M?lvt _ v«& , gewissen. 

Wklmvsm ^t&n : -&rffo $«wr 



befugt, sowohl di« Bedingungen dieser Causa- 
Htät, als auqh die Wirkungen derselben durch 
Zwang zu vertheidi °:en ; und das eine und das 
andere Recht gehört in so fern zu ihnen TJr^ 
rechten, als der Gegenstarul derselben nüt der 
Existenz der Person gesetzt ist. 

§. 47. 

Urrechte einer Person, in Beziehung auf die Bedingungen 

ihrer Causalitäu 

Mit der Existenz einer Person in 4e* Na* 
tur werden gewisse Kräft$ gesetzt,^ fy? ^e* 
Willkühr der Person u^üttelbar wttpVQffWi 
sind« Sie hat also ein Recht-, dj^e Kr^ft^.irrid, 
4ie subjectiv^n Bedingungen, ihrer Thätigk^ 
(das lieben,) durch Zwarig zu vert^ei^igpv 
Daß Leben einqr Person kann wiederum in, 
das, physische nndin. da^s mpralifc^ Lq- r 
ben eingetheUt werden,. A.u£ das l^jtztjet;^ 
bezieht sich das R^cM attf eine* gu^ 
Namen, (daher der Verleumder e^ m#xfl? T 
lisch^r Todtschl^gpr genannt wir&) w^-, 
von weiter unten ausführest ^g^h^^l*, 
werden soll. 

§. «8. 

Unechte einer Person, in Beziehung auf die Wirkungen 
- 1. tttfpr (yauAalitft, 

Von den Veisschiedenheiten dieses Un^bta 
(von den einzelnen Arten desselben) kann hier 
um defswillen nicht weites die Rede seya f 
weil diese gans allein auf de». e»pW***^ Äi- 



geftschaften : einer Person beruhen. Es ist übri- 
gens dieses Urrecht schon mit der Existenz 
einer Person gesetzt;- dann die Wirkungen ei- 
nes 7 Subjects aufheben, heifst: die Causalität 
desselben/ vernichten, v. 

«... X y 

&) Von den formalen Urrechten einer Person* 
Eintheilungs - Frinclp. 

" Der wesentliche Charakter ( die Form ) der 
Causalität, die eine Person in der Natur hat, 
Besteht nach Rechtsprinzipien in der 'Unabhän- 
gigkeit vbii der rröthigenden Willkühr Änderen 
Es kämt ' aber -die äufsere Freyheit in Bezie- 
hung auf Andere , theils als ein Vermögen , An- 
dern' ZWarigsv6rbiridlichkeiteh überhaupt, theils 
alfc ein Vermögeü, Ändern bestimmte Zwangs- 
V'erbindlichkeii en aufzuerlegen , betrachtet : wer- 
ter!: Es sind daher unter jenem Urrechte 
wifcdfehfm zwey besonder^ Rechte, das Recht 

und das Recht auf Selbststän- 

* » 

§•.30, 

.... .. Recht auf Gleichheit, 

Das Recht, Andere überhaupt zu verpflich- 
ten, ist von 8er nöthigenden Willkühr Ande- 
rer < schlechthin unabhängig. Denn angenom- 
men* dafs es vor! der Willkühr Anderer ab- 
hängig, wäre, d; h. dafs die Person von Andern 



auf Gleichheit 




verpflichtet werden konnte, ohne doch diese, 
wenn die physische Bedingung (diö Materie) 
der Verbindlichkeit gegeben wäre f wiederum 
verpflichten zu können, so würde damit die 
äufsere Freyheit selbst aufgehoben werden, in- 
dem diese, als ein blofs moralisches Vermö- 
gen, Andere zu verpflichten, betrachtet, eben 
so, wie die innere Freyheit, deren Folge sie 
in so fern ist, unbeschränkt seyn mufs- (Die 
äufsere Freyheit, in Beziehung auf ihre Gegen- 
stände betrhchtet, ist allerdings, jedoch un- 
mittelbar blofs physisch, beschränkt. Ein Mensch 
kann dem andern nur in so fern eine bestimmte 
Verbindlichkeit auferlegen, als ein bestimmter 
Gegenstand seiner Willkühr in der Natur un- 
terworfen ist; und diese Gegenstände selbst 
können nur in so fern sein Eigenthum wer- 
den, als sie nicht schon in der Natur dem 
Willen eines Andern unterworfen sind. Allein 
die Möglichkeit der Erwerbung an sich, die 
Möglichkeit, Andere zu verpflichten, sobald 
nur die physischen Bedingungen eines Rechts 
gegeben sind, kann nie durch die Rechte An- 
derer aufgehoben werden.) , , 
Hierauf beruht die rechtliche Gleichheit 
der Menschen, welche von der physischen 
Gleichheit derselben Wohl zu unterscheiden ist» 
Diese ist die Gleichheit dessen, was der Mensch 
hat! (seiner Anlagen, seines Vermögens* ) Jene 
ist die Gleichheit dessen, was er haben darf; 
das Recht, von Andern nicht zu mehrerem ver^ 



bunden zu werden, als wozu man sie, (wenn 
es Zeit und Umstände gestatten , ) wechselseitig 
auch verbinden kann. Die erstere wird durch 
das Rechtsgesetz keines weges gefordert. Denn 
abgesehn davon, dafs das Rechtsgesetz sonst 
das Unmögliche verlangen würde, so ist die 
Materie der Freyheit blofs etwas durch die Er- 
fahrung Gegebenes , das durch das Rechtsgesetz , 
nur in praktischer Rücksicht bestimmt wird. Je- 
doch steht die rechtliche Gleichheit zu der physi- 
schen in der Beziehung, dafs das Rechtsgesetz 
nicht selbst der Grund einer physischen Ungleich- 
heit unter den Menschen seyn soll. 

Dieses Recht auf Gleichheit ist reich an den 
wichtigsten Folgerungen. Z. B. 1) Wenn die 
Güter der Welt nach Rechtsgesetzen vertheilt 
werden könnten, so würde unter den Menschen 
eine völlige Gleichheit zu beobachten seyn. Die- 
ser Satz, unrichtig angewendet: , veranlafste die 
so berüchtigten leges agrarias. Allerdings würde 
der Staat, sobald dessen Mitglieder ihre ge- 
sammte Habe freywillig zusammenlegten, nach 
dem Principe der Gleichheit die Theilung dieser 
Güter zu treffen verbunden seynl Allein fälsch- 
lich nahm man an, dafs der Staat, auch' ohne 
eine solche freywillige Uebereinkunft, kraft sei- 
nes Obereigenthumes zu dieser Handlung be- 
fugt sey. Denn selbst angenommen, dafs in 
einer bürgerlichen Gesellschaft eine so grofse 
Ungleichheit des Vermögens herrscht, dafs der 
eine Theü sich nicht einmal eleu noth wendigen 
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Lebensunterhalt erwerben kann, wahrend der 
andere im Ueberflusse schwelgt , so würde doch 
daraus weiter nichts folgen , als dafs der Staat 
dem letztern zum Vortheile des erstem eine 
Armentaxe aufzuerlegen befugt wäre. Indessen 
mufs man sich doch den Enthusiasmus, mit 
welchem gewöhnlich jene Gesetze aufgenommen 
wurden, ganz allein daraus erklären , dafs ihnen 
in der That ein obwohl falsch verstandener 
Rechtssatz zum Grunde lag. Denn überhaupt 
kann nur ein moralisches Interesse das Gemüth 
des Menschen bis zum Enthusiasmus beleben. 
— fl) Der Staat darf den Unterthanen nicht ver- 
statten, solche Privatverordnungen, Verträge 
oder Testamente zu machen, wodurch die Gleich* 
heit des Rechts aufgehoben wird. Es sind da- 
her z. B. Familien fideicommisse mit dem Grund- 
satze der rechtlichen Gleichheit unvereinbar. 
Nur politische Maximen können sie , unter der 
Voraussetzung einer gewissen Staatsverfassung, 
zulässig machen. 3) Alle Privilegien sind wi- 
derrechtlich ; es mufs ein Jeder im Staate zu dem 
Posten gelangen können, zu welchem ihm Glück 
oder Talent verhelfen kann ; es^ mufs ein Jeder 
Von seinem Eigenthume einen gleich uneinge- 
schränkten Gebrauch zu machen befugt seyn, 
(Die weitere Ausführung dieses Satzes gehört in 
das philosophische Staatsrecht. Hier nur die 
Bemerkung noch: Es ist ein sehr interessantes 
Problem der Psychologie : Woher der allgemeine 
Hang nach Privilegien in den Menschen ent* 

Ea 



stehe? Dafs Eigennutz und Trägheit eine Haupt- 
rolle bey dieser Erscheinung spiele, liegt am 
Tage. Allein vielleicht läfst sich ein Jioch tiefer 
liegender Grund davon in dem Fehlschlüsse ent- 
decken, dafs der Staat, so wie er uns überhaupt 
Sicherheit für unsere Rechte zu gewähren hat, 
auch dem Verluste des physischen Uebergewich- 
tes , das wir über Andere haben , vorzubeugen 
verbunden ist. Diese Erklärungsart wird we- 
nigstens durch die allgemeine Maxime empfoh- 
len , die Fehler der Menschen lieber aus einem 
irrenden Gewissen , als aus einem bösen Herzen 
abzuleiten.) 

Von dieser Regel, dafs alle Privilegia wi- 
derrechtlich sind, machen jedoch diejenigen 
Vorrechte eine Ausnahme, die einer Gattung 
von Personen zu dem Ende ertheilt werden , um 
die rechtliche Gleichheit, in wie fern diese durch 
die physische Ungleichheit der Menschen gefähr- 
det oder aufgehoben wird , zu sichern oder wie- 
derherzustellen. (Man nennt diese Vorrechte 
jura singularia s. privilegia corpore juris clausa.') 
So ertheilt z. B. das Gesetz den Minderjährigen 
mit Recht die Wohlthat der Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand» Denn da Minderjährige 
nicht so , wie andere Personen, über ihre Rechte 
wachen können, so fordert das Princip der recht- 
lichen Gleichheit selbst, ihnen jenes Vorrecht zu 
gestatten. Allein aufser diesem Grunde dürfte 
sich nicht leicht ein anderer aufweisen lassen, 
um jura singularia au rechtfertigen. 

» 

i 
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Recht auf Selbstständigkeit. * 

Die Unabhängigkeit einer Person in Bezie- 
hung auf die bestimmten Zwangsverbindlichkei- 
ten, die sie Andern auferlegt, wird Selbststän- 
digkeit genannt. Diese ist aUo das Recht ei- 
ner Person, vermöge dessen ihre Causalität 
nicht durch die nöthigende Willkühr Anderer 
bestimmt werden darf, öder (positiv) das Recht, 
sich äufserlich selbst zum Handeln zu, bestim- 
men. Jedoch wird durch dieses Recht keirtes- 
weges die rechtliche Möglichkeit eines jeden 
Zwanges und auch alsdann ausgeschlossen, 
wenn die Person Andere an ihren Rechten ge- 
kränkt hat. Denn in diesem Falle macht das 
Rechtsgesetz selbst eine Ausnahme von der all- 
gemein Regel, 

3) Allgemeine Eigenschaften dieser Urrechte. 

§• 32. 

1) Die Urrechte einer Person sind die Be^ 
dingungen, unter welchen sie überhaupt Rechte 
hat, d. h. von welchen die Erwerbung äufserer 
Gegenstände abhängt. Denn ein Subject hat 
nur in so fern Rechte , in wie fern ihm das 
Prädicat der Persönlichkeit zukommt; dieses 
kann ihm aber nur in so fern beygelegt wer- 
den, als das Subject Urrechte hat. (Beyde 
^Begriffe sind identisch.) Hieraus ergiebt sich 
x) dafs eine Person , die ihre Urrechte schlecht- 
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hin verloren hat, (ein Sl&av,) keine äufsern 
Gegenstände erwerben , 2) eine ^ache aber nicht 
das Subject gewisser Rechte seyn*kann. Wenn 
man daher von dinglichen Rechter!, im sub- 
jectiven Sinne, spricht, so versteht man darun- 
ter nur solche Rechte, die einem jeden Eigen- 
tümer der Sache, als solchem, zustehen, 

< 

■ 

fi) Ein Recht ist veräufserlich , wenn und 

j 

in wie fern es der Willkühr Anderer unterwor- 
fen werden darf. Es sind daher alle Rechte 
einer Person in der Regel veräufserlich , da eine 
Person, vermöge ihrer Selbstständigkeit einen 
jeden Gebrauch von ihren Rechten zu machen, 
mithin auch diese auf Andere überzutragen be- 
fugt ist* Von dieser Regel machen jedoch die 
Urrechte einer Person in so fern eine Ausnah- 
me, als sie die Bedingungen sind, unter wel- 
chen eine Person als Person existirt. Denn 
mit der Veräufserung dieser Rechte würde die 
Bedingung alles Rechts und mithin auch die 
Bedingung aufgehoben werden, unter welcher 
eine Person allein verpflichtet werden kann. 
Hieraus fofgt: 1) alle Urrechte einer Person, 
nur die Wirkungen ihrer Causalität ausgenom- 
men, sind unveräufserlich ; 2) wenn eine Per- 
son die Urrechte einer andern, vermöge eines 
mit dieser geschlossenen Vertrages , ihrer Will- 
kühr unterwirft, so handelt sie zwar relativ 
gerecht, aber absolut ungerecht; 3) eine Sache 
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kann nicht dds .&ubject gevyisser Verbindlich- 
keiten seyn. \Venn daher von dinglichen La- 
oten die Rede ist} so versteht man darunter 
nur solche VerbindUchkeiten , die einem jeden 
Eigenthümer einer Sache, als solchem, ob- 
liegen. - i r::: ; j 1 * 

§ 34- 

, 3) Diejenige Eigenschaft, vermöge welcher 
einem Subjecte, d*s Prädicat der Persönlicnkeit 
zukommt, d.h. die Freyheit der Willkühr, als 
ein Vermögen, Andern überhaupt Zwangs ver* 
bindlichkeiten aufzuerlegen, ist eine übersinn- 
liche und mithin von Zeitbedingungen unab- 
hängige Eigenschaft. Zwar beruht die Erkenn- 
barkeit dieser Eigenschaft auf einpirischen Be- 
dingungen; d.h. ob ein bestimmtes Subject 
als Person existire, kann nur aus der Erfah- 
rung vermittelst eines Schlusses abgenommen 
werden. Allein so gewifs Freyheit und Na- 
turnotwendigkeit einander entgegengesetzt 
sind, eben so gewifs kann auch jenes Vermö- 
gen objectiv nicht nach Naturgesetzen beur- 
theilt, nicht der Begriff des Entstehens und 
Vergehens darauf angewendet werden. 

Hieraus ergieht sich nun der folgenreiche 
Satz: Das Urrecht einer Person, Andern über- 
haupt Zwangsverbindlichkeiten aufzuerlegen, 
karin nicht mit dem Aufhören des Subjecte* 
in der Zeit, (z. B, mit dem Tode des Men- 
schen,) erlöschen. Die ganze Wichtigkeit die- 
itt Ratzes wird sich erst weiter unten ? in der 
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Lehre voti de*n Vetmögen, an den Tag legen. . 
Hier nur zur Erläuterung desselben noch fol- 
gende Bemerkungen: 1) Mit dem aufgestellten 
Satze wird nicht etwa behauptet, dafs das Ob- 
ject der Rechtspflichten ein blofses Gedanken- 
ding sey. (Wenn ich z. B. fingire, dafs Ca* 
jus ein Grundstück erworben habe, so lege 
ich damit nicht etwa allen Andern die s Ver- 
bindlichkeit auf, diese Erwerbung zu beaclw 
ten.) Sondern die Erkennbarkeit des Subjects, 
dem das Prädicat der Persönlichkeit zukommen 
Söll, beruht jederzeit auf empirischen Bedin- 
gungen, Nur ist der erkannte Wille auch dann 
noch für Andere ein Gesetz , wenn die Person 
nicht mehr in der Zeit existirt« (Jn rechtlicher 
Rücksicht sind alle Menschen, die leben, ge^ 
lebt haben, und noch leben werden, so zu be- 
trachten , als wenn sie zu einer und ebendersel-* 
ben Zeit existirten.) ß) Jener Satz hat auch nicht 
den Sinn , als wären die materialen Rechte einer 
Person von der Fortdauer der Person in der* Zeit 
unabhängig. So gewifs die Existenz dieser Recht« 
an sich von empirischen Bedingungen abhängt, 
eben so gewifs erlöschen sie mit der Existenz 
der Person ih der £eit. jedoch dürfte sich , 
vielleicht in der Folge ergeben, dafs diese 
Rechte auch aus einem andern Gesichtspuncte* 
als mit dem Vermögen, Andere tlvl verpflich- 
ten, unmittelbar verbunden, betrachtet werden 
können, 3) Es soll mit jenem Satze nicht etwa 
ein Beweis für" die Unsterblichkeit der Seele 
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geführt werden; sondern der Zweck desselben 
ist blofs praktisch, er betrifft blofs die Ver- 
bindlichkeiten einer Person gegen die andere, 
diese mag übrigens nach dem Tode fortdauern 
oder nicht. Endlich 4) da der Mensch, durch 
den Tod aufser Stand gesetzt wird , . seine 
fteGhte zu vertheidigen , so hat jener Satz' nur 
den Sinn, dafs der Staat verpflichtet ist, die 
Persönlichkeit des Menschen auch nach dessen 
Ableben zu schützen, 

> ■ 

1 

* > 

4) Eintheilung der Personen. 

I r - • » r 

• . - ' §• 35- ; 

Eine Person ist ein Sübject, das andere 
rechtlich verpflichtet* Die Eintheilung der Per* 
sonen kann daher entweder von dem Grunde, 
oder von dem Gegenstände der Verbindlichkeit 
teh, die eine Person der andern auferlegt , ent- 
lehnt werden. In der erstem Rücksicht sind 
die Personen entweder physische ( der Mensch,) 
oder 'moralische Personen (Gemeinheiten). 
Denn der Grund, aus welchem ein Subject 
dem andern Verbindlichkeiten auferlegt, kann 
nur in so fern verschieden seyn , als seiner 
Willkühr gewisse Gegenstände entweder nach 
physischen , oder nach praktischen Gesetzen un- 
terworfen sind. Der andere Eintheilungsgrund 
aBer kann wenigstens hier Wteiter nicht berück» 
sichtiget werden ,- wo der Begriff einer Person 
überhaupt der Gegenstand der Eintheilung ist. 
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thetischen Privatrechtes 

I 

erster Abschnitt* 

* • r , J t 

I I 

Von den angebornen Rechten des Menschen. 



I. Von den angebornen materialen Rechten des Men- 

sehen. 

Bezieht man die erste Gattung der materialen 
Urrechte einer Person (§. 127.) auf den Men- 
schen , so hat der Mensch 1) ein Recht, seine 
körperlichen und geistigen Kräfte, und die Be- 
dingung ihrer Thätigkeit, das Leben, durch 
Zwang zu vertheidigen , 2) ein Recht, äufsere 
Gegenstände (Sachen und Personen,) zu er- 
werben, endlich 3) ein Recht auf einen guten 
Namen. Nur das letztere bedarf einer genauem 
Erläuterung, • , , 

Das Recht auf einen guten Namen ist das 
Recht, so lange für einen rechtlichen Men- 
schen zu gelten, als man nicht durch seine 
Handlungen das Gegentheil bewiesen hat; mit- 
hin das Recht, sich theils gegen eine jede Un- 
gerechtigkeit überhaupt, theils insbesondere ge- 
gen diejenigen Urtheile zu vertheidigen, wo- 
durch Einer von Andern ein unrechtlicher 
Mensch gescholten wird. ( Eine j ede Ungerech- 
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tigkeit ist zugleich eine Verletzung dieses 
Rechts. Denn eben in der Qualität eines recht- 
lichen Menschen kann Einer von allen Andern 
die Unverletzlichkeit seiner- Rechte fordern* 
Öaher belegten die Römer die Verletzung die- 
ses Rechts mit dem allgemeinen Namen einer 
Injurie, d.h. einer Ungerechtigkeit.) 

Es ist also 1) unter diesem Hechte nicht 
ein Recht auf Ehre zu verstehen, d. h. nicht 
ein Recht, von Ändert! positive Achtung, ein 
Betragen, wodurch das Gefühl der Achtung 
aufserlich an den Tag gelegt wird, zu fordern. 
Jedoch a) im Staate wird allerdings ein sol- 
ches Recht dadurch begründet, dafs der Staats- 
gewalt das Prädicat der Majestät zukommt, 
und dafs mithin alle diejenigen, die an der 
Staatsgewalt Antheil nehmen 9 in so fern sie 
ihr Amt verwalten , auf eine positive Achtung 
Anspruch machen können. Daher kann der 
Staat z. B. seinen Beamten eine gewisse Amts* 
kleidung verleihen, ihr öffentliches Erscheinen 
durch gewisse Feyerlichkeiten ehrwürdiger ma- 
chen u. s. w. zumal da man nicht ohn$ Grund 
bemerkt hat, dafs sich die Majestät des Rechts 
äufserlich ankündigen mufs, wenn die innere 
Achtung dafür in dem Volke geweckt werden 
soll. Jedoch freylich sollte aller dieser Glanz 
den Staatsbeamten nur in so fern umstrahlen, 
als er wirklich mit der Verwaltung seines Am- 
tes beschäftiget ist. b) Da das Gesetz die Ord* 
nung bestimmen mufs, in welcher mehrere 
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Menschen an einem gewissen Orte auf einan«» 
der folgen sollen, (besonders bey öffentlichen 
Zusammenkünften; denn bey Privatzusammen- 
künften bleibt die Freyheit des Looses unbe*, 
schränkt, oder Freundschaft macht eine jede 
Elitscheidung überflüssig;) so hat es hierbey 
nach folgenden Grundsätzen zu. verfahren: 
1) Oeffentliche Beamten gehen den Privatper- 
sonen vor. 

. j Hierbey wird jedoch vorausgesetzt , dafs 
die Beamten in einem solchen Falle in der 
Eigenschaft öffentlicher Beamten gegenwärtig 
sind. > 

$) Unter mehrern öffentlichen Beamten be* 
stimmt theils die Würde des Amtes , theils 
das Dienstalter den Vorrang. 

3) Das männliche Geschlecht geht dem weib- 
lichen vor. 

Denn nur Männer sind des Staatsbürger* 
rechtes fähig, und vermöge desselben zu einem 
Vorrange befugt. (Durch die Galanterie wird 
diese Ordnung der Dinge umgekehrt. Denn 
Galanterie ist die frey willige Huldigung, die 
der Mann dem Weibe, als seinem gebietenden 
Herrn , aus Geschlechtsliebe darbringt. ) 

4) Unter Personen von einem und ebendem- 
selben Geschlechte hat das Alter die Ehre. 
Denn da hier kein weiterer rechtlicher Be- 

stimmimgsgrund Statt findet, So kann nur ein 
physischer, (das jus primi occupantis) entschei- 
den. Zwar sollte man aus diesem Grunde 
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vielmehr das Sprüchwort befolgen: Wer erst 
kommt, mählt erst. Aber dagegen macht die 
Polizey nicht unerhebliche Einwendungen. 
(Die Rangordnung, die in einem jeden Staate 
festgesetzt ist, ist für den Philosophen ein sehr 
interessanter Gegenstand!) - 

Eben so wenig darf man unter dem Rechte 
auf einen guten Namen a) ein Recht verstehen, 
Andern ein jedes ungünstiges Urtheil über uns, 
über unsere Talente oder Moralität, zu verbier 
ten. Nur in wie fern durch ein solches un- 
günstiges Urtheil die übrigen Rechte de? Men- 
schen gekränkt werden, (wenn einer z.B. defs- 
wegen nicht zu einem gewissen Amte gelangt, 
Weil ihn der andere für dazu untauglich ohne 
Grund ausgab;) kann er einem solchen Ur- 
theile , nicht weil es seinen guten Namen , son- 
dem weil es seine übrigen Rechte beeinträchti- 
get, Zwang entgegensetzen. (Ob der Staat, zur 
Aufrechthaltung eine* guten Polizey noch wei- 
ter gehen könne, mufs hier an seinen Ort ge- 
stellt bleiben.) 

Das Recht auf einen guten Kamen, so wie 
es bisher bestimmt worden ist, weicht in man- 
cher Rücksicht von der Beschaffenheit der übri- 
gen Urrechte des Menschen ab. Denn 0b es 
wohl in so fern zu den angebornen Rechten 
des Menschen gerechnet werden kann, als der 
Mensch, da die Rechtspflichten unmittelbar blofs 
negative Pflichten sind, von Natur, d. h. vor 
aller That nicht ein unrechtlicher Mensch sey^ 
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kann, so ist doch nicht seine physische, sondern 
seine moralische Beschaffenheit , d. h. die Unter- 
lassung rechtswidriger Handlungen, der Grund 
dieses Rechts. Es kann daher zwar nicht ver- 
äufsert, wohl aber durch rechtswidrige Hand- 
lungen verwirkt werden; und so bald der 
Mensch mit Andern in Verhältnisse tritt, 'bleibt 
ihm dieses Recht nur in so fern, als er sich 
einer Staatsgewalt unterwirft. (§.21.) 

Die Deduction dieses Rechts beruht darauf, 
dafs der Mensch andere nur in so fern zu ver- 
pflichten befugt ist , als er selbst wiederum von 
ihnen verpflichtet werden kann. (§. 30.) Nun 
hängt aber diese Möglichkeit im Stande der Na- 
tur von dem guten Willen des Menschen ab. 
Mithin beruht im Stande der Natur sein Recht 
überhaupt auf einem guten Namen. (In der 
Sprache des Mittelalters sind: ehrlos und recht- 
los gleichbedeutende Wörter.) Im Staate fällt 
zwar dieser Grund in der Regel weg, da hier der 
Mensch auch gegen seinen Willen zur Erfüllung 
der ihm obliegenden Verbindlichkeiten gezwun- 
gen werden kann. Gleichwohl besteht auch im 
Staate jener Grund in Ansehung des Staatsbür- 
gerrechtes , indem dieses der Staatsgewalt nicht 
unterworfen ist. 

Hieraus ergiebt sich , dafs der Verlust des 
guten Namens im Staate nur den Verlust des 
Staatsbürgerrechtes zur Folge hat. Ein Ehr- 
loser kann daher weder an der Staatsgewalt An- 
theü nehmen, noch Staatsämter bekleiden, oder 
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Testamente, eine Art von Gesetzen, errichten. 
Hingegen verbleiben ihm alle Privatrechte, selbst 
diejenigen nicht ausgenommen, die eine Folge 
des guten Namens sind. (Z. B. Sein Besitz wird 
für rechtmäfsig, seine Handlungen werben für 
rechtsbeständig gehalten , so lange nicht das 
Gegen th eil erwiesen ist«) 

§. 37- 

Bezieht man die zweyte Gattung der Ur- 
rechte einer Person (§. sß«) ?uf den Menschen, 
so hat dieser das Recht , die Wirkungen seiner 
geistigen und körperlichen Kräfte durch Zwang 
zu vertheidigen. Es kann dieses Recht theils an 
sich, tjieils in Beziehung auf die äufsern Gegen- 
stände betrachtet werden, an welchen diese Wir- 
kungen haften. Nur die erstere Untersuchung 
ist hier weiter zu verfolgen, die letztere gehört 
in das hypothetische Privatrecht. 

Die liier zu erörternde Frage ist also diese : 
In wie fern sind die Producte unserer Kräfte 
veräufserlich , oder nicht ? und die Antwort auf 
diese Frage, ist nach den oben (§. 33.) aufge- 
stellten Grundsätzen^ die : Sie sind nur in sofern 
veräufserlich, als diese Producte, nicht aber das 
Vermögen, sie hervorzubringen, der Gegen- 
stand der Veräufserung ist. Ein jedes Eigen- 
thum also, das an den Werken eines Andern er- 
worben wird, ist auf diese Bedingungen einzu- 
schränken, unter welchen es mit diesem allge- 
meinen Grundsatze nicht im Widerspruche steht. 
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Hierauf folgt: i) Durch das Eigenthum 
an einem fremden Werke kann nicht das Vermö- 
gen des Urhebers , dieses Werk von neuem her- 
vorzubringen, . schlechthin aufgehoben werden, 
s) Mit dem Eigenthum an einem fremden Werke 
wird nicht das Vermögen , dieses Werk hervor* 
zubringen, erworben. Mithin ist der Eigen* 
thümer eines fremden Werkes nicht befugt, die- 
ses> ohne einen defshalb von dem Urheber erhal- 
tenen, Auftrag^ zu vervielfältigen; (es wäre 
.denn, dafs die Copieen zugleich als Originale 
betrachtet werden könnten,) oder das Werk 
eines Andern für das seine auszugeben; oder 
dem Andern seine eignen Gedanken unterzulegen* 

Statt aller weitern Erläuterungen sollen 
jetzt diese Grundsätze auf das Eigenthum des 
Schriftstellers an seinen Geistes werken (Büchern) 
angewendet werden. — Unter einem Buche ver* 
steht man entweder eine Rede, in wie fern sie 
schriftlich abgefafst ist, oder eine Schrift, in 
wie fern sie eine Rede enthält* (Der gröfsere 
oder geringere Umfang der Rede kommt hier gar 
nicht in Betrachtung.) Das Eigenthum an 
einem Buche in der erstem Bedeutung gehört 
nur dem Schriftsteller; denn wer die Rede, die 
in einem Buche enthalten ist, sein nennen wollte, 
würde sich der Geisteskräfte des Verfassers selbst 
anmaßen. Das Eigenthum an einem Buche in 
der zweyten Bedeutung kann eben so , wie das 
Eigenthum an einem andern Gegenstande, erwbr» 
ben weiden» 
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Der Eigenthümer eines Buchs in der letz* 
tern Bedeutung (der in der Folge jederzeit Ei- 
genthümer des Buchs schlechthin, so wie der 
Eigenthümer des Buchs in der erstem Bedeu- 
tung der Verfasser oder Schriftsteller genannt 
werden soll) ist also 1) nibht befugt, den 
Verfasser ,an der Vervielfältigung des Werkes 
zu verhindern. Den Gebrauch seines Exem- 
plares kann er ihm allerdings verweigern: 
auch kann er in jenem Falle auf Schaden- 
ersatz klagen, wenn. ihm z. B. der Verfasser 
versprach, das überlassene Werk Niemanden 
anders mitzutheilen. Aber auf ein unbedingtes 
Verbot der weitern Mittheilung, auf die Einzie- 
hung der Auflage kann er nicht antragen. Weit 
eher kann man bezweifeln, ob er auch ein Buch, 
von welchem entweder überhaupt, oder doch 
kein eben so gutes, Exemplar weiter existirt, ver- 
nichten könne, ohne der Einwilligung des Ver- 
fassers gewifs zu seyn. (Es ist daher wohl eine 
Ungerechtigkeit, die Handschriften eines Ver- 
storbehen zu vernichten, in wie fern maii nicht an- 
nehmen kann, dafs er selbst nicht die Bekanntma- 
chung derselben gewollt habe oder wollen konnte,) 
Der Eigenthümer eines Buchs ist a) nicht befugt, 
das Werk zu vervielfältigen , aufser Kraft eines 
ausdrücklichen oder stillschweigenden Auftrat 
ges , den er von dem Verfasser dazu hat. Von 
dem erstem Falle wird weiter unten die Rede 
seyn. Der letztere tritt besonders bey den Wer- 
ken verstorbener Schriftsteller ein, in so fem 
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durch den Druck derselben nicht das Verlagsrecht 
anderer gestört wird. Streitiger ist es : Ob ein 
Auftrag dieser Art auch dann angenommen wer- 
den könne, wenn die Werke eines Schriftstellers 
in einem fremden Lande nachgedruckt werden? 
Ungerecht bleibt diese Art des Nachdrucks , so 
wie eine jede andere, allemal. Nur ist diese Un- 
gerechtigkeit defswegen weniger auffallend , weil 
man annehmen kann, der Schriftsteller werde 
einer Ausgabe seinen Beyfall nicht versagen, 
ohne die er in dem Lande, wo sie erscheint, we- 
nig oder gar nicht bekannt geworden wäre. Auch 
wird der Verleger eines solchen Werkes nicht 
leicht hoffen dürfen, Schadenersatz von dem 
Nachdrucker zu erlangen, da er die Existenz des 
Schadens schwerlich erweisen kann. Aufserdem 
aber ist ein jeder Nachdruck, d. h. eine jede Ver- 
vielfältigung eines Buches , zu welcher der Ver- 
fasser nicht seine Einwilligung ertheilthat, wi- 
derrechtlich; nicht wegen des Schadens, der 
daraus dem Verfasser oder dem Verleger erwächst, 
sondern Kraft des unveräufserlichen Eigen thums 
des Schriftstellers an seinen Geisteswerken. Da- 
her ist auch dieser befugt, die Cqnfiscation des 
Nachdrucks zu verlangen; das Recht auf Scha- 
denersatz aber ist nur eine Folge von jenem Ei- 
genthum. Ganz anders ist der Fall bey andern 
Producten des menschlichen Fleifses. Diese 
kann ein Jeder defswegen vervielfältigen, weil 
und in wie fern die Nachahmung zugleich das 
Product eigener Kraft ist. Hingegen kann man 
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«in Buch nachdrucken, ohne auch nur einen 
Buchstaben von dessen Inhalte zu verstehen. — 
Sehr schwer ist es jedoch, die Grenzen zwischen 
dem unerlaubten Nachdrucke, und zwischen der 
erlaubten Benutzung fremder Gedanken zu ziehen. 
Die allgemeine Regel ist freylich die: Eine jede 
Wiederholung fremder Gedanken ist, in so fern 
sie nicht mit Bewilligung des Urhebers geschieht, 
nur in so fern rechtmäfsig , als diese Gedanken 
zugleich als das Werk meines eigenen Geistes be- 
trachtet werden können ; nur hat diese Regel in 
der Anwendung ihre nicht geringen Schwierig- 
keiten. So kann man z. B. fragen: Ist es erlaubt, 
einen Auszug aus einem fremden Werke durch 
den Druck bekannt zu machen? Ich antworte: 
Nur in so fern , als der Auszug als ein Geistes- 
prod uct dessen, der ihn gemacht hat, betrachtet 
werden kann. Also z. B. ein Auszug, der sich 
von dem Hauptwerke nur durch Auslassungen 
unterschiede, würde widerrechtlich seyn. Fer- 
ner: Darf ein Schriftsteller die Worte eines An*, 
dem in seinem Buche wiederholen? Ich ant- 
Worte: Die Entscheidung dieser Frage hängt von 
der Art der Wiederholung ab. Werden die Worte 
des andern in einer besondern Beziehung ange- 
führt, oder von dem Verfasser widerlegt, bestä- 
tiget oder erläutert, so ist die Wiederholung 
rechtmäfsig. Aber ein Werk, das blofs aus 
Stellen anderer Schriften besteht, wird mit Recht 
eine Compilation genannt. Endlich : Ist es er- 
laubt, eine Schrift zu übersetzen? Ich glaube: 

Fä 



Ja ; denn die Uebersetzung ist doch auch gewis- 
sermafsen ein ©riginal. Jedoch leidet die Regel 
eine Ausnahme, wenn derVerfasser entwederselbst 
eine Uebersetzung besorgt, oder da$ üebersetzen 
seines Werkes verboten hat, — Der Eigentü- 
mer eines Buches ist 3) nicht befugt, das Werk 
eines Andern für das seine auszugeben , selbst 
wenn es ihm der Verfasser verstattete. Auch 
kündigt sich die Unrechtmäfsigkeit eines solchen 
Handels deutlich genug durch das Gefühl der 
Scham an, das damit für den Käufer und für 
den Verkäufer verbunden ist. Endlich 4) ist der 
Eigenthümer rines Buches nicht befugt, sein* 
Gedanken dem Schriftsteller unterzulegen. Zwar 
kann er in seinem Exemplare eine jede Verände- 
rung machen, die ihm beliebt. Wenn er aber 
z. B. einen alten Schriftsteller herausgiebt, so ist 
eine jede ungegründete Veränderung eine wahre 
Ungerechtigkeit gegen den Verfasser. (Daher 
der Enthusiasmus , mit welchem so oft kritische 
Streitigkeiten geführt worden sind! Der Staat 
kann sich freylich dieser Sache nicht annehmen, 
da ihm kein Urtheil über den Grund oder Un- 
grund kritischer Verbesserungen zukommt. ) 

Insbesondere aber ist es das Verhältnifs 
zwischen dem Schriftsteller und dem Verleger, 
welches hier eine genauere Untersuchung ver- 
dient. Unter dem Verleger versteht man dieje- 
nige Person , welcher der Schriftsteller den Auf- - 
trag ertheilt , das Buch auf ihre Kosten zu ver- 
vielfältigen. Das Recht des Schriftstellers, ei- 
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nen solchen Auftrag zu erth eilen ., tot keinem 
Zweifel unterworfen, da die Bekanntmachung 
des Buches in seinem, des Schriftstellers Namen 
geschiehet. (Mandans et mandatarius haben tur 
pro una persona.) Nur die Natur dieses Vertra- 
ges und die rechtlichen Folgen desselben sind 
hier genauer zu erörtern. 

Was die erstere betrifft f so ist dieses 
Geschäft aus mehrern Verträgen zusammenge- 
setzt. Von Seiten des Schriftstellers betrachtet 
ist es ein Auftrag, ( Mandatuw ,) die Schrift 
durch den Druck oder auf eine andere Weise be- 
kannt zu machen. ' Von Seiten des Verlegers ist 
es ein Vertrag, wodurch sich der Verleger den 
Ertrag der zu besorgenden Ausgabe bedingt. 
(Entweder ein Commodatum, oder ein Contra* 
Clus innominatus do utfacias et des.) Denn wollte 
man es in dieser letztern Rücksicht vielmehr als 
einen über das Manuscript geschlossenen Kauf- 
contract betrachten; so würde dieser Gesichts- 
punct mit dem erstem im Widerspruche stehen > 
indem der Verleger unter dieser Voraussetzung 
das Eigenthum an dem Manuscripte auf einen 
andern Übertrager , und so , da der Verfasser 
gegen den dritten Besitzer weder auf die Bekannt- 
machung noch auf die Rückgabe des Manu- 
skriptes klagen könnte , die Absicht des Verfas- 
sers, das Manuscript zu vervielfältigen, verei- 
teln könnte. 

Vermöge des erstem Vertrages («c man- 
dato) hat der Schriftsteller das Recht, von dem 
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Verleger die Bekanntmachung des Werkes, ui 
der bestimmten Mafse und zu der bestimmten 
Zeit, ohne irgend eine Abänderung seines In- 
halts, zu verlangen. Ist keine Zeit unter ih- 
nen festgesetzt , so ist der Verleger verbunden, 
sofort zu der Ausgabe des Buches zu schrei- 
ten, es wäre denn, dafs die Zeitumstände dazu 
nicht günstig wären. Die Form der Ausgabe 
aber bleibt, da sie ganz allein den davon zu 
ziehenden Ertrag betrifft, der Willkühr des 
Verlegers so lange überlassen, als nicht unter 
den Parteyen ausdrücklich ein anderes verab- 
redet worden ist. Vermöge des andern Vertra- 
ges {ex commodato vel contr. innominato etc. ) ist 
der Verleger befugt : 1) eine beliebige Anzahl 
yon Exemplaren abziehen zu lassen; auch, 
ohne dafs er dem strengen Rechte nach ange- 
halten werden könnte, ein neues Honorarium 
dem Verfasser zu entrichten, eine neue Aus- 
gabe des Werkes zu besorgen, so lange nicht 
unter den Parteyen ein anderes festgesetzt wor- 
den ist. Denn im Zweifel ist ein Vertrag gegen 
den auszulegen, der die Bedingungen dessel- 
ben genauer bestimmen .konnte und sollte; 
(auch kann sich hier der Schriftsteller nicht 
auf eine Verletzung über die Hälfte berufen, 
da der, Gewinn ungewifs war, den der Verle- 
ger bey der ersten Schliefsung des Vertrages 
zu gewarten hatte.) Jedoch wird sich in der 
Folge ein anderer Weg zeigen, wie der Schrift- 
steller dem Verleger in diesem Falle mittelbar 
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eine jede Unbilligkeit verleiden kann, a) Die- 
ses Verlagsrecht geht auch auf die Erben de, 
Verlegers, wie ein jeder andere Gegenstand des 
Eigen thums, jedoch unter den gleich hernach 
zu bemerkenden Einschränkungen über. — . 
Hingegen kann der Schriftsteller 1) selbst wi- 
der eine ausdrücklich defshalb geschehene Ver-' 
abredung, das in Verlag gegebene Werk zu 
einer jeden Zeit, selbst oder durch einen An- 
dern, verändert oder unverändert, bekannt 
machen; nur wird er dem ersten Verleger die 
erweislichen Schäden , ( den Werth der auf dem 
Lpger befindlichen Exemplare) zu vergüten 
tiaben. Derselbe Fall dürfte auch dann ein- 
treten, wenn der Schriftsteller durch eine Um- 
arbeitung des Werkes u.s.w., die er durch den Druck 
bekannt macht, den Absatz des frühem Wer- 
kes vermindert; nur dürfte in diesem Falle 
schwerlich der Schaden in dem Grade erweis- 
lich seyn , dafs ihn der Richter berücksichtigen 
könnte. Unternimmt aber der Verleger eine 
neue Ausgabe, ohne sich mit dem Schriftstel* 
ler wegen des Ehrensoldes zu vereinigen, so 
wird dieser ebenfalls eine neue Ausgabe veran- 
stalten können, ohne dem Verleger defshalb irgend 
eine Vergütung schuldig zu seyn. Denn so wenig 
der Schriftsteller erweisen kann, dafs der Ver- 
leger zur Veranstaltung einer neuen Ausgabe 
nicht befugt sey, eben so wenig kann dieser 
es erweisen, dafs er dazu befugt war. Wenn 
übrigens dem Verleger durch Zufall oder eigene 



Schuld die Ausgabe liegen bleiben sollte, so 
hak er auch in dem erstem Falle kein Recht 
auf v Schadloshaltung gegen den Schriftsteller, 
da Gewinn und Verlust bey diesem Geschäfte 
ungewifs war. ö) Der Schriftsteller ist ferner 
befugt, das ausbedungene Honorarium zu der 
festgesetzten Zeit und in der bestimmten 
Mafse zu fordern. Ist über die Art der Lek 
stung unter den Contrafyenten nichts verabre- 
det worden, so treten hier die allgemeinen 
Grundsätze von der Zahlung, und insbeson- 
dere- von der Entrichtung eines Honorarii ein. 
Nur das verdient hier besonders bemerkt zu 
werden; erstens: dafs die Zahlungsfrist erst 
mit der Vollendung der Ausgabe anhebt, (wenn 
anders nicht der Verleger selbst die Ausgabe, 
verzögerte , in welchem Falle die Zeit der mög- 
lich gewesenen Vollendung durch das Gutach- 
ten von Sachverständigen zu bestimmen ist;)/ 
und zweytens ; dafs , sobald das Manuscript 
vor dem Drucke ohne die Schuld des Verle- 
gers verloren geht, von dem Schriftsteller ein 
Honorarium weiter nicht gefordert werden kann; 
ein §atz , der sich unmittelbar aus der eben be- 
stimmten Natur dieses Vertrages ergiebt. — 
Endlich: 3) das Eigenthum des Schriftstellers 
an seinen Geisteswerken geht, als ein persön- 
liches Recht, nicht auf seine Erben fort. Je- 
doch ist dieser Satz a) dahin einzuschränken, 
dafs die ' Vertragsrechte, die der Schriftsteller 
gegen den Verleger hat, auch auf die Erben 
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des erstem ubergehen. Nur wird der Staat be- 
fugt seyn, die Zeitdauer solcher Verträge auf 
gewisse Jahre, oder besser auf eine gewisse 
Anzahl von Ausgaben, sobald der Verfasser 
todt ist, zu beschränken, indem der Verfasser 
selbst nicht befugt war, die Producte seines 
Geistes für immer einem bestimmten Verleger 
zu überlassen. Auch- leidet b) jener Satz in 
so fei^i eine Einschränkung, als der Erbe eine 
Handschrift des Verstorbenen zuerst bekannt 
macht. In diesem Falle ist der Erbe dem Ver- 
fasser (als negotiorum gestor,) in jeder Rück- 
sicht gleich zu stellen. 

Betrachtet man aber das Verhältnifs, in 
welches der Verleger gegen einen jeden dritten, 
der ohne des Verlegers Einwilligung das Werk 
vervielfältigt, tritt; so folgt aus dem Obigen, 
dafs der Verleger gegen diesen Dritten gar 
kein Klagrecht hat , aufser in wie fern der 
Schriftsteller das seinige dem Verleger abtritt. 
(ex jure cesso:) Denn in Beziehung auf den 
Verleger ist das Buch nicht ein Geistes werk, 
sondern ein mechanisches Froduct; in Bezie- 
hung auf ihn kann der Nachdrucker mit eben 
so vielem Rechte den Nachdruck • sein Werk 
nennen, als der Verleger selbst die rechtmäfsige 
Ausgabe' mit diesem Namen belegen kann. Er- 
hielt daher der Nachdrucker die Erlaubnifs des 
Schriftstellers zu der von ihm besorgten Aus- 
gabe, so hat der Verleger nur gegen diesen, 
nicht aber gegen den erstem ein Recht auf 

* , 



Schadenersatz. In dem entgegengesetzten Falte 
scheint jedoch der Verleger zu seiner Legitimation 
als Kläger, nicht erst eine ausdrückliche Vollmacht 
des Schriftstellers nöthig zu haben. Denn die 
Klage gereicht mittelbar auch zu dem Vortheilg 
des Schriftstellers. \ 

Zusatz. Hat der Schriftsteller das Recht, die Schrift 
ohne Nennung seines Namens bekannt zu machen? 
(anonym zu bleiben?) Ich antworte: Allerdings: 
denn die Anonymität kann im Zweifel nicht als 
eine Verzichtleistung auf die Autorschaft betrach- 
tet werden. {Rennnciatio nonpraesumitur.) Jedoch 
kann fürs erste der Staat alle Anonymität um des- 
willen verbieten, weil ein jeder für das verant- 
wortlich seyn mufs, was er öffentlich äufsert. (Aus 
demselben Grunde kann auch der Verleger ange- 
halten werden, seinen Namen zu nennen. Denn. 
er ist wegen des Inhalts seiner Verlagsartikel — 
ob mandatum rei illicitae in se susceptum — eben 
sowohl y als der Schriftsteller, wenn auch, nach 
Mafsgabe der Umstände, in einem geringem Grade, 
verantwortlich. Ist nur der Name des Verlegers 
einer anonymen Schrift bekannt, so kann dieser 
bey Strafe, selbst als Verfasser der Schrift betrach-> 
tet zu werden , zur Angabe des Verfassers ange-> 
halten werden.) Fürs zweyte kann der Verleger 
einer anonymen Schrift nicht gegen den Nach- 
drucker Klage erheben, ohne den Namen des Ver** 
fassers anzugeben. Denn eine ungenannte, und 
mithin unbestimmte Person, hat im Staate keine 
Rechte; gleichwohl aber kann der Verleger nur 
im Namen des Verfassers klagbar werden. Endlich 
drittens hört die Rechtmäfsigkeit der Anonymität 
von dem Augenblicke an auf, wo sich ein Ande* 
rer die Autorschaft au dem Werke anmaßt. 
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II. Von den angebörnen formalen Rechten des 

Menschen. 

t 

$. 38- 

Bezieht man die formalen Urrechte einer 
Person auf den Menschen, so hat dieser ein \ 
angebornes Recht auf Selbstständigkeit und 
Gleichheit. Vermöge des erstern Rechts (das 
letztere kann in dieser Beziehung keine neuen 
Bestimmungen erhalten,) ist er befugt, seine 
persönliche Freyheit, d.h. das Vermögen, sich 
wilJkührlich im Räume zu bewegen, durch 
Zwang zu vertheidigen ; seine Gedanken An- 
dern mitzutheilen oder vorzuenthalten; eine 
jede Lebensart, die er will, zu ergreifen, und 
die gewählte Lebensart auf eine jede ihm selbst- 
gefällige Weise zu treiben, sobald er nur in 
allen diesen Fällen nicht in die Rechte Ande- 
rer einen Eingriff thut. (Dafs der Staat aus 
diesem letztern Grunde die Selbstständigkeit 
des Menschen beschränken könne , ist keinem 
Zweifel unterworfen. Aber schwieriger ist die 
Frage, ob die blofse Möglichkeit, dafs durch 
die Selbstständigkeit des Menschen die Rechte 
Anderer beeinträchtiget werden könnten, zur 
Rechtfertigung einer solchen Beschränkung 
hinreiche? Z. B. es ist nicht zweifelhaft, dafs 
ein Sachwalter, ein Arzt, ein Handwerker u. s. w., 
der das ihm übertragene Geschäft absichtlich 
oder aus Fahrlässigkeit »nicht gehörig verrich- 
tet, zum Schadenersatze angehalten, auch, 
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nach Befinden, bestraft werden kann. Aber 
kann er auch von dem Staate einer Prüfung 
unterworfen werden, ehe ihm die Ausübung 
meiner Kunst verstattet wird? Ich antworte: 
Werden durch die ungeschickte Ausübung der 
Kunst die unveräußerlichen Rechte des Men- 
sehen gefährdet, so ist der Staat zu einer sol- 
chen Prüfung wohl befügt. Im entgegenge- 
setzten Falle überläfst er die Sache besser dem 
Gutbefinden derer, die sich des Arbeiters be- 
dienen wollen.) 

i 

%. - 

Allgemeine Eigenschaften dieser Rechte. 

• s 

p 

Die allgemeinen Eigenschaften, die den 
Urrechten einer Person zukommen, (§.32. — 54.) 
sind auch auf die angebornen Rechte des Men- 
schen anwendbar. Der Staat, durch welchen 
das Rechtsgesetz seine Sanction erhält, ist da- 
her verbunden, dem Menschen im Verhält- 
nisse zu Andern (denn der Staat ist keine 
Versicherungsanstalt gegen zufälligen Schaden,) 
diese Rechte mit diesen Bestimmungen zu ge- 
währen. Wenn also der Mensch durch seine 
physische Beschaffenheit aufser Stand gesetzt 
werden sollte, seine Rechte gegen andere ge- 
frörig zu vertheidigen ; so ist der Staat verpflich- 
tet, ihn unter seinen besondern Schutz zu 
nehmen, um den Ungerechtigkeiten Anderer 
yorzubeugeni (Nicht der hülflose Zustand 
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eines solchen Menschen für sich, sondern in 
wie fern er Andere zu Ungerechtigkeiten ver- 
anlassen kann , ist der Grund von dieser Pflicht 
des Staates. In einigen Fällen gründet sich 
jedoch diese Pflicht auch darauf, dafs der 
Staat an die Stelle der Eltern zu treten ver- 
bunden ist.) 

Zusatz i. Auf den in diesem $. aufgestellten 
Grundsätzen beruht gröfstentheils die Lehre des 
positiven Rechts von dem naturlichen Zustande der 
Menschen, (de statu natura/i ,) d. h. von dem Ein- 
flüsse, den die besondere physische Beschaffenheit 
der Menschen auf ihre Rechte hat. So sind z. B. 
die Menschen in dieser Rücksicht: 

1) Entweder geborene , oder solche, die noch im 
Mutterleibe sind. 

Dafs die letztem gleiche Rechte mit Men er- 
stem haben, ergiebt sich daraus, dafs ihre Exi- 
stenz allerdings^ nach Erfährungsgesetzen erkennbar 
ist; jedoch versteht es sich von selbst, dafs sie, 
vor aller That, nicht bestraft werden können. 
(Dieses ist nämlich der Sinn der Regel: Nasci- 
turi habentur pro natu, quoties de commodis eo- 
rum quaaritur.) 

2) Entweder Männer, oder Weiber. 

Beyde Geschlechter aber haben in der Regel 
gleiche Rechte, da beyden das Prädicat der Per- 
sönlichkeit in gleicher Mafse zukommt. Jedoch! 
a) Da das weibtoche' Geschlecht mit allem Grun- 
de das schwächere genannt werden kann, in- 
dem es insbesondere leicht den Ueberredun- 
gen der Männer Gehör giebt, auch leichter 
die Zukunft über die Gegenwart vergifst, (die 
Politik der Weiber 'ist in der Regel nur eine 
Politik des Augenblicks,) so ist der Staat aller- 
dings verbunden und befugt, sie unter eine 
besondere Vormundschaft zu stellen u. s. w. 
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b) Da das Weib durch physische und moralische 
Gründe verhindert wird, die Bedingungen des 
Staatsbörgerrechtes zu erff Hen , so kann 
sie auch auf dieses Recht, so wie auf die da» 
von etwa abhängigen Privatrt chte, keinen An» 

' sprach machen. 

3) Entweder Gesunde oder Kranke. 

Die letztern müssen ebenfalls in so fern unter 
einer besondern Vormundschaft des Staates stehen, 
als sie Krankheits halber aufs er Stande sind, ihre 
Rechte zu vertheidigen. Verschwender werden 
den Seelenkranken gleich geachtet. Da jedoch 
in der Regel ein Jeder sich unglücklich machen 
kann, wenn er anders will; so kann der Staat nur 
unter der Bedingung dem Verschwender einen 
Vormund setzen, wenn man aus den Handlungen 
des Menschen allerdings auf eine Seelenkrankheit 
schliefsen kann. Da dieser Schlufs allemal unge- 
wiß bleibt, so kann der Staat nicht behutsam ge- 
nug in diesem Falle zu Werke gehn. Denn die 
Furcht, den Verschwender am Ende ernähren zu 
müssen, wurde den Staat nur berechtigen, eine 
Caution an einem bestimmten Theile des Vermö- 
gens, das der Verschwender hat, zu verlangen. 1 

4) Entweder lebendige, oder todte. 

Das Absterben eines Menschen kann entweder er- 
wiesen seyn, oder nur, Kraft einer rechtlichen 
Vermuthung, als erfolgt, angenommen werden r 
Wenn diese rechtliche Vermuthung eintrete? ist 
eine Frage der Politik; und es hat der Staat hier- 
bey vor allen Dingen auf den gewöhnlichen Lauf 
der Natur Rücksicht zu nehmen. Wir finden je- 
doch, dafs die positiven Gesetze, was die Ver- 
schollenen (absentes) betrifft, von dieser Regel 
nicht selten abweichen ; und das , um defs willen 
mit allem Rechte, weil hey dem genauen Zusam- 
menhange, in welchem jetzt alle cultivirte Natio- 
nen mit einander stehen, nicht angenommen wer- 
den kann, dafs ein Abwesender, von dessen Le- 
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ben und Aufenthalte einige Nachricht nicht zu erlan- 
gen ist, noch unter den Lebendigen sey. — Mit dem 
Tode aber hört keinesweges die Persönlichkeit des 
Menschen in rechtlich praktischer Rücksicht auf. 
Daher mufs auch der gute Name eines Verstorbenen 
den Menschen heilig seyn. (Der Grundsatz des rö- 
mischen Hechts : iV<? post quinquennium de statu de- 
functi quaestio habeatur ; gründet sich darauf, dafs 
der Staat einen Verstorbenen um so mehr begünsti- 
gen mufs, je weniger er sich selbst zu vertheidigen 
im Stande ist.) Es ist rechtswidrig, die Schriften 
eines Verstorbenen zu verändern. Es mufs daher 
ferner, wie sich unten zeigen wird, durch den Staat 
ein Erbrecht eingeführt werden. Auch ist es daher 
wohl widerrechtlich, den Leichnam gegen den Wil- 
len des Verstorbenen zu seciren. (Hat er nichts 
defshalb verordnet, so kann man annehmen', dafs er 
dazu seine Erlaubnifs stillschweigend, zum Besten 
der Menschheit, gegeben habe.) — Endlich die Art 
des Begräbnisses ist ein Gegenstand der Gesundheits- 
Polizey; jedoch haftet die Verbindlichkeit zum Be- 
gräbnisse auf dem Vermögen des Verstorbenen. 
Dafs man das Begräbnifs die letzte Ehre nennt, die 
dem Verstorbenen erwiesen wird, hat seinen guten 
Grund darin, dafs der Körper das Werkzeug war, 
durch welchen der Verstorbene handelte, und ein 
feyerliches Begräbnifs als eine symbolische Darstel- 
lung der Achtung gegen den Verstorbenen betrach- 
tet werden kann. Aber -es ist theils widerrechtlich, 
theils bedenklich, einen Unterschied zwischen einem 
ehrlichen und einem unehrlichen Begräbnisse gesetz- 
lich festzusetzen. Widerrechtlich ; denn Achtung ist 
ein freyer Tribut, der dem Verdienste gezollt wird. 
Bedenklich ; denn ein solches Gesetz mufs den Men- 
schen in dem Wahne bestärken als sey die irdische 
Hülle des Menschen der Mensch selbst. Allerdings 
ist die Idee der christlichen Kirche, durch gemein- 
schaftliche Begräbnifsplätze die Vereinigung der Le- 
benden und der Todten im Reiche Gottes zu ver- 



sinnlichen/ eine große herrliche Idee! Nur hat sie 
in der Ausführung ihre großen Schwierigkeiten, be- 
sonders dann, wenn sich der Staat in die Angele- 
genheiten der Kirche mischt. 
5) Entweder Volljährige, oder Minderjährige. 
Das Alter der Menschen ist ebenfalls eine Ursache, 
wodurch sie ander eigenen Handhabung ihrer Rechte 
verhindert, und mithin dem besondern Schutze des 
Staates empfohlen werden. Nun beobachtet zwar 
die Natur in dieser Rücksicht keinesweges eine ganz 
allgemeine Regel. Der eine gelangt früher zu dem , 
völligen Gebrauche seiner Geisteskräfte, der andere . 
später. Der eine wird früher ein Greis, als der an- 
dere. Das Gesetz mu(s jedoch einen bestimmten 
Zeitpunct der Mündigkeit oder der Volljährigkeit, so 
wie für die Vorrechte des Greises festsetzen, weil 
es sonst der Willkühr des Richters Thür und Thor 
öffnen würde. Die Romer wählten daher für den 
Zeitpunct der Volljährigkeit das 25. Jahr, unsere Vor- 
fahren das 2iste. (Das heifsere Clima der südlichen 
Gegenden, das mit der Reizbarkeit der Menschen 
in der genauesten Verbindung steht, ist wohl der 
Grund dieses Unterschiedes.) Jedoch 1) kann viel- 
leicht in diesem ganz eigenen Falle das Gesetz selbst , 
ein Dispensationsrecht (ein Recht, Minderjährige 
volljährig zu sprechen, jus concedendi veniam aeta- 
tis ß ) unter gewissen Förmlichkeiten einführen; da 
hier das förmliche Recht (das gesetzlich bestimmte 
. Alter der Volljährigkeit,) von dem wirklichen Rechte, 
(von dem in der Erfahrung eintretenden Alter, wo 
sich der Mensch selbst zu beherrschen vermag,) al- 
lerdings abweichen kann. 2) wird das Gesetz die 
Gewalt des Vormundes, im Verhältnisse zu dem stu- 
fenweise steigenden Alter des Mündels genauer zu 
bestimmen haben. — Es würde hier zu weit führen, 
wenn dieVorrechte derMinderj ährigen u. s. w., die sich 
aus dem aufgestellten Grundsatze ergeben, einzeln 
durchgegangen werden sollten. Auch gehört das Vor- 
mundschaf urecht zu einem grofsenTheile der Politik an. 

* 
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Znsatz 2. Das positive Priva*recht handelt in dem 
Personen - Rechte noch von dem bürgerlichen Zu- 
stande der Menschen, (de statu civil*,} welcher wie- 
derum in den Status libertatis, civitatis et.farniluie 
eingetheilt zu werden pflegt. Es fragt sich also, in 
wie fern die Lehren, die das positive Recht unter 

- diesen Titeln vorträgt, entweder schon unter den 
obigen Grundsätzen enthalten sind, oder hier über- 
gangen werden mufsten? 

r 

OVon dem statu libertatis. 
*.'. « > . > • «•«...»« . *j 

Die Menschen werden in dieser Rücksicht ( von 
den Römern) in Freye und Sclaven, oder (von den 
Deutschen) in Freye und Leibeigene «ingetheilt. 
Was nun die Sclaverey betrifft, so ergiebt sich aus 
• den oben aufgestellten Grundsätzen sofort die Un- 
rechtmäfsigkeit dieses Verhältnisses, in welchem die 
Menschen ihrer ' Persönlichkeit beraubt werden. 
Schwieriger ist die andere Untersuchung über die 
Recht- oder Unrechtmäfsigkeit der Leibeigenschaft, 
da die Natur derselben nach der Verschiedenheit 
der Länder so verschieden ist, hier sich der Sclave- 
rey, dort einem lebenslänglichen Dienstvertrage nä- 
hert. Dafs sie in dem erstem Falle widerrechtlich 
sey, bedarf keiner Erinnerung. Was aber den an- 
dern Fall betrifft, so kann davon erst weiter unten 
< in der Lehre vom Hausherrnrechte die Rede Beyn. 
Ueberall ist sie jedoch eine pienstverbindiiehkeit, 
die auch auf die Kinder des Leibeigenen forterbt, 
und in so fern wenigstens allerdings widerrechtlich. 
Denn Niemanden kann durch die Geburt eine Ver- 
bindlichkeit auferlegt\ werden, die er nicht schon 
dem Rechtsgesetze nach hat; da in dem entgegen- 
gesetzten Falle angenommen werden müfste, dals 
, die Kinder das Eigentbum der Eltern wären, was 
doch mit der Selbstständigkeit der Kinder, als Men- 
schen betrachtet, schlechterdings im Widerspruche 
«teht. Sollte nbch aufsexdem selbst ein lebensläng- 
lich er* JDi««mver^l wideriechtlich ^eyn, so würde 
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zu jenen* iGnmde noch ein anderer kommen, daß 
Niemand meinen Erben eine Verbindlichkeit auferle- 
gen darf , die .er - sich selbst * nicht aufzuerlegen be- 
. fugt ist.-> ' 

!, i < ■ • «. ; > 

. s} yon dem sta^tu civitatis* 

Die Mitglieder des Staates sind in dieser Rück- 
sicht entweder Staatsbürger oder nicht; die letztern 
wiederum entweder für immery oder nur eine Zeit 
lang Unterthanen des Staates. Die Verschiedenheit 
der Privatrechte, die sich auf diese Eintheilung be- 
dient/ indem Idie Staatsbürger theils' 'unter sich, z. B. 
. als - Kirchenbeamte, als Adliehe> .Stadtbürger oder 
Bauern «. s%< w., theils im Verhältnisse zu Fremden 
gewisse Vorrechte haben, macht gewöhnlich einen 

• sehr bedeutenden Theil des positiven Privatrechtes 
«us. Allein dem philosophischen Privatrechte sind 

. alle diese -Vorrechte unbekannt, theils als Vorrechte 
- Überhaupt , theils nach den Grundsätzen des^Welt- 
, bürgerrechtes, theils endlich weiL Kirche und Staat 
nach Rechtsgesetzeu zwey voä einander ganz unab-r 
•iiängige Gesellschaften sind. Uebrigens liegt der 
-Tjrsprung aller dieser Privilegien darin , dafs die 
Menschen ihrer Natur nach geneigt sind, den Staat, 
«der doch eigentlich nur bestimmt ist , sie zur Erfül- 
-Jung ihrer RechtspfUchten anzuhalten, als ein Mittel 
.sin betrachten, wodurch ihr Efgennutz, ihr Ehrgeitz, 
,Äbre Trägheit, ein jedes physisches Hindernils über- 
. wältigen kann. t> '>»■ 

• * • -' - ' ■ 

% Z) Von dem statu familiae» 

■ i ' Allerdings -hat dieser 'Zustand auch auf die' 
-Rechte des Menschen für sich einen nicht geringen 
.-Sinfiafe» (£&&.£.)' Nur kann hier noch nicht von 
diesem Einflnsse die Rede "ity** 'da die Principien, 
auf welchen: das FamilienvertSknils rberoht , in das 
hypothetische «Privatrechtt tgefeören. Das positive Pri- 
vatrecht, das seine Sätze* niclit^ aus Principien . abau- 
leitea hat A handelt jedoch -mir I^okt^chea/an dieair 
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Stelle von dem Familienverhältnisse, in so fern die- 
ses auf die Rechte der Menschen, auch abgesehn 
von jenem Verhältnisse, Einfiufs hat. 



D e s 

thetischen Privatrechtes 

zweiter Abschnitt. 



Von den ursprünglichen Rechten einer Gemeinheit. 

Begriff einer Gemeinheit. 

Eine Gesellschaft ist eine Vereinigung mehre- 
rer Menschen zu einem gemeinschaftliehen 
Zwecke. Ist die Gesellschaft auch einem ge* 
meinschaftlichen Willen unterworfen, $b wird 
sie eine Gemeinheit genannt. Eine Gemeinheit 
ist ^lso 1) eine Vereinigung mehrerer Personen 
zu einem gemeinschaftlichen Zwecke. Denn 
ein gemeinschaftlicher "Wille ist undenkbar ohne 
einen gemeinschaftlichen Zweck. {Eine Ge- 
meinheit ist daher eine Art von Gesellschaft, 
die sich von dem Gattungsbegriffe dadurch un- 
terscheidet, dafs die Einheit einer Gemeinheit 
nicht blofs auf der Einheit des Zwecks f son- 
dern auch auf der Einheit des Willens, der 
über alle Gesellschaftsglieder gebietet, beruht. 
Das GeseUschaftsrech*. ist .daher auch auf Ge- 
meinheiten anwendbar, in wie fern nicht das 

Ga 
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specifische Merkmal derselben eine Ausnahine 
von dieser Regel macht. ) Eine Gemeinheit 
ist 2) eine Vereinigung mehrerer Menschen un- 
ter einem einzigen Willen. Denn dieses Merk- 
mal ist die Bedingung, auf welcher die Per- 
sönlichkeit einer Gemeinheit beruht. (In dem 
Begriffe einer Gesellschaft liegt dieses Merkmal 
keinesweges. Nach dem allgemeinen Gesell- 
schaftsrechte gelten nicht die mehreren Stim- 
men; sondern: Melior est proltibentis conditio.) 
Endlich 3) gehört zu dem Wesen einer Ge- 
meinheit, dafs die Mitglieder derselben einem 
gemeinschaftlichen Willen unterworfen" sind, 
d.h. einem Willen, der rechtlich als derWiHe 
aller einzelnen Mitglieder betrachtet werden 
kann. Denn dieses Merkmal ist die Bedingung, 
unter welcher einer Gemeinheit allein das Pra* 
dicat der moralischen Persönlichkeit zukommt. 
(Wenn einer der Willkühr eines andern un- 
terworfen ist , ohne dafs diese Willkühr zu- 
gleich ihrem Rechtsgrunde und ihrem Gegen- 
stande nach als der Wille des Verpflichteten 
betrachtet werden kann, so ist der Begriff 
einer Gemeinheit auf dieses Verhältnifs keines* 
weges anwendbar. t Denn der Wille., welcher 
Andere verpflichtet, mufs nicht mit der physi» 
sehen Existenz einer Person gegeben, sondern 
allererst durch den vereinigten Willen Mehre* 
rer gegeben seyn, wenn von einer moralischen 
Person, im Gegensätze einer physischen, die 
Rede seyn soll. ) 
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Von der Möglichkeit einer Gemeinheit. 

■ 

1) Von der empirischen Möglichkeit einer Gemeinheit. 

$. 41. \ 

Dafs eine allgemeine Uebereinstimmung 
mehrerer Menschen zu einem gewissen Zwecke 
empirisch möglich sey, ist keinem Zweifel un- 
terworfen. s Aber eben so gewifs ist es, dafs 
eine solche Ueberein Stimmung bey der ver- 
schiedenen Denk - und Sinnes - Art der Men- 
schen nicht von Dauer seyn kann. Es wird 
daher zu dem Bestehen einer jeden Gemeinheit 
eine Regierung erfordert, d. h. eine Anstalt, 
um die Einheit des Ganzen gegen die Verschie- 
denheit der Meinungen und Absichten der Ein-, 
zelnen in Sicherheit zu setzen. Eine solche 
Regierung steht an sich , da sie nur eine Folge 
von dem Gemeinheit sver trage ist, mit dem Be- 
griffe einer Gemeinheit keinesweges im Wider- 
spruche. Um aber diesen Gedanken in der Er- 
fahrung darzustellen, sind nur drey Wege 
möglich: Entweder wird die Regierung einem 
oder mehreren Individuen anvertraut, oder die 
Gültigkeit der mehreren Stimmen festgesetzt, 
oder für einen jeden Fall der richtigem Mei- 
iriing der Vorzug ausbedungen. D» sich je- 
doch kein objectiver rechtlicher Mafsstab für 
die Richtigkeit einer gewissen Meinung auf- 
stellen läfst, so ist dieser letztere Weg von 
den erstem nur dem Namen nach verschie- 
den. 

1 - ■ 



**) Von der rechtlichen Möglichkeit einer Gemeinheit» 

■•; : ' • §.4?. 

Könnte eine Gemeinheit «pf die Dauer 
ohne eine Regierung bestehen, so würde die 
rechtliche Möglichkeit derselben keinem Zwei- 
fel unterworfen seyn. Ja wenn nur ein jedes 
ein zeihe Mitglied in einem jeden Augenblicke, 
unbeschadet seiner übrigen Rechte, aus der Ge- 
meinheit treten kann, so ist die Rechtmäfsig- 
keit einer solchen Gemeinheit eben so wenig 
einigen Einwendungen unterworfen, da in die- 
sem Falle die Fortsetzung einer solchen Ver- 
bindung einer ausdrücklichen Einwilligung in 
die Beschlüsse der Gemeinheit gleich zu achten 
ist. v 

Sobald aber nur die Mitglieder einer ge- 
wissen - Gemeinheit zur Ausübung gewisser 
Rechte befugt seyn sollen, die sonst einem 
jeden Menschen zustehen würden, so steht der 
Begriff einer Regierung mit dem Rechte des 
Menschen auf Selbstständigkeit im Widerspruche. 
Daher kann die Rechtmäfsigkeit einer solchen 
Gemeinheit nur durch eine unmittelbare Rechts- 
pflicht begründet werden ; und da der Mensch 
überhaupt nur einer einzigen äufsern Gewalt 
(mit andern Worten, einer Regierung oder ei- 
nem unbedingten Zwange,) zum Gehorsam 
verpflichtet seyn kann, der Staat aber zu einer 
äufsern Gewalt über seine Mitglieder befugt 
ist, so kann jene Rechtspflicht keine andere, 

> 
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als diejenige seyn , auf welcher der Staat selbst 
beruht. Hieraus folgt 1) dafs? Gemeinheiten 
dieser Art nur in so fern rechtmäfsig sind, 
als sie durch den Staatszweck noth wendig ge-> 
macht werden ; und a) dafe in dem Staate keine 
Gemeinheit dieser Art, ohne einte ausdrückliche 
Einwilligung der Regierung, gestiftet werden 
kann. ( Dieser letztere & atz hat jedoch keines?» 
weges den Sinn, als wenn keine Gesellschaft 
ohne Einwilligung des Staates die Gültigkeit 
der mehrern Stimmen unter sich festsetzen 
könnte. Nur von dem Staate wird, sie nicht 
als eine Gemeinheit anerkannt, und z. B. nicht 
zur Bestellung eines- Syndicus gelassen wer- 
den, wenn sie nicht von ihm ausdrücklich in 
dieser Eigenschaft bestätiget worden ist* in- 
dem er sonst die Rechtmässigkeit einer andern 
Regierung, als der seinigen, stillschweigend 
zugestehen würde.) 

Was aber die Art der Regierung betrifft ? 
sq kann die Gesellschafts'gewalt , nach dem 
Grundsätze der rechtlichen Gleichheit, nur der 
Majorität zustehen. Denn nur bey dieser 
Verfassung bleibt einem Jeden das Recht, 
auch die übrigen Gesellschaftsglieder zu ver- 
pflichten, sobald nur die Hälfte derselben sei- 
ner Abstimmung beytritt. ( Einen andern Grund 
für die Gültigkeit der mehrern Stimmen ent- 
hält die Moralpolitik. Die Mitglieder einer 
. Gemeinheit sind moralisch verpflichtet, bey ih- 
ren Abstimmungen das Gemeinbeste zu beab- 
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sichtigen. Wenn man nun erwägt, wie el pö* 
Jitisch möglich ist, dafs sich die Majorität für 
eine gewisse Meinung erkläre; wenn man fer- 
ner berücksichtiget, dafs bey einer solchen Ver- 
fassung der Wille der Einzelnen nur durch 
eine formale Eigenschaft für das Ganze zum 
Gesetze wird', so läfst sich wohl behaupten, 
dafs nur auf diesem JVege die Uebereinstim- 
mung der Gemeindeschlüsse mit dem Gemein- 
besten zu erhalten seyn wird. Freylich ändert 
sich die Lage der Sachen, sobald Partheyen in 
einer Gemeinheit entstehen.) 

$. 43- 

Eintheilung der Gemeinheiten. 

r 

r • ■ 

Die wesentlichen Eintheilungen einer Ge- 
nieinheit können entlehnt werden; 1) von dem 
Subjecte der Vereinigung; — (in dieser Rück- 
sicht sind die Gemeinheiten entweder einfache 
oder zusammengesetzte;) 2) von dem Zwecke 
der Vereinigung; (in dieser Rücksicht theilt 
man z. B. die Gemeinheiten in öffentliche und 
Privatgemeinheiten; jedoch werden die letztern 
nach der obigen Deduction, als privilegirte 
Privatgesellschaften, nicht zulässig seyn j > 3) 
von der Art der Vereinigung, (von der Regie- 
rungs-Form.) 
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r 5- 44' 

Im allgemeinen. 

Das Gemeinheitsrecht beruht theils auf den 
Grundsätzen des Gesellschaf tsrechtes , theils, in 
wie fern es von dem speciftschen Begriffe feiner 
Gemeinheit ausgeht, auf eigenthiünlichen Prin- 
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allein in Betrachtung kommen kann , ist es 
entweder inneres oder äufseres Gemeinheits- 
recht. Das erst ere, weicheis die gegenseitigen 
Rechte der Gemeinheit und. ihrer Mitglieder zu 
seinem Gegenstande hat, ist an sich mit dem 
innern Staatsrechte eine und eben dieselbe Wis- 
senschaft. Denn es ist zwar das logische Ver- 
hältnifs zwischen den BegriffeA: Gemeinheit 
und Staat, ein Verhältnifs der Gattung zu ih- 
ren Arten; aber nach Rechtsgesetzen kann es 
nur eine einzige Art von Gemeinheiten , r den 
Staat, geben* Das äufsere Gememhei tsrecht 
aber, welches die Rechte einer Gemeinheit in 
Beziehung auf einen Dritten bestimmt,, kann, 
in wie fern es ein Theil des Privatrechtes ist^ 
allerdings als eine von dem Staatsrechte abge~ 
sonderte Wissenschaft behandelt werden, da 
der Staat in so fern, nicht vermöge seines; 
besondern Zweckes, sondern als eine morahU 
sehe Person überhaupt, gewisse Rechte hat;- 
Dieses Su&ene Gerne hihei tsrecht, von welchem 
also hier allein die Rede Aeyn kann r ist wiß* 
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derum entweder thetisches oder hypothetisches 
Privatrecht. Jedoch wird 'das letztere weiter 
unten keinen besöndern Abschnitt des hypo- 
thetischen Privatrechtes überhaupt ausmachen, 
da die Grundsätze dieser Wissenschaft in der 
Regel auf physische und moralische Personen 
in gleichem Grade anwendbar sind. * 
• Das positive Privatrecht wird allerdings auch 
das innere Gemeinheit brecht in einem be- 
sondern Abschnitte abhandeln können, in 
wie fern es im Staate auch Gemeinheiten 
geben kann , deren Zweck nicht unter dem 
Staatszwecke enthalten ist* 

/ 

Von den ursprünglichen Rechten einer Gemeinheit. 

- - ( »» • 

i) Arten dieser Rechte. 

• ' 1 i 45. ' ' 

Eine Gemeinheit hat, als eine Person über- 
haupt, ein Recht, die Personen und das Ver- 
mögen ihrer' Mitglieder , in so fem diese dem 
Gesamtwillen unterworfen sind, (die Kräfte der 
Gemeinheit,) so wie ihre Verfassung (ihr Le- 
ben) und ihren guten Namen durch Zwang 
au vertheidigen. Sie ist befugt, Abgeordnete 
QSyndicos) zu bestellen; da dieses RechtL eine 
Bedingung ihrer Individualität in Beziehung 
auf einen dritten ist. Sie hat endlich, so wie 
der einzelne Mensch, ein Recht auf Selbststan- 
digkeit und Gleichheit. 2 ^- 
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l) Allgemeine Eigenschaften dieser Rechte. 

Das Subject dieser Rechte, so wie der 
einer Gemeinheit obliegenden Verbindlichkeiten, 
Sind nicht die einzelnen Mitglieder der Ge- 
meinheit, als solche; sondern nur der verei- 
nigte Wille Aller. Daher hören diese Rechte 
und Verbindlichkeiten nicht auf mit der Ver- 
änderung der einzelnen Mitglieder; daher kön- 
nen diese nur in so fern, als sie Mitglieder 
der Gemeinheit sind und bleiben, an jenen 
Rechten Antheil nehmen, oder zu der Erfül- 
lung dieser Verbindlichkeiten angehalten wer- 
den u. s. w. ( Daher die Regel : universitas nun~ 
quam moritur.) 



r 



* 



Digitize<J by Google 



Des 

theoretischen Privatrechtes 

- zweite Abtheilung. 



Hypothetisches P r i v a t r e ch t. 



E i » l & i t u n g* , I 

i) Begriff des hypothetischen Privatreebtes. 

, ' §• 47- '.. . . 

Das hypothetische Privatrecht ist eine Wis- 
senschaft der Rechtsgesetze, wodurch die Er- 
werbung äufserer Gegenstände ( theils was die 
rechtliche Möglichkeit, theils was die rechtli- 
chen Folgen dieser Erwerbung betrifft,) be- 
stimmt wird. Aeufsere Gegenstände sind aber 
hier solche Gegenstände, die der Willkühr ei- 
ner Person nicht schori vermöge ihrer Exi- 
stenz unterworfen sind. (Das hypothetische 
Privatrecht wird auch die Wissenschaft von 
dem äufsern Mein und Dein genannt.) 

4 B 

Zusatz. Lateinisch nennt man das hypothetische 
Privatrecht: Jus rerum. Jedoch hat diese Benen- 
nung den Nachtheil, dafs das Wort res eben so- 
wohl einen jeden äufsern Gegenstand der Erwer- 
bung, als auch eine Sache bedeutet. 
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2) Eintheilung des hypothetischen Privatrechtes. 

• - • » 

§• 48- 

a) In Beziehung auf die Form dieser Rechte. 

Da unter einem Rechte überhaupt das Ver- 
mögen verstanden wird, Andern eine Rechts» 
Verbindlichkeit aufzuerlegen , so kann ein hy- 
pothetisches Privatrecht (ein äufseres Recht in 
der engsten oder materialen Bedeutung) ent- 
weder in dem moralischen Vermögen bestehen, 
alle andere Personen zu verpflichten, oder in 
dem Vermögen, nur einer bestimmten Person 
eine Zwangsverbindlichkeit aufzuerlegen. Die 
Rechte der erstem Art werden dingliche Rechte,» 
die Rechte, der letztern Art persönliche Rechte 
genannt. 

Im lateinischen sollte man diese Eintheilung 
so ausdrücken: jura acquisüa sunt vel 
realia vel personalia. Denn die gewöhn- 
liche Terminologie: jus rerum est vel jus' 
in re vel jus ad rem s. in* personam , kann 
leicht, wie auch die Erfahrung lehrt, zu 
einer Verwechselung dieser Eintheilung; 
mit der folgenden, Veranlassung geben. 

§•49- ' 

b) In Beziehung auf den Gegenstand dieser Rechte. 

Die Gegenstände der Erwerbung können 
entweder einzeln, oder als ein durch den Wil- 
len des Erwerbenden verbundenes Ganze (als 
<Us Vermögen, einer Person) betrachtet werde». 
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In der ehrstern Rücksicht sind sie, in Bezieh tag 
auf die rechtliche Möglichkeit der Erwerbung 
überhaupt, entweder Personen • oder Sachen; 
und was die Personen betrifft, kann entweder 
die Person selbst, oder eine Leistung derselben 
der Gegenstand der Erwerbung seyn. — Die 
persönlichen Rechte (§. 43.) können sich nun 
entweder auf Personen, oder auf ' deren Ver- 
mögen beziehen. Das dingliche Recht kann 
aber entweder Sachen, (Sachenrecht, jus in re 9 ) 
oder Personen (jus reale vi persona,) oder das 
Vermögen einer Person, (jussealeinpatrintonio,) 
zu seintem Gegenstande haben. Die nähere Be- 
stimmung eines jeden von diesen Theilen ge- 
hört für den Vortrag des hypothetischen Pri* 
vatrechtes selbst. 

3) Von der Erwerbung äußerer Gegenstände. 

■ 

§. 50. 
Im allgemeinen. 

Ein Gegenstand ist mein , in wie fern An- 
dere rechtlich verpflichtet sind, diesen Gegen- 
stand nicht ohne meinen Willen zu gebrau- 
chen. Diese Verbindlichkeit aber kann nur 
daraus entstehen (§. 3.), dafs der Gegenstand 
entweder nach physischen oder nach prakti- 
schen Gesetzen (entweder vermöge » der Exi- . 
Stenz einer Person oder durch eine Handlung) 
eine Bedingung meiner Causalität in der Natur 
ist. Da nun ein äufserer Gegenstand nich 
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nach physischen Gesetzen der Willkühr einer 
Person unterworfen ist, so kann er ihr nur 
vermöge einer Handlung gehören. 

Unter der Erwerbung eines äufsern Ge- 
gestand es versteht man den Inbegriff derjeni- 
1 gen Bedingüngen , unter welchen ein äufserer 
Gegenstand mein wird. Sie begreift also theils 
die Erwerbungsart, theils den Rechtstitel der 
Erwerbung unter sich. Die Erwerbungsart, ist 
diejenige Handlung, wodurch ein äufserer Ge- 
genstand der Willkühr einer Person unterwor- 
fen wird. Der :Rechtstitel ist der Grund, aus 
welchem diese Handlung für Andere verpflich- 
tend ist. ; " , 

Der Gebrauch eines Gegenstandes ist wohl 
von dessen Beziehung auf einen Zweck 
überhaupt zu unterscheiden. Denn unter 
dem Gebrauche wird eine solche Zweckbe^ 
Ziehung verstanden, die eine Wirkung auf 
den bezogenen Gegenstand zur Folge hat. 
Ob wohl also z. B. ein. Garten mein ist, 
so -ist es doch Andern unverwehrt, sich 
an der Aussicht -auf diesen Garten zu er- 
götzen. 



i. 



Zusatz. Die Erwerbungsarten sind entweder ur- 
sprüngliche oder abgeleitete. Die Ein theilun geil? 
v «der Rechtstitel wenden in der Folge an den. gehö- 
.«fcV hey^0bx^cht werden. ... 
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- Von der Art, wie änfsere Gegenstände erworben, j 

werden. . „ 

v Die Thatsache, da ein äufserer Gegenstand 
der Willkühr einer Person, als eine Bedingung 
ihrer Causalität, unterworfen ist, wird Besitz 
genannt. Die Art, wie aufsere Gegenstände 
Überhaupt erworben werden, ist daher die Be- 
sitzergreifung. » i , i 
Da aber der Besitz eines äufsern Gegen* 
Standes auf einer Handlung beruht, und diese 
Handlung entweder eine aufsere oder eine in- 
nere Handlung seyn kann, so ist der Besita 
entweder ein physischer oder ein intelligibler 
Besitz. ( l\)sses$io est vel corporis wl mümi j und 
eben so kann auch die Besitzergreifung einge- 
theilt werden.) Unter dem erstere» versteht 
man die Verbindung' eines äufsern Gegenstan- 
des mit den physischen Kräften einer Person. 
(Ich besitze ä. B, in diesem Sinne — eine 
Sache, wenn ' ich sie in meiner Hand habe, 
ödet wenn ich den Boden mit meinem Kör» 
per «tnnehm«, od*r ihn bearbeitete; — die 
Leistung einer Person, wenn sie geschehen 
ist; .— - die Person selbst, wenn ich sie in mei- 
ne* Gewalt Jiabf.) Unter der letztem versteht 
man den Act des Willens, dafs eine Sache 
mein seyn soll. C** besitz» also in diesem 
Sinne — eine Sache, wenn ich will, dafs die 
Sache mein seyn soll, wenn sie sich auch an 
einem andern Orte, als ich, befinden sollte; — 

I 
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die Willkühr de$ Andern, sobald ich dessen Ver- 
sprechen angenommen habe, obwohl die Lei- 
stung noch nicht erfolgt ist u, s. w.) Dafs die- 
ser Wille äufserlich erklärt werde, ist an sich 
keinesweges nothwendig; wohl aber um defs- 
willen, weil sonst der äufsere Richter nicht im 
Stande seyn würde, Rechtsstreitigkeiten dieser 
Art zu entscheiden. Daher auch die Mittel die- 
ser Bezeichnung lediglich und allein von der 
Willjkühr der Menschen abhängen. 

In so fern ich jedoch einen äufsern Gegen- 
stand blofs physisch besitze, in so fern ist er 
nicht als ein äufserer Gegenstand mein , d. h. ich 
habe gegen denjenigen, der meinen Besitz stört, 
schon defs wegen und nur ^aus dem Grunde ein 
Zwangsrecht, weil ich meine angebornen 
Rechte zu vertheidigen befugt bin. (Wer mir 
z. B. eine Sache aus, der Hand reifst, handelt 
allerdings ungerecht, aber wenn ich nicht zu- 
gleich in dem intelligibeln Besitze der Sache bin, 
blofs defswegen , weil er einen gewaltsamen An- 
griff auf meinen' Körper thut.) Ist hingegen ein 
äufserer Gegenstand vermöge eines intelligibeln 
Besitzes mein, so beruht das Recht, meinen Be- 
sitz gegen Andere zu vertheidigen, auf einer be- 
sondern Verbindlichkeit, die ich Andern keines- 
weges schon durch meine blofse Existenz auf er- 
es 

lege. Sollen daher anders äufsere Gegenstände, 
als solche, erworben werden körmen, so mufs 
die Erwerbungsart als eine Ergreifung des intel- 
ligibeln Besitzes gedacht werden. 

H - 

r 



Ep hat Rechtslehrer gegebeh , die die Erwer- 
bung äufserer Gegenstände ganz allein auf 
einen physischen Besitz gründeten ; die also 
z. B. das Eigenthum an Grund und Boden 
nur dem zuschrieben , der diesen Boden 
bearbeitet habe oder darauf stehe ; die fem er 
Verträge nur in so fern für gültig hielten, 
als sie wirklich erfüllt wären. Diese läug- 
neten also mit andern Worten die Exi- 
stenz des hypothetischen Privatrechtes 
selbst, als eines von dem thetischen Pri- 
vatrechte abgesonderten- Theiles der Wis- 
senschaft. Sie untersuchten unter jenem 
Titel nur die Frage, in wie fern eine Per- 
son befugt sey, ihre Kräfte auf äufsere Ge- 
genstände anzuwenden. Aber es dürfte 
sogar zweifelhaft seyn, ob eine solche An- 
wendung auch überhaupt . gestattet werden 
könne, Sobald man die rechtliche Möglich- 
keit eines intelligibeln Besitzes läugnet. 

Von dem Reclustüel des intelligibeln Besitzes. 

Der allgemeine' Rechtstitel der Erwerbung, 
d. h. der Grund, aus welchem Andere rechtlich 
verpflichtet sind, sich eines jeden Gebrauchs 
eines äufsern Gegenstandes Kraft meines Willens 
zu enthalten, ergiebt sich aus dem Rechtsgesetze 
auf folgende Weise: Die Rechte des Menschen 
sind die Bedingungen, unter welchen er in der 
Natur als ein freyes Wesen (nach dem Pflicht- 
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gesetze ) handeln kann. Nün bezieht sich aber 
das Sittengesetz ( die Freyheit des Menschen an 
sich) auf einen jeden möglichen Gegenstand der 
Willkühr; d.h. ein jeder Gegenstand, der phy- 
sisch brauchbar ist, soll in Beziehung auf die 
moralischen Zwecke des Menschen gesetzt wer- 
den. Mithin mufs auch der Mensch befugt seyn, 
Andern die Verbindlichkeit aufzuerlegen ^ sich 
eines jeden Gebrauches eines Gegenstandes zu 
enthalten , den der Mensch seiner Willkühr un- 
terworfen hat. (Den Einwendungen gegen diese 
Deduction wird man leicht sejbst begegnen kön* 
nen, wenn man den Haüptpunct in die Augen 
fafst, dafs hier nur von der Erwerbung äufserer 
Gegenstände überhaupt die Rede sey. ) 

Man kann diesen Satz auch so ausdrücken: 
eine Maxime, nach welcher, wenn sie Ge- 
setz würde, ein Gegenstand der Willkühr 
an sich (objectiv) herrenlos würde, ist 
rechtswidrig. Uebrigens gründen diejeni- 
gen, die bey der Deduction des Rechtsbe- 
griffes von dem Glückseligkeitsprincipe aus- 
gehen, den obigen Satz darauf, dafs ein 
jeder befugt seyn' müsse, seinen Zustand 
möglichst zu vervollkommnen. 

4) Von den rechtlichen Folgen, die die Erwerbung 

äufserer Gegenstände hat. 

§. 53- 
Im allgemeinen* 

Der Besitz eines äufsern Gegenstandes f in 
wie fern ersieh blofs auf den allgemeinen Rechts« 
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titel d6r Erwerbung (§. 5a.) gründet, ist noch 
keinesweges zu einem Rechte an einem bestimm- 
ten Gegenstande hinreichend. Dazu wird noch 
aufserdem ein bestimmter Rechtstitel erfordert, 
vermöge dessen ich mir diesen bestimmten Ge- 
genstand zueignen kann. Gleichwohl fragt es 
sich: Ob der Besitz eines äufsern Gegenstandes 
überhaupt, und ohne Rücksicht auf den be- 
stimmten Rechtstitel desselben, gewisse recht- 
liche Folgen hervorbringe? und es wird daher 
die vorliegende Untersuchung theils auf die 
rechtlichen Folgen des Besitzes überhaupt, theils 
auf die rechtlichen Folgen der einzelnen Arten 
von hypothetischen Privatrechten zu richten 
seyn. ' 

Das praktische Interesse dieser Frage zeigt 
sich besonders bey den dinglichen Rechten. 
Daher ist es zu entschuldigen, wenn die 
Lehrer des positiven Rechts diesem Gegen- 
stande in dem dinglichen Rechte seinen 
Platz anweisen. 

§. 54- 

Von den rechtlichen Folgen des Besitzes überhaupt. 

Dafs der physische Besitzer eines Gegenstan- 
des Andere rechtlich verpflichte, sich einer jeden 
Störung dieses Besitzes zu enthalten, versteht 
sich von selbst, indem diese Verbindlichkeit 
durch die angebornen Rechte des Menschen un- 
mittelbar begründet wird. Das Recht der Selbst- 
verteidigung dauert daher , wie sich unten in 
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der Lehre von der Nothwehr «eigen wird, in 
Beziehung auf diesen Besitz, sogar im Staate 
fort. — Was aber den intelligibeln Besitz be- 
trifft, so Hegt es nicht eben so am Tage, wie 
der intelligible Besitzer eines bestimmten Ge- 
genstandes , abgesehn von dem besondern 
Rechtstitel seiner Erwerbung, befugt se,yn 
könne, sich gegen Andere in seinem Besitze zu 
vertheidigen. Denn der intelligible Besitz ist 
in so fern kein Recht, sondern nur eine That- 
sache. (Possessio magis facti est, quam juris.) 
Gleichwohl ist schon diese Thatsache für An- 
dere um defswillen verpflichtend, weil der 
Mensch, da überhaupt äufsere Gegenstände er- 
worben werden können , die rechtliche Vermu- 
thung ($. 36.) für sich hat, dafs sein Besitz 
auch in diesem bestimmten Falle rechtmäfsig 
aeyn werde. ( puilibet juste possidere praesumi- 
tür, donec probet ur contrarium. Es wird al SO 
hier von der Möglichkeit eines Rechts auf des- 
sen .Wirklichkeit, Kraft des Rechts auf einen 
guten Namen, geschlossen.) Hieraus folgt 
also : Der intelligible Besitzer ist in seinem 
s Besitze zu schützen , so lange nicht ein Ande- 
rer ein besseres Recht ausgeführt hat. Daher 
ist im zweifelhaften Falle für den Besitzer zu 
entscheiden; der Besitzer braucht nicht die 
Rechtmäfsigkeit seines Besitzes zu beweisen ; er 
ist durch besondere Rechtsmittel in seinem 
Besitze zu schützen, oder in denselben wie- 
derum einzusetzen, wenn er unrechtmäfsiger 
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Weise daraus verdrängt worden ist. (Interdicla 
sunt vel retinendae possessionis — utrubi et uti 
possidetis — vel recuperandae possessionis — • 
quod vi et vi armata, et quod vi aut dam. Die 
interdicta adipiscendae possessionis sind im ob- 
jectiven Sinne ein Unding. Das interdictum 
quorum bonorum et quod legatorum, das man 
gewöhnlich unter diese Gattung bringt, fuhren 
nur in subjectiver Rücksicht diesen Namen; 
an sich gehören sie zu den interdictis recupe* 
randae possessionis.) Diese Rechtsmittel finden 
jedoch 1) nur unter der Bedingung Statt, dafs 
ein gewisser Gegenstand entweder überhaupt, 
oder von dieser Person erworben werden kann ; 
so wie 12) nur gegen den, in Beziehung auf 
welchen mein Besitz überhaupt, d. h. äbgesehn 
von seinem Gegenstande, als ein rechtlicher 
Besitz betrachtet werden kann. (A quo quis 
nec vi , nec dam , nec precario possidet. Vitia 
possessionis. Possessio justa — injusta.) Denn 
auf der einen und auf der andern Bedingung 
beruht die rechtliche Vermuthung, wodurch 
das Recht des Besitzers begründet wird. End- 
lich 3) kann der Besitzer nur gegen den ge- 
schützt werden, der durch seine Handlungen 
den Besitz beeinträchtigte. (Interdicta tantuni 
redduntur in personam. Die actio spolii, in wie 
fern sie gegen den dritten Besitzer angestellt 
werden kann, ist eine Ungerechtigkeit.) Denn 
der dritte Besitzer hat dieselbe Vermuthung, 
wie der Kläger, für sich. . ^ 
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Das summarische Vetf ahren ~ iÄ Sachen , die 
den Besitz betreffen, gründet sich schon v 
auf die Natur dieser Rechtssachen. Aufser- 
dem hat noch der Staat ein besonderes 
Interesse an der schnellen Entscheidung 
solcher Streitigkeiten. (Uebrigens läfst 
sich aus dem Obigen 1 eicht ^abnehmen, dafs 
und warum das Gesetz einen zuweilen für 
, • den' Besitzer halte, der. ©s, nicht ist, (Ygh 

§. 5°0 und umgekehrt, u. s. w.) 

** \ . 

j ... - *: ii ..jt \) • ■ i > • J .»**■. » >" . 

' ■ §- 55. 

Von den, rechtlichen Folgen der erworbenen Rechte- 
Uberhaupt, ,. . , 

Ein persönliche^ Recht ist das Vermögen, 
eine bestimmte Person zu einer .gewissen, Lei- 
stung ?u verpflichten. Ein dingliches Recht 
ist das Vermögen* einen jeden Andern zu ver- 
pflichten, einen gewissen Gegenstand (seiner 
Substanz und seinen Accidenzen nach,) nicht 
ohne meine Einwüligung zu gebrauchen. 

Ein dingliche 1 » Recht kann aber (inBezie? 
hung auf seine form) in so fern mehrere be- 
sondere Arten (spAcies juris in re, oder richti-, 
ger, species juris realis,) unter -sich enthalten, 
als durch ein solches Recht Andern entweder 
die' Verbindlichkeit auferlegt wird, sich eines 
jeden, oder sich nur eines bestimmten Ge» 
brauches : einer gewissen Sache zu enthalten. 
Im erstem Falle wird das Recht Eigenthum ge- 
nannt (dominium); im letztem ist es wie- 

i 
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derum entweder eine Dienstbarkeit ( Servitut ) , 
oder ein Pfandrecht (pignu$y Denn da sich 
in diesem letztern Falle ein Anderer die Sache 
zueignen kann , ausgenommen in der Rück- / 
sieht, in welcher sie mein i9t; so kann ein 
dingliches Recht dieser Art als eine Verbind- 
lichkeit befrachtet werden, Welche der Eigen- 
thümer eines bestimmten Gegenstandes auf sich 
hat. So wie nun durch eine Verbindlichkeit, 
die einer eingeht, das Vermögen des Berech- 
tigten entweder vermehrt, oder nur gesichert 
wird; so kann auch jenes dingliche Recht ent- 
weder eine Dienstbarkeit oder ein Pfandrecht 
seyn. 

Das Erbrecht ist eine Art des Eigentums- 
rechtes am Vermögen. 



5) Methodologie des hypothetischen Privatrechtes. 

' •' ' 

§56. 

Hier nur von der Anordnung des Ganzen« 
Die obigen Eintheilungen der hypothetischen 
Privatrechte (§. 48« ff. ) sind mit einander co- 
ordinirt. Es hängt daher blofs von subjecti- 
ven Rücksichten ab, welche von diesen Ein- 
theilungen bey der Bearbeitung der Wissen- 
schaft zur Haupteintheilung gemacht werden 
soll. Das Verhältnifs aber, in welchem eine 
Lehre die Verständlichkeit der andern erleich- 
tert , scheint folgende Ordnung vorzugsweise 
zu empfehlen. 
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I. Grundsätze des hypothetischen Privatrecht» 
in Beziehung auf die Gegenstände der Er- 
werbung einzeln betrachtet. - t 

1) Sachenrecht. 

3) Persönliches Recht. 

3) Dingliches Recht an Personen. 

II. Grundsätze des hypothetischen Privatrecht» 

in Beziehung auf das? Vermögen. 

1) Dingliches Recht. , r 

2) Persönliches Recht. ^ 

^ 




hypothetischen Privatrechtes 

erster Abschnitt. 



s 

Grundsätze 

1 

des hypothetischen Privatrechtes 

in Beziehung auf die Gegenstände der Erwerbung 
v einseln betrachtet. 



Erste Abtheilung. 
Das Sachen * Recht. 

Einlertun g. 

■ §. 57. 

Begriff und Eintheilung 4er Sachen - Rechte. 

E ine Sache ist ein Körper, dem das Prädicat 
einer freyen Willkühr - nicht zukommt. Ein 
Recht an einer Sache ist das moralische Ver* 
mögen , alle Andere zu verpflichten , sich des 
Gebrauches einer gewissen Sache zu enthalten. 
Das Sachenrecht ist der Inbegriff der Rechts- 
gesetze , wodurch die nur beschriebenen Rechte 
bestimmt werden. Da nun ein Recht an einer 
Sache jederzeit ein dingliches Recht ist, so 
giebt es drey Arten von Sachenrechten: (§. 55.) 
das Eigenthumsrecht, das Recht der Dienst- 
barkeit, und das Pfandrecht an einer Sache. 
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$• 58- 

Von der Erwerbung einer Sache überhaupt. 

Eine Sache kann nur in so fern erworben 
werden, als sie ein Gegenstand der >Villkühr 
ist, d.h. nur in so fem, als es physisch mög- 
lich ist, einen Gebrauch von ihr zu machen. 
Unter dieser Bedingung aber kann sie (wenn 
man blofs auf das Object der Erwerbung Rück- 
sicht nimmt,) entweder ursprünglich erworben 
werden, oder der Gegenstand einer abgeleite- 
ten Erwerbung seyn, je nachdem sie herren- 
los, oder schon von einem Andern erwor- 
ben ist. 

Durch die physische Beschaffenheit einer 
Sache wird zwar die Art des Gebrauches, 
nicht aber die Form desselben, und mit- 
hin nicht das Recht an einer Sache be- 
stimmt; aufser in wie fern diese Form 
von der Qualität der Sache abhängt. (Z.B. 
an einer Sache, die durch den Gebrauch 
verbraucht wird, kann kein eigentlicher 
Niefsbrauch bestellt werden. ) Jedoch kann 
die physische Beschaffenheit der Sachen 
auch noch in so fern ein Princip der Ge- 
setzgebung seyn, als sie auf deren Er- 
werblichkeit Einflufs hat. vergl. §. 69. 
(Uebrigens lassen sich von den einzelnen 
Arten der Sachenrechte noch mehrere all- 
gemeine Sätze abstrahiren, deren jedoch 
in dieser Einleitung um defsw^en nicht 

s 
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gedacht wird, weil das Eigenthumsrecht 
als das Schema aller andern Sachenrechte 
betrachtet werden kann.) 



Erstes Kapitel. 

Von dem Eigentumsrechte an einer Sache. 

i) Begriff dieses Rechts. 
§• 59- 

Das Eigenthumsrecht an einer Sache ist 
da* Vermögen, alle Andere durch meine Wil- 
lenserklärung zu verpflichten, sich eines jeden 
Gebrauchs von einer gewissen Sache zu ent- 
halten. In Beziehung auf seine Materie (denn 
in Beziehung auf seineForm, als jus vindicandi, 
gehört es für das practische Privatrecht;) ent- 
hält es in so fern besondere Rechte unter sich, 
als theils der Gebrauch der Sache, theils die 
(subjectiven und objectiven) Bedingungen die- 
ses Gebrauchs der Gegenstand des Eigenthums- 
rechtes sind. ' 

Nach demselben Principe können auch die 

übrigen Sachenrechte eingetheilt werden. 

, , §. 60. 

In dem Eigenthumsrechte an einer Sache 
ist also 1) enthalten, das Recht, die Sache phy- 
sisch zu besitzen; (als die subjective Bedingung 
der Möglichkeit des Gebrauches;) mithin das 
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Recht, einen jeden von diesem Besitze auszu- 
schliefsen. Jedoch wird durch das Eigenthums- 
recht nicht ein jeder andere Besitz derselben 
Sache schlechthin unmöglich gemacht, indem 
mit einem jeden dinglichen Rechte an einer 
Sache die Freyheit des Nichtgebrauchs verbun- 
, den ist; sondern es ist nur dieser Besitz auf 
die Bedingungen zu beschränken , unter wel- 
chen er mit den Rechten des Eigenthümers 
nicht ixp. Widerspruche steht. s * 

§. 61. 

In dem Eigenthumsrechte an einer Sache 
ist enthalten 2) das Recht über die Sache zu 
verfügen, mithin das Recht, die Sache zu ver- 
äufsem oder zu verändern, (zu verbessern, 
zu zerstören , verfallen zu lassen u. s. w. ). Denn ' 
die Möglichkeit , eine Sache beliebig zu gebrau- 
chen, hängt (objectiv) davon ab, dafs ich die 
Sache selbst in ein jedes beliebige Verhäitnifs 
zu meinen Absichten setzen kann. Jedoch ist 
dieses Recht schon dem Rechtsgesetze nach, 
d. h. ohne Rücksicht auf besondere Verträge 
u. s. W b , dahin zu beschränken , dafs dadurch 
x nicht das Eigenthum eines Andern beeinträch- 
tiget werden darf. (Hierauf gründet sich die 
nunciatio novi operis, und die cautio damni in- 
fecti des römischen Rechts.) 

Ein Vortheil, den ein Anderer bisher von 
meinem Eigenthum ohne einen bestimm- - 
ten Rechutitel gezogen hat, ist keineswe- 
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ges hinreichend, um mich an der Verände- 
rung der Sache zu behindern, wenn auch 
dadurch dem Andern jener Vortheil ent- 
zogen wird. Denn die Beziehung einer 
fremden Sache auf einen gewissen Zweck 
ist nur in so fern erlaubt, als sie von 
dem Eigenthümer gestattet wird. Ich kann 
z. B. dem Andern nicht verwehren, auf 
seinem Grund und Boden ein Haus zu 
bauen, oder ein schon stehendes Gebäude 
zu erhöhen, weil mir dadurch die Aus- 
sieht benommen wird, in so fern nur 
nicht defshalb eine besondere Dienstbarkeit 
bestellt worden ist: Sollte auch der An- 
dere gerade in der Absicht bauen, um 
mir diesen Vortheil zu entziehen. Denn: 
non videtur injuriam facere, qui jure suo 
utitur. ( Der Satz : non licet solius aemula- 
tionis causa aedißcare, vel destruere; ent- 
hält offenbar eine Verwechselung zwischen 
dem, was ethisch, und zwischen dem, was 
rechtlich unerlaubt ist.) Das römische 
Recht, das sich vor dem heutigen durch 
Achtung für die Freyheit des Eigenthums 
gar sehr auszeichnet, enthält nur eine Aus- 
nahme von dieser Regel in der actio aquae 
pluviae arcendae. Jedoch auch diese Aus- 
nahme dürfte nur scheinbar eine solche 
seyn, wenn man erwägt, dafs das Regen- 
wasser, das von dem Grundstücke des 
*inen auf das Grundstück des andern bis- 

♦ 
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her geflossen ist, wohl als der Gegenstand 
eines gemeinschaftlichen Eigenthums be- 
trachtet werden kann. 
Zusatz. Man unterscheidet an einer Sache die Sub- 
stanz derselben, 4 as .> was den Raum erfüllt, Von 
der Art, wie die Qualität der Materie bestimmt 
ist; (von der Inhärenz.) Aus dem §. ergiebt sich 
nun, dafs eine Sache sowohl ihrer Substanz, als 
auch ihrer Inhärenz nach mein ist. Wenn daher 
ein anderer die Qualität einer mir eigenthümlich 
zustehenden Sache verändert hat, (i>. c. per speci- 
ficationem, scripturam, pictnram ;) so gehört mir 
auch diese neue Form, welche meine Sache da- 
durch erhalten hat. {Nova species cedit domino 
materiae.) In wie fern aber defshalb ein Recht auf 
Schadloshaltung auf der einen, oder auf der an- 
dern Seite Statt findet? wird weiter unten unter- 
sucht werden. 

§. 62. 

In dem Eigenthumsrechte ist enthalten : 3) 
das Recht , die Sache zu gebrauchen ; d. h. das 
Recht, theils die Sache zu willkührlichen Zwe- 
cken anzuwenden (jus usus), theils sich die 
Früchte, die die Sache hervorbringt, zuzueig- 
nen (jus fruendi). — Die positiven Gesetze 
enthalten sehr viele Einschränkungen dieses 
Rechts, welche theils daraus abzuleiten sind, 
dafs der Staat seine Unterthanen über ihren 
eignen wahren Vortheil belehren zu müssen 
glaubt, theils daher, dafs ein uneingeschränk- 
tes Benutzungsrecht in der That zuweilen, z. 
B. bey der Jagd , ein Eingriff in das Eigenthum 
Anderer seyn würde. 

- 
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Anmerkung. Der Eigenthümer, der nicht in dem 
physischen Besitze der Sache ist, (weder selbst, 
noch durch einen Andern,) und mithin nicht ver- 
mag, die Rechte des Eigenthümers auszuüben, ist 
so zu betrachten, als habe er auf diese Rechte 
während dieser Zeit Verzicht geleistet. Denn da 
er unter dieser Voraussetzung nicht das physische 
Vermögen hat, einen äufsern Gegenstand der Will- 
kühr zu gebrauchen, so würde, wenn im mittelst 
nicht Andere befugt seyn sollten, diese Sache als 
ihr Eigenthum zu behandeln, durch ein solches 
Verbot die rechtliche Möglichkeit, äufsere Gegen- 
stände der Willkühr zu gebrauchen, in dieser Be- 
ziehung aufgehoben werden. Eine jede Maxime 
dieser Art ist aber rechtswidrig. 

Hieraus folgt, dafs der redliche Besitzer einer 
fremden Sache , d. h. derjenige, der eine fremde 
Sache als sein Eigenthum physisch besitzt, ohne 
zu wissen, dafs die Sache einem andern gehöre, 
(der possesspr bonae fidei,) alle Rechte des Eigen- 
thums, in Beziehung auf den Eigenthiimer, und 
so lange, bis er von diesem in Anspruch genom- 
men wird, auszuüben befugt ist ; dahingegen der 
unredliche Besitzer, da er sich der Rechte des 
Eigenthümers (subjectiv) widerrechtlich anmafst, 
(und mithin ex facto suo,) wegen der Ausübung 
dieser Rechte von dem Eigenthümer belangt wer-» 
den kann. (Von dem Augenblicke an, wo der 
redliche Besitzer erfährt, d*üs die Sache einem An- 
dem gehöre, wird er dem unredlichen Besitzer 
gleich geachtet.) 

Es kann also der redliche Besitzer einer frem- 
den Sache 1) einen jeden Dritten von dem physi« 
•chen Besitze der Sache ausschliefsen, der nicht 
ein gleiches oder ein befsres Recht an der Sache 
darthun kann. {Actio Publiciana.) Er ist 2) be- 
fugt, über die Sache zu verfügen ; mithin a) die 
Sache zu verändern; so dafs der Eigenthümer, 
der in der Folge die Sache vindicirt, diese nur in 
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dem Züstancje verlangen kann, in welchem sie zur 

Zeit des entstandenen Rechtsstreites ist; {Tempore 
insinuationis. Hingegen mufs der unredliche Be- 
sitzer für einen jeden Schaden stehen, den er der 
Sache zugefügt hat. ) ingleichen kann er b) die 
Sache veräufsern^ so dafs der Eigentümer den 
Kaufpreis, den der redliche Besitzer dafür erhal- 
ten hat, keinesweges in Anspruch zu nehmen be- 
fugt ist. (Der unredliche Besitzer kann auch we- 
gen dieses Kaufpreises von dem Eigenthjimer be- 
langt Werden; so wie- der redliche Besitzer dem 
Kaufer zur Gewährleistung allerdings verbunden 
ist.) Endlich 3) kann sich ider redliche Besitzer \ 
die von der Sache gehobenen Nutzungen zueigneri. 
(Es fragt sich daher, wenn diese Nutzungen für 
erhoben geachtet werden können? Man hat hier? 
bey zwischen den Früchten, die eine Sache her- 
vorbringt, und zwischen dem wiükührlichen Ge- 
brauche, den eine Sache gewährt, zu unterscheid 
den. Die Nutzungen der erstem Art werden für 
erhoben geachtet, wenn sie mit der Sache nicht 
mehr ein physisches Ganze ausmachen; die letz- 
tern, wenn der Gebrauch wirklich geschahen ist.) 



a) Einteilungen des Eigenthumsrechtes. 
)as Eigenthumsrecht a^ einer Sache 



ein geth eilt werden 1) in Beziehung auf seine: 
Zeitdauer, — in das widerrufliche und in das 
unwiderrufliche Eigen th um; s) in Beziehung 
auf seine Form — in das alleinige und in das 
gemeinschaftliche Eigenthum; (das letztere ist 
wiederum entweder ein Gesamteigenthum, con* 
dominium in solidutn, oder ein Mäteigenthurn, 
coydomunustn pro. partibus divisis. Im -Zweifel 

I 
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ist ein gemeinschaftliches Eigenthum jederzeit 
für ein Miteigenthum zu halten f indem durch 
diese Art des gemeinschaftliclien - Eigen thumes 
die Freyheit des einzelnen Ejgenthümers am 
wenigsten beschränkt wird; es wäre denn , dafs 
das gemeinschaftliche Eigenthum auf der Ein- 
heit der Personen, wie %. B, unter Eheleuten, 
beruhte. ) 3) in Beziehung auf die darin ent- 
haltenen Rechte — in das volle und in das 
unvollständige Eigen thum. (Das letztere ist 
wiederum entweder das Ober- Eigenthum * : ©der 
das nutzbare Eigenthum an einer Sache.) / 
Es würde hier fcu weit führen, wenn die 
rechtlichen Folgen dieser Einteilungen 
besonders aus einarider ? gesetzt werden 
sollten. Man braucht zu diesem Ende 
nur die Begriffe von diesen versclüecUjnen 
Arten des Eigenthums x unter den Begriff 
des Eigenthumes überhaupt t zu subsu- 
miren. 

* * * . ^ 

n r ■ 

t 

3) Von der Erwerbung dieses Rechts. 

§. 64. 



Die Erwerbung einer Sache kann entwe- 
der eine ;nrsprün gliche oder - eine abgeleitete 
Erwerbung seyn. Diese Eimheilung hat zvivf 
verschiedene Bedeutungen, je nachdem sie auf 
den Rechtsgrund oder auf den Gegenstand der 
Erwerbung bezogen wird. In der erstem Rück- 
sicht ist eine ursprüngliche £rwerbung^ie)en 
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fiige i die tmmifctfclbar auf dem - Rechtsgesetze 
beruht; (und nicht auf dem Willen eines An- 
afern; ) r in der letztem Rücksicht- versteht man 
därüriter die Erwerbung einer herrenlosen 
Sache. 1 Rey der ' abgeleiteten Erwerbung wird 
in jedem Falle schon eine früher geschehen« 
ursprüngliche Erwerbung vorausgesetzt. ' 
Ih der Folge wird jene Bintheilüng jeder« 
ieit in der z Wey ten Bedeutung gebraucht 
Verden. * - < ■ • -j k 

* j ' • 



- - 



JL J^on der ursprünglichen Erwerbung des £igekthums 
1 an einer Satha < - : 1 'CiL 

-i;/) K x .c-.-iV .••'>&:• ^5v v ; wv :.«•>•>. Y..rj 

Von dem Rochutitel fieser Erwerbung. 

i • -©ier' RechtstitfcJ dieser* 1 Erwerbung itft im 
*I%emf&fen d<*r 'Äechtsäafci, ^dafs - überhaupt 
aufsere Gegenstande der Willkühr, als : solche, 
<*rWorben werden können. ' ^ : ? > 

Jeddöh erstens: die iFölge, daft Auch Sa- 
ck^ ^erAiöge eineä ift telligibeln ' Besi t£ei er- 
worben werden können, gründet steh i nicht 
sehöri - darauf, dafs' Sachen lan ' sich * herrenlos 
tftiä: k 43hrin Ärigeiibihmen, -dä^ Srch did Ren- 
schen ins Unendliche über den Erdboden ver- 
breiten könnten, $a ^toiirae mit der Möglich- 
keit, bestimmtg'5fcch£n zU gebrauchen, keines- 
w<*ges idie ,MögJi0W*eitj yon ; Sac^eB^^h^haupt 
Getnrai^ohi maphefVf .airfgeho^^^^r^) 
Da > aber. . <fop :: *plcbß. &<|ge«sa*igfr A^*5*pnjH& 



4er Menschen, nach der N*(tu* ; unseres Erdbo- , 
dens, als einer ; Kugel, physisch tinmöglich ist, 
so wird auch der Wille des Einzelnen , der 
9*ch eine Suche zueignet t J&r ijlle Andere yerr 
pAichtend . $eyn. -r- Zweyteps : , Da eine jede 
Erwerbung auf einer Handlung beruht, irnd 
mithin zu einer bestimmten Zleit geschieht* 
sq. wird die auch nur unter der Bedingung 
^sejshtmäfsig seyn., dafs die Sache nicht schon 
früher von einem andern erworben worden ist. 
Der Satz: res nullius cedit occupanti; leidet 
jedoch in Beziehung auf die Sachen eine 
Ausnahme, deren gemeinschaftlicher Ge- 
brauch 

entweder zur JSxistenz'der Menschen, (wie 
z.^B; ; 41ie ILtrft) : ^ r '»v. 

u l *>£er zu ihrem > gegenseitigen ^ VeAehre, 
3 (.*ie Busse, See^ Wege, 

erfordert wird. De? WU*, i^se Sag^eR 
sfcu emetJ)eiVj ;;wür<te nut; 4en Reph^ des 
: , Menschen un[d Weltbürgers, ^ W^tef-, 
•' Spruche «eh&,_, ^„'„w 
Zusatz. G^bft .es keife« nrspxfUa gliche Erwerbung, 
. ! so Sacheiu^ip ^ Verü^tre* btej 

«eyn. 

* = > ' - > 1 • i 66* , r ... . .-. ,\ ,j 

i, ^ Voa der Erw«bu2\gs«xu , 4 ( 

Die ' urspriin gliche Erwerbungsart^ast die 
Occupation, d. h, die WillenseikläruDg^ • daf^ 
eine herrettröse Sachec«ei» £%enthiim seyn 

■ • 

i 
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soll ÖeÄft> dk herrenlose » -SfccBten vfefmcWe 
«eines v intclligflWBi Besitzes terwörbeft werden 
können, (§. «5v> so wird "jfeiftk d*fc 'erklärte 
Wille, dafa feine* : 8todie mein beyn Söll, ftr An- 
dere verpflichtend s*yi* ( W, w&5 diese 
Erklärung geschieht, ist, deih philös6^)h&chen 
Privatrechte nAch, willkuhrlidh. Qtedöchr wird 
das positiv^ Gesetz derjenigen' Art den Vbrzug 
geben , wodüröh Streitigkeiten über das Eigen* 
thum am besten vermieden werrden können.) 
Die irrsprün gliche Erwerbung einer Sache 
ist die Bedingung einer jeden abgeleiteten. 
* In Beziehung Auf die Mitglieder eines 
Staates kanii der Rechtstitel der ursprüng- 
lichen Erwerbung eben sowohl aus dem 
Staatsvertrage abgeleitet werden. Anders 
verhält sich die Sache in Rücksicht auf 
das Völkerrecht. — Der Rechtsgrund die- 
ser Erwerbung war das Rechtsgesetz, in 
wie fern es auf die empirischen Bedingun- 
gen unserer - Eüristenz bezogen wird; kei- 
nesweges aber em angebliches Miteigenthum 
A " der Menschen ini Stand* der Natur, das 
jederzeit eine Handlung voraussetzen 
würde. --^ Was die Gegenstande dieser Er- 
werbung betrifft, so sind dieses zwar über- 
haupt alle herrenlose Sachen. Jedoch ist 
die Erwerbung des Erdbodens die empiri- 
sche Bedingung einer jeden andern Erwer- 
bung. Denn da eine jede bewegliche Sach6 
einen bestimmten Platz einnehmen mufs. 



s 
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;:; splcbw n§4Ghe . upmögl^h^, T geipacht wirA 
(Dier £i^u&T ^rv 4ie I t E*tstehung , des 
rr-;i'dCrfw4fiig#ptbums ,,auf jgif,; bürgerlich <fr 
Iii- sellssfcift gehabt hai;* steht an einem ^ 
, .ny^op&wiert^en ^p&iijiwenhange mit die- 
sem ^ch^satz^. ) Wie ^ert das R^cht 
r d$r HrSP/WgMcben Erwerbung gebe #ir ist 
subj^ct^v (füv ^en Einzelnen.) nicht jbe- 
,~ «timmbar. vgl. & ,30, && f :von. einigen 
^ ; behaupjtetje/Satz^ (deij mehr cLer EÜ,u^ an- 
. i gehgr^^ Mb?es ?P .vrei* gehe , a1% sich 
u: ( das, physische r Vermögen,, w 4ap Erworbene 
; v zu yer|hei4igf n , , ers^eqkt ,, ; b? ruht, > wohl 
V. darauf f dafs man a.nncilin^e^ darf , iyir in 
so w5it.-1.34y 4as Eigßptfwui; An Sachen 
eine Bedwgupg^ der inn^rn Jäheit.., Nur 
gewisse Sachen* §. 65^ §i$4 rYpn d$r Er- 
werbung überhaupt ausgenommen. .(Da- 
y - . her der* Säte* des ^elt^iirgerrechtSj^ dafs 
das Meer j^ey , sey; der jedoch mit, dem 
Eigenthume des Staats .; an .dem Meere, 
: : so weit, 4ie Kanpnen reichen , sehr wohl 
vereinbar ist,). t ..[ihi-xl 

I 

• % , . . 1 .• 1 1 ' . : ' r • * " ' 

— "'lt.* - v - . t » ^ 
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Ifa'fT<*n*d*r abgeleiteten Erwerbung de* ^Etgert thum* 

-r einer Sache, 

' ,; . ' ' ' . 67, '"■ 

r Die abgeleitete Erwerbung ist dhtwedet 
die Folge einer andern Erwerbung, oder eind 
für sich bestehende Handlung. 

1 Die erstere Art d*r abgeleiteten Ei^erbung 
kann "vrtederüm entweder die Folge von derti 
Eigenthum e an einer Sache , öder von dem EU 
gfeh'thume an einer Ferefcn seyn. -Die letzterer 
Art aber kann entweder auf dem Willen de* 
Eigerithümers, -oder auf dem Gesetze beruhen. 

1) Von der abgeleiteten ßrwerbong < »l» einer Fc4g« Ton einer 

• ;: /:.r. . .endem Erwerbung. . 

* t 

- : 1) Wenn eine Person mein ist, $0 ist auch 
das Vermögen derselben meirt, - Und mithin 
auch die Sachen, die zu diesem Vermögen ge- 
hören^ - Denn eine Person ist in so fern mein, 
als tfch ihre Willkühr der meinigen unterwer- 
fen, und'lnithin auch ihr Vermögen Andere 
Äü 'v^rpfiioht^rj, als das meinige betrachten kann, 

(*g». §. 89.) 

»3) Wenn eitfe Sache mein ist, sei ist auch 
ein iedes Product derselben mein , m so fern es 
erften *Theil dör Sache ausmacht. ♦( §. 61.) Denn 
eine Sache ist in so fern mein, als die Causa- 
iität derselben als die meinige zu betrachten ' 
ist. • • Daher gehören dem Eigenthümer die 
Jungen, die von seinen Thieren getragen wer- 
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den, die Bäume und Pflarifcen, die auf seificra 
Grund und Boden wachsen. (Aber wie wenn 
der Eigenthümer des Grundstücks undt der Ei- 
genthümer dies Saamens verschiedene Personen 
sind? In diesem Falle zwar die Pflanze an 
sich das gemeinschaftliche Eigenthum beyder. 
Jedoch >) wenn der Grundeigentümer wissent- 
lich fremden Saamen gebrauchte , oder 4er Ei-» 
genthümer de* Saamens wissentlich ein frem- 
des Grundstück. «besäete,, so ist im erstem Falle 
4er Grundeigentümer, im letztem der Eigen- 
tümer des ' Saamens als ein Dieb zu betrach« * 
ten, und es hängt mithin von der Willkühr 
des Beeröferächtigten ab, wie er sich schadlos 
halten will, a) Ist das eine oder das andere 
unwissentlich ( bona fide) geschehn, so ver- 
bleibt; die Pflanze dem Eigenthümer des Bodens; 
und der Eigenthümer des Saamens ist nur 
dessen Werth oder die Bestellungskosten zu 
fordern befugt*. Denn, da der Eigenthümer 
des Saamerjs nicht erweislich machen kann, in 
wie fern f die Pflanze als sein Product zu be* 
trachten sey, so ist der Grundeigentümer, der 
die Pflanze zugleich als einen Theil des Bodens 
besitzt,: Jenen yon Miteigenthume nuszu- 
schliefsen vrohl berechtiget.) * 
Man nenjjjt cUe Erwerbi*ng f , von welcher dtr 
§. han4dt ff die wqUisiiiQ per accessioww. 
Sie beruht nuf dem Grundsatze : Wenn eine 
Sache mein ist, so sind auch die damit 
verbundenen Wirkungen derselben mein. 
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• Auf andwe "Fälle, als auf die im §♦ ent» 
halten en, ist jedoch diese Erwerbungsart 
nicht auszudehnen; mit andern Worten : 
das Princip derselben ist nicht: Cujus est 
principale, ejus etiam est accessorium. 
(Wem eine Sache gehört, dem gehört auch 
alles das, was sich als ein Mittel zu die- 
ser Sache verhält.) Denn sonst müfste 
auch der Satz seine Richtigkeit haben: 
Wer einen gewissen Zweck zu haben 
berechtiget ist, darf auch die Mittel ge- 
brauchen, die zu diesem Zwecke führen» 
Daher gieht es keine aequisitio per ad fer~ 
rumiwtiQvem, ad plumbaturam, intexturam, 
maedißoalionem* — Etwa^ andres ist es» 
wenn blofs von den ßes tandtheilen einer 
Sache t und nicht von dem Eigen thume 
daran die Rede idt; wenn z. B. gefragt 
wird, was zu einem Hause gehört 4 das 
einer dem andern verkaufte. Hier ist. alt 
lerding$ auf den Zweck des Gegenstands* 
Rücksicht zu nehmen« i ^ 

Zusatz. Worauf beruht* die acq, per allnDionem? 

— DaraAf, dafs der Eigenthümer des sngei« 
schvpemm$en Bodens» aticht &eixi Eigenthum daran 

erwebli&h machen kann. Worauf beruht die acquis? 
per albeurn derelictum et per insiilam in* flumine na* 
täm nach dem römischen Rtechte? — Darimf, 
daß» man annahm: OJ» Bigenthum der Grand* 
stücke erstrecke sich bis in die Mitte des FJus- 
ses. Wem gehurt ein Schate, der gefunden wird * 

— Der Eigenthümer des Grundstückes kann füs; 
*ich anführen y . dafs der Schatz bisher ein Thtil 
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-irwoÄ texneth Grunde fand Böden wärt; der Finder, 
d<afs jener nichts von dem Schatze wuTste,* mithin 
auch nicht den Schatz sein nennen kann. Das 
römische Recht vereiniget sehr gut diese beyder- 
seitigen Ansprüche, indem es 4*** Seh Atz unter 

beyden vertheilu . s 

• \ 

t) Von der abgeleiteten Erwerbung, »1$ einer für sieb beit** 

henden Handlung, 

Es gehört hierher 1) die Uebergabe (tra- 
ditio). Der Rechmitel dieser Erwerbung ist der 
Wille des Eigentümers , vermöge Öfcs diesem 
zustehenden R$ehte$, über die Sache zu ver- 
fügen. Die Uebergabe selbst aber; als die Er- 
MterbUngsart, ist eine Handlung, ^wodurch der 
Eigtothünier den Besitz einer Sache auf den 
Andern V der diesen Besitz ergreift, in: der Ab- 
ifdit Uberträgt * <däfs dieser das Eigertthum an 
der Sache erwerben soll. (Deirit diese Brwer- 
bung4a£t-ist nichts anders, als eine Occtfpation, 
Rechtsgrund auf dem Willen des vori- 
gen Eigenthümers beruht. Datoer mufs auch 
dj^$e JJandlung sq gedacht werden, dafe die 
Sache » nicht einen. Augenblick • . herrenlos 
isfc-- r ■ ITfcbrfgens hirnri iüeser Wille das 1 Eigen- 
thum auf den Andern' zu übertragen, entweder 
durch Zeichen oder durch die Übertragung 
des physischen Besitzes erklärt werden. ) 

Es gehört hierher a) die Ersitzung (usu- 
capipy Der Rechtstitel dieser Erwerbung ist, 
dafs,.wenn man nicht durch die Ersitzung ein 
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Kigenthtq»' ,m, ■■ . äufscm Oegflnatän £en: erwerhffr 
könnte, alles Eigenthum an diesen Gegenständ 
4en überhaupt wegfallen würd<*; hindern man 
nie gewifs seyn konnte, ob sich nicht ein ^ frü- 
herer Eigenthümer zu der Sache rechtfertigen 
würde. (§. 50. *Ne dorniniä in' perpetüum sint in- 
certa. Keinesweges aber ist der Rechtsgrund 
dieser Erwerbung in die Vermuthung zu sez! 
zen, dafs der Eigenthümer auf sein ^iigen- 
thumsrecht Verzicht geleistet habe. Die volunr 
tas praesumta i$t überhaupt ein sehr bedeni- 
licher Beweisgrund.) Daher w^rd zur Ersiz- 
zung erfordert, dafs .der, welcher darauf s^jn 
Eigenthum gründen will, überhaupt ( d. h. abr 
gesehn von dem frühern Eigenthümer) ein k j£i- 
genthum an diesem fcegenstande erworben Hatte, 
und erwerben konnte. (Mithin justus tiivdus 
et modus acquirqndi, res dominii capax, bona ßdes 
tempore apprehensae possessionis.) DieErwerbungs- 
art ist der eine gewisse Zeit lang fortgesetzte 
Besitz der Sache. Wie lange der Besitz dauern 
müsse, ehe er diese Wirktulg haben kann 9 
wird durch dasr Kechtsgesete nichts Unmittelbar 
bestimmt. Jedoch hat 4er Staat dabey theils 
auf die Möglichkeit, den frühern Eigenthümer 
zu erfahren, theils auf die grolsWe oder gerin* 
gere Schuld Rücksicht zu nahmen, die diesem 
W der : ^chweigung seiner Ansprüche 
^ygemess^en werden kann. , Auf dem erster» 
Grunde beruht z. B. der Unterschied, der zwir 
sehen bewegiiclien. und unbeweglichen Sache«: 
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fn : <RciÄr Lefiffe gemacht wird } auf dfem letztem 
«. B. die actio Publidana rescissoria. 

Zusatz.' Dar titulns ad aefttirendum dominium 
habilis ^st v*/ lucrariviu vel onerosus. 

4) Ton dem Verluste des Eigenthumsrechtes wo, 

einer Sache. 



Das Eigenthum an einer Sache geht ver- 
loren x) durch den Untergang der Sache; 
6) durch die Entsagung; 3) durch die Ueber- 
tragung des Eigenthumes auf einen Andern. 
(Wenn und wie der letztere . Fall eintreten 
könne; erzieht sich aus dem vorigen Abschnitte. 
t)afs und wie auch ein Vergehn der Grund 
einer solchen Uebertragung seyn könne, wird 
an einem andern Orte gezeigt werden.) 



■ « » • j \ 1 



u . ' . * ■ ... .. 

Zweytes Kapitel. ~, 

Von dem Rechte der Dienatbarkeit an einer 

Sache, 



♦ »■ » 
■ • 



1) Begriff dieses Rechts. ' 

: *r §. 71. . A . J: » 

Eine Dienstbarkeit an einer Sache (Servi- 
tut in re constitiita } ist das Recht; ^ine Sadfe 
in Beziehung auf einen bestimmten Gebrauch 
als die seine zu besitzen ; oder das Recht, einen 
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jeden Besitzer der Sache zu verpflichten, daf# 
er etwas leiden oder unterlassen mufs. . s 
, s Dafs eine solche Dienstbarkeit nicht den 
Eigenthümer der Sache verpflichten könne, 
etwas zu thun, (nullam Servitut em in facienda 
comistere pos$e>) ist ein T>lofs analytischer: 
Satz, Denn ist der Eigenthümer ^u einer po- 
sitiven Leistung ^verpflichtet, so ist dessen 
Person, und nicht die Sache der Gegenstand 
der Dienstbarkeit, (Non res, sed persona ser- 
vit.) Allein die Frage ist die, ob nicht durch einen 
Vertrag u. s.w., einem jeden Eigenthümer einer 
$ache eine solche Verbindlichkeit auferlegt wer- 
den kann? Nun. liegt zwar so viel am Tage, 
dafs ein Vertrag an sich zur Bestellung piner 
solchen Verbindlichkeit keinesweges hinreiche. 
Denn ein Vertrag ist nur für die Contr^hen- 
ten (und für deren Erben )>, nicht aber für einen 
pritten verpflichtend. Aber immer kann man noch 
fragen , ob nicht das Gesetz dem Eigenthümer 
einer Sache gestatten könne* auch alle folgende 
Eigenthümer der, Sache zu einer gewissen Lei- 
tung zu verpflichten? Da nun eine solche Ver- 
bindlichkeit ganz so betrachtet werden kann, 
als sey sie von dem Gesetze unmittelbar ;aUen 
- Eigentümern der Sache auferlegt worden , so 
reducirt sich jene Frage am Ende darauf: In 
Wie fern überhaupt 4£r Staat seinen üntertha- 
n$n eine positive Verbindlichkeit aufzulegen 
bfcfugt ist? Dieses Befugrufo ist aber, Kraft, des 
etfcfeft jed^^enj^phen zusteh wde?i jlech^ auf 
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S&ttetsflindigkelt, auf die Bedingung zü te^ 
schränken, dafs entweder der Verpflichtete seine 
Einwilligung ertheilt, oder der Zweck dies 
Staates den Einzelnen diese Verbindlichkeit 
Auferlegt, und es kann mithin keinesweges auf 
diö- Begründung einer Privatverbindlichkeit aus- 
gedehnt werden. 

1 Nach den hier aufgestellten Grundsätzen 
f wird also die so oft bestrittene Frage übei< 

• ■ 8ie Rechtmäfeigkeit der sogenannten ser<* 
^ \vitutum juris Gennanici (der Frohnen , Zin- 
** sa *eri und Bannrefchte,) verneinend zu beant-, 

- - * Worten «seyni ' Öiese Antwort hat jedoch 

• ;' :r nicht den Sinft , als J könnten diese Dienst«* 

* barkeflieh von dem Staate schlechthin auf- 

- , gehoben werden. Denn sobald der Staat 

ein gewisses Recht, das an sich ein Un-i 
recht ist , garantirt hat, so kanri zwar der" 

1 Staat diese Gewährleistung, in wie ferfc 
sie dieses bestimmte Recht betrifft, niete 
aber in so fern aufheben, als dieses Recht 

* : ein Theil des Vermögens überhäuft ist. 

* ' Sondern jene Behauptung hat nur cteh 
« r - r Sinn,' dafs der Staat die Loskäuflichkeit 
' ; ! ' det Frohnen u. s. w. feistzusetzen verpflich* 
c - -ftt imd^befugt ist. 

n In dem Rechte der Dienstbarkdt ist eilt* 
halten f i) das Recht; die fiiache, in so fern sie 
dienstbar ist, phy s i sc h zu besitziehj Cmkhi» 
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die Servitut gcgfen einen jeden Dritten jm} ver- 
theidigen;) 2) das Recht über die Dienstbar- 
keit, (so wie über die Sache selbst, in so fern 
es der Zweck der Dienstbarkeit erfordert,) 
willkührlich zu verfügen* 3) 'das Recht, den 
durch die Natur der Dienstbarkeit bestimmten 
Gebrauch von der *Sache zu machen. 

Wenn es, zweifelhaft ist , Wie weit sich das 
Reckt der Biens tbarkeit im, Verhältnisse zu 
dein Rechte des Eigen thümers erstrecke, 
so ist jederzeit für den letztern zU ent- 
scheiden; indem die Dienstbarkeit -nur als 
eine Ausnahme von der Regel (dem Ei- 
genthumsrechte) zu betrachten ist^-T 

a) Eintheilung der Dienatbarkeitea. ■ • > 

r . ;i §• 73* ' * 

* * ^* * * 

Die Eintheilung der Dienstbarkeiten kann, 
e^tw.eder ' von f der Materie oder von der .Form \ 
des Gebrauchs, entlehnt werden, den einec von 
einer gewissen Sache zu machen befugtet. In ( \ 
der erstem Rücksicht sind die Dien$tbarkeiten 
entweder positive (qußeinftatiendo), oder nega- 
tive Rechte» (quae i?r non facienda wnsistunt*) 
In d^r , iöUt^m .Rücksicht sind die Dietaatbar- 
fceiten z. Jb< vel Servitutes continuae vtt discon- 

i Auf eifcem blofs zufälligen Unterschiede 
beruht die Eintheilung <det Dienstbarkei- 
i ten itt -persönliche und* - dingliche D. 
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{Servituies sunt vel personales vel reales.) 
— Was die erstem betrifft, so, ist es be- 
merken s werth , dafs sie nicht veräufsert 
werdeil konnten 9 auch nicht auf die Erben 
des Berechtigten übergiengen. (Woher 
diese Eigenschaft? — eine Frage, die nicht 
so leicht zu beantworten seyn dürfte.) 
Die einzelnen Arten derselben, die im rö- 
mischen Rechte vorkommen, dürften auf 
einem philosophischen Principe beruh n. 
Denn der Gebrauch, den einer von einer 
Sache zu machen berechtiget ist, kann 
entweder durch seineZeitdauer, (ususfruetus,*) 
oder durch das Bedürfnifs des Gebrauchen- 
den , ( usus , ) oder ob jectiv ( z. B. habitatio ) 
bestimmt seyn. Das römisöhe Recht wie- 
derholt fast durchgängig die rechtlichen 
Folgen, die sich aus diesen Begriffen ab- 
leiten lassen. - — Was die letztern, die 
dinglichen Dienstb&rkeiten, anlangt, so 
sind dieses Dienstbarkeiten, welche dem 
Eigenthümer eines Grundstücks, als sol* 
chem, an einem andern Grundstücke zu- 
stehn. Die allgemeinen Grundsätze, die 
das römische Recht über diese Art der 
Dienstbarkeiten enthält, sind nichts, als 
Folgerungen aus dem nur- aufgestellten 
Begriffe derselben. (Vgl. meine wissen- 
schaftliche , Entwicklung der Lehre des 
römischen Rechts von den dinglichen Ser- 
vituten» In« Jljugos civilistischem Mßga- 
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zine II. B. 5. Heft.) Wenn aber dieser 
Begriff blofs auf Grundstücke beschrankt 
wird, so lagen dabey wohl nur politische 
Rücksichten (die Untauglichkeit bewegli- 
cher Sachen zu dieser Absicht )n zum 
Grunde. 

3) Von der Erwerbung einer Diensibarkeit. 

• §• 74- 

Eine Dienstbarkeit an einer Sache kann 
auf dieselbe Art und aus denselben Rechts- 
gründen erworben werden, wie das Eigenthums- 
recht an einer Sache. Es ist daher die Erwer- 
bung einer Dienstbarkeit entweder eine ur- 
sprüngliche oder eine abgeleitete Erwerbung. 
Die erstere geschieht durch die Occüpation; die 
letztere ist wiederum entweder die Folge von 
einer andern Erwerbung, (wenn ich ein Ver- 
mögen oder eine Sache erwerbe, wozu eine 
Dienstbarkeit gehört,) oder eine für sich be- 
stehende » Handlung. Im letztern Falle kann 
die Erwerbung entweder durch die Uebergabe 
oder durch die Ersitzung geschehn. 

Bemerkens werth ist die lex Scribonia, nach 
welcher dingliche Dienstbarkeiten nicht 
durch die Ersitzung erworben werden 
konnten. Dieses Gesetz konnte nur den 
. Sinn haben, dafs der Besitzer einer Servi- 
tut jederzeit den specrellen Rechtsgrund 
seiner Dienstbarkeit nachweisen sollte; 
und in diesem Sinne war sie ein eben so 

K 



gerechtes als heilsames Gesetz, wenn man 
erwägt, da£s der Besitzer eines solchen 
Rechtes in den meisten Fällen die Vermu- 
* thung eines erschlichenen Besitzes gegen 
sich hat. 

4) Von den Arten, wie Dienstbarkeiten aufhören. 

§. 75. ; 

Das Recht der Dienstbarkeit hört auf, wenn 
-entweder die Bedingungen dieses Rechts weg-' 
fallen; oder wenn das Recht selbst mit oder 
ohne den Willen des Berechtigten erlischt. 

Der erstere Fall tritt ein , theils mit dem 
Untergange der dienstbaren Sache, theils wenn 
der Berechtigte das Eigenthum an dieser Sache 
erwirbt. Nemini res sua servit. (Im erstem 
Falle werden die physischen, im letztern die 
rechtlichen Bedingungen der Servitut aufge- 
hoben.) 

Der letztere Fall tritt ein theils durch die 
Verzichtleistung, theils durch die Uebertragung 
der Dienstbarkeit auf einen Andern. (Diese 
Uebertragung liann auch dadurch geschehn, 
dafs ein Anderer die Dienstbarkeit durch die 
Ersitzung erwirbt. Ob aber der blofse Nicht- 
gebrauch der Dienstbarkeit zum Aufheben der- 
selben hinreiche, davon wird an einem andern 
Orte die Rede seyn.) 

: Diefs sind die allgemeinen Arten, wie Dienst- 
barkeiten aufhören können. Die beson- 

\ ■ 

4 

n" 
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dem beziehen sich theils auf die Art, wie . 
sie bestellt worden sind, theils auf das 
Subject, welchem oder von welchem sie 
bestellt wurden. 



Drittes Kapitel. 

Von dem Pfandrechte. 

4 - 

1) Begriff desselben. 

% • « 

§. 76. 

Das Pfandrecht ist das Recht, eine fremde 
Sache, zur Sicherheit wegen einer Schuldforde- 
rung, als die seine zu besitzen. 

Es ist darin enthalten 1) das Recht, die 
Sache zu besitzen: Jedoch ist es nicht noth- 
wendig , dafs der physische Besitz der Sache 
sofort auf den Gläubiger übertragen wird ; ' es 
ist genug, 'wenn er nur die Sache, im Falle 
die Bedingung eintritt, unter welcher sie ihm 
haftet, von einem jeden Dritten vindiciren 
kann. 2) Das Recht, über sein Pfandrecht zu 
verfügen; 3) das Recht, sich durch die ver- 
pfändete Sache bezahlt zu machen. ' ( Dieses 
Recht ist jedoch, seiner Wirkung nach, nur 
e^n Recht, die verpfändete Sache zu verkaufen, 
da diese nicht schlechthin, sondern nur in Be- 
ziehung auf seine Förderung, sein Eigenthum 
wird.) 
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Der Eigen thümer der verpfändeten Sache 
wird also durch das Pfandrecht keinesweges 
von der Ausübung seiner Eigenthumsrechte 
schlechthin ausgeschlossen. Nur darf er keine 
solchen Veränderungen oder Veräufserungen 
nüt der Sache vornehmen, wodurch die S^che 
aufhören würde, dem Gläubiger Sicherheit zu 

9 D 

leisten. 

Das Recht des Pfandgläubigers , eine ver- 
pfändete Sache auch wegen einer andern 

Schuld inne zu behalten, (/. un. C. etiam 

i 

ob chirogr. pecwi.) ist nach den Grund- 
sätzen von dem Retentionsrechte über- 
haupt zu beurlheilen. — Der Gebrauch der 
Sache kann ihm aber nur vermöge eines 
besondern Vertrages zustehen. 

4 

1 

2) Arten desselben. 

§•77- 

Das Pfandrecht ist entweder mit dem phy- 
sischen Besitze der Sache unmittelbar verbüh- 
den oder nicht. Im erstem Falle wird es ein 
Faustpfand (pignus in specie), in dem letztern 
eine Hypothek genannt. 

Andere Eintheilungen des Pfandrechtes erge- 
ben sich aus den verschiedenen Arten, wie 
es bestellt werden kann. 
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3) Von der Erwerbung des Pfandrechtes. 

§• 78- 

Die Erwerbung des Pfandrechtes kann nur 
eine abgeleitete Erwerbung seyn. Diese aber 
ist entweder die Folge einer andern Erwer- 
bung , oder eine für sich bestehende Erwer- 
bung» * 

Der erstere Fall tritt ein, wenn einer eiii 
Vermögen oder eine Schuldforderung erwirbt, 
womit ein Pfandrecht verbunden ist. 

Die andere Art der Erwerbung geschieht 
l) wenn der Eigenthiimer der Sache dem Gläu- 
biger ein Unterpfand bestellt. Der Wille des 
Eigenthümers ist der Rechtsgrund, die Wil- 
lenserklärung des Gläubigers oder auch die Ue- 
bergabe der verpfändeten Sache ist die Erwer- 
bungsart. So wie ich jedoch eine Sache nur 
unter der Bedingung erwerben kann> dafs sie 
nicht schon früher von einem Andern erworben, 
worden ist: eben so kann ein Pfandrecht nur 
in so fern bestellt werden, als dadurch nicht 
das frühere Pfandrecht eines Andern beein- 
trächtiget wird. (Daher die Rechtsregel: Pignus 
tempore prius % praefertur pignori tempore po- 
steriori.) — a) durch die Ersitzung, denn ob- 
wohl die Sachen um deswillen, weil kein 
Pfandrecht (oder keine Servitut) daran bestellt 
werden könnte, nicht schlechthin herrenlos 
seyn würden, so würde doch diese bestimmte 
Art der dinglichen Rechte nicht erworben wer- 
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den können, wenn nicht die Zeit den recht- 
mäfsigen Besitz dieser Rechte unwiderruflich 
machte. 

4 

Zusatz. Das positive Recht kennt noch drey an- 
dere Arten, wie ein Unterpfandsrecht bestellt wer- 
den kann. 

1) Durch den Richter. Von dem Rechtsgrunde 
des gerichtlichen Unterpfandes kann* aber erst 
in dem praktischen Privatrechte gehandelt 
werden. 

2) Durch das Gesetz. (Hypothecae tacitae.) Es 
scheinen aber diese > gesetzlichen Unterpfänder 
auf folgenden Principen zu benign : der Staat ist 
in so fern befugt, mit einer gewissen Forderung 
ein stillschweigendes Unterpfand zu verbinden, 
als er 

1) entweder den Gläubiger unter seinen beson- ' 
dem Schutz zu nehmen verpflichtet ist; (§.30.) 

2) oder die Schnldf orderung, wegen des beson- 
dern Interesses, das der Staat an deren Befrie- 
digung hat, auf eine besondere^Begünstigung 
Anspruch machen kann? 

3) -Durch die Pfändung. (Per pignorationem juris 
Germanici.) Jedoch diese ist, nach philosophi- 

/ sehen Grundsätzen, eine unerlaubte Art von 
Selbsthülfe. 



4) Von den Arten, wie das Pfandrecht an einer 

Sache aufhört. 

* §-79- 
Das Pfandrecht hört auf entweder mit 
den Bedingungen, unter welchen es bestellt 
werden kann, oder bestellt worden ist ; (diese 
Bedingungen sind entweder physische oder 
rechtliche. Aus dem erstem Grunde hört das 
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Pfandrecht auf mit dem Untergange der ver- 
pfändeten Sache; aus dem letztern z. R. mit 
der Tilgung der Hauptverbindlichkeit;) oder 
wenn das Pfandrecht selbst z. B. durch die Ver- 
zichtleistung erlischt. 

/ 

Zweyte Abtheilung. 

Von dem persönlichen Rechte an einer Person. 

... 

( . i) Begriff dieses Rechts. 

f * 

§. 80. 

Ein persönliches Recht an einer Person ist 
das moralische Vermögen, die , Willkühr einer 
Person zu einer gewissen That zu bestimmen. 
Das persönliche Recht u. s. w. ist der Inbegriff 
der Rechtsgesetze, wodurch die persönlichen 
Rechte einer Persoii gegen andere bestimmt 
werden. 

Einem jeden Rechte entspricht zwar auf 
der andern Seite eine Verbindlichkeit. Denn 
ein Recht besteht eben in dem Vermögen , An- 
dern Verbindlichkeiten aufzuerlegen. Allein 
nur bey den persönlichen Rechten ist die Ver- 
bindlichkeit des andern Theils auch die Materie 
des Rechts. >. . 

Die Einteilungen der Verbindlichkeiten (von 

welchen Weiter unten Gebrauch gemacht 

werden wird,) sind: 



— 153 — 
I) Entweder absolute Einteilungen. 

Die Verbindlichkeitch können eingetheilt 
werden: 

1) in Beziehung auf ihre Form: 

in gedingte und unbedingte Verbindlich- 
keiten. 

a) in Beziehung auf ihren Gegenstand: 
a) was die logische Verschiedenheit des- 
selben betrifft: ^ 
in positive und negative, 
einfache und alternative Verbindlich- 
keiten. * 
h) was die physische Verschiedenheit des* 
\ « selben anlangt: 

in persönliche und dingliche Verbind- 
lichkeiten; (die letztern betreffen wie- 
derum entweder das Eigenthum oder 
den Gebrauch einer Sache.) 

3) in Beziehung auf ihren Rechtsgrurid : 

in unmittelbare und mittelbare Verbind- 
lichkeiten. 

4) in Beziehung auf ihr Subject: 

in Verbindlichkeiten, die Einem oder die 
Mehreren zustehn oder obliegen. - 
• » > 

II) Oder relative Einteilungen. 

Die Verbindlichkeiten sind: 

Entweder Haupt- oder Neben - Verbind- 
lichkeiten. 
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2) Von der Erwerbung dieses Rechtes. 

Die Erwerbung dieses Rechtes beruht ent- 
weder unmittelbar auf dem Gesetze oder auf 
einer Hanälung des Verpflichteten. Ein drit- 
ter Fall, dafs dieses Recht auf dem einseitigen 
Willen des Berechtigten beruhen könnte, wird 
durch das Recht des Menschen auf Selbststän- 
digkeit ausgeschlossen. 

Der erstere Fall wird weiter unten unter- 
sucht werden. (§♦ 95. u. s. w.) Was aber den 
zweyten Fall betrifft, so kann die Handlung 
des Andern entweder eine rechtmäfsige oder 
eine unrechtmäfsige Handlung, ein Vergehen, 
seyn. Da nun durch die letztere eigentlich 
nichts erworben wird, so bleibt hier nur die 
erstere zu untersuchen übrig. " 

Der Rechtstitel dieser Erwerbung ist der 
allgemeine Rechtstitel der äufsern Erwerbung 
überhaupt, (§. 52.) in so fern der Andere seine 
Einwilligung zu der Erwerbung eines persön- 
lichen Rechtes gegen ihn ertheilt. Die Erwer- 
bungsart ist ein Vertrag, d. h. eine Ueberein- 
stimmung zweyer oder mehrerer Personen, 
wodurch die eine ein persönliches Recht auf 

■ 

die andere überträgt. 

Der Verpflichtungsgrund der Verträge beruht 
also blofs auf dem Grundsatze der recht- 
lich-praktischen Vernunft: Wenn ich will, 
dafs ein äufserer Gegenstand mein seyn 



« 



soll, und wenn ich diesen Willen in Be- 
ziehung auf diesen Gegenstand haBen 
darf, so ist er mein. Die Einwendung, 
dafs Niemand rechtlich verpflichtet sey, 
die Wahrheit zu sagen, (mithin auch nie 
aus dem Versprechen des Andern ein 
Zwangsrecht entstehen könne,) hebt sich 
dadurch , dafs in diesem Falle allerdings 
einev solche Rechtspflicht eintritt, daaufser- 
dem die Erwerbung dieser Art von Rech- 
ten unmöglich seyn würde. — Die Er- 
werbungsart, der Vertrag, besteht jeder- 
zeit aus, zwey verschiedenen Handlungen, 
dem Versprechen und der Annahme des- 
selben; (oder umgekehrt, r aus Frage und 
Antwort.) Ehe beyde Handlungen nicht 
wirklich geschehen sind, ist der Vertrag 
nicht als verpflichtend zu betrachten; es 
kann daher der Promittent sein Verspre* 
chen bis zu ^er geschehenen Annahme 
wiederrufen. 

- ■ • > 

§. 82- 

Bedingungen der Gültigkeit eines Vertrages., 

Die Bedingungen der Gültigkeit eines Ver- 
trages sind theils physische, theils recht- 
liche Bedingungen. Von den erstem hängt 
die Existenz, von den letztem die Recht- 
mäfsigkeit des Vertrages ab. Beyde Arten be- 
ziehn sich i) entweder auf die paciscirenden 

■ * 

s. * 
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Personen; s) oder auf \die Erklärung ihrer Ein- 
willigung, oder 3) auf den Gegenstand der 
Verbindlichkeit. „ ' 

Zur Existenz eines Vertrages wird erfor- 
dert, i) dafs die Partheyen das physische Ver- 
mögen hatten , ihren Willen zu erklären ; 2) 
dafs sie ihre Einwilligung wirklich erklärt ha- 
ben; 3) dafs der Gegenstand des Vertrages phy- 
sisch möglich ist. 

Zur Rechtmäfsigkpit eines Vertrages wird 
erfordert: 1) dafs der Permittent befugt war, 
theils überhaupt , theils diese bestimmte Art 
von Verbindlichkeit einzugehn; a) dafs das 
Versprechen weder erzwungen, noch erlistet 
war; (ein erzwungenes Versprechen ist zwar 
an sich gültig; coacta voluntas est etiam volun- 
tas; es kann aber, vermöge des dem Gezwun- 
genen zustehenden Vertheidigungsrechtes, an- 
gefochten werden;, hat ein Dritter List o_der 
Gewalt gebraucht, so besteht der Vertrag un- 
ter den Partheyen, wenn ein Ersatz für den 
beeinträchtigten Theil möglich ist;) 3) dafs 
der Gegenstand des Vertrages weder in Bezie- 
hung auf einen Dritten, noch auch an sich 
rechtswidrig ist. 

§• 33- ' '/ - 

Eintheilung der Vertrage. 

Die Einteilungen der Verträge sind 
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♦ 

I) Entweder absolute Einthfliliiiigen. 

Diese beziehn sich: 

a) Entweder auf die Form der Verträge. 
Es sind die Verträge: 

1) In Beziehung auf ihre innere Form: 
einseitige oder wechselseitige Verträge. 
Die letztern wiederum 
entweder doppelseitige 
oder Gesellschaftsverträge. 
a) In Beziehung auf ihre äufsere Form : 
a) entweder ausdrückliche oder still- 
schweigende Verträge. ( Aus dem 
blofsen Stillschweigen einer Person 
kann auf deren Einwilligung nur in 
so fern geschlossen werden, als sie 
theils reden konnte und durfte, theils 
zu reden verpflichtet war.) 
h) entweder feyerliche oder nicht feyer- 
liche Verträge. Das Naturrecht be- 
stimmt nicht die äufsern Feyerlichkei- 
ten der Verträge. Jedoch soll das 
Gesetz die Gültigkeit der Verträge in 
so fern von gewissen Feyerlichkeiten 
abhängig machen; als 
1) diese nothwendig sind, um die 
aus dem Vertrage entstehenden 
Streitigkeiten zu entscheiden. (Da- 
her die stipülatio der Römer.) 
a) oder einer zu vermutlienden Be- 
vortheilung vorzubeugen ist, (dona- 
tio ultra 500 solidos,) besonders . 



'Digitized by Googl< 



" , • •' — 157 — 

5) wenn der Prominent unter dem 
unmittelbaren Schutze des Staates 
steht. 4 , 

b) Oder auf den Gegenstand der Verträge. 
Fs sind die Verträge: 

i) In Beziehung auf das Recht des Accepr 
tanten: v 

^ * mm 

entweder Erwerbungs- oder Zusiche- 

* 

rungsverträge. 
Ii) In Beziehung auf die Verbindlichkeit 
des Verpflichteten. §. Qo. Anm. 
x > i) In Beziehung auf die 'Form der Ver- 
bindlichkeiten : 
entweder bedingte oder unbedingte 
Verträge. 

ä) in Beziehung auf den Gegenstand ' 
der Verbindlichkeit: 
a) entweder positive oder negative 
Verträge. 

V) entweder persönliche oder ding- 
liche Verträge. 



IT) Oder relative Eil 

1 , ■ 

Die Verträge sind: , 

entweder Haupt - oder Neben - Verträge, 



s ■ 



3) Von den Arten der Verträge. 

■ ► 

* ■ 

' §. . 84- 

Die hier zu beantwortende Aufgabe ist 
die: Welches sind die möglichen Arten von 



> - 
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persönlichen Rechten , die aus einem Vertrage 
entstehen können? Bey der Beantwortung die- 
ser Aufgabe wird daher die Eintheilung der 
Verträge zum Grunde zu legen seyn, die von 
den Rechten des Acceptanten entlehnt wurde. 
Indem man auf diese Eintheilung die übrigen 
Einthcilungen anwendet, in so fern diese das 
Recht des Acceptanten naher bestimmen, ent- 
stehn die einzelnen Arten der Verträge. 
,• Es sind also die Verträge: 

% ■ 

4 

/ I) Entweder Erwerbung*- Verträge. - 

a) Positive. ' * • . 

i) Einseitige — die Schenkung, 
n) Wechselseitige. 1 \ 

i) doppelseitige. Alsdann sind: 

ä) die gegenseitigen Leistungen entwe- 
der von derselben Art: Tauschver- 
trag. ( Der Kauf und Verkauf ist 
eine Art desselben.) 

b) oder von verschiedener Art. 

a) Dienste gegen das Eigenthum an 

einer Sache. (Dienstvertrag.) 
ß) Der Gebrauch einer Sache gegen 

gewisse Dienste. (Lehnsirertrag.) 
y) Der Gebrauch einer Sache gegen 
das Eigenthum an einer andern* 
( Pachtcontract. ) 
s ' fl) Gesellschaftsverträge. Alsdann sind die 
Leistungen: 



■ 
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n) entweder von derselben Art; (socie- 

tas reruia — socielas operarum.) 
b) oder von verschiedener Art. (socie- 
tas rerum et operarum,} 
b) Negative. (Diese können ganz nach der 
Analogie der positiven bestimmt werden.) 

II) Oder Zusicherungs- Verträge. 

) Positive. Diese sind: .\ 

1) entweder einseitige oder wechselseitige 
Verträge. 

2) in Beziehung auf den Gegenstand, wes- 
wegen Sicherheit geleistet wird; . 

^ä) entweder Verträge, wodurch einem 
Sicherheit geleistet wird für das, was 
er schon besitzt. (Assecuratio,) 
V) oder für das, was er an Andere zu 
fordern hat; und zwar: 

a) entweder an den, welcher Sicher- 

heit leistet; 
ß) oder an einen Öritten* (Inter- 

m 

cessio. ) 

3) In Beziehung auf den Gegenstand, wodurch 
Sicherheit geleistet wird ; 

a) Verträge , wodurch einem mittelst 
eines persönlichen Rechts Sicherheit 
bestellt wird. 

b) oder mittelst eines dinglichen Rech- 
tes : 

a) an einer Sache oder am Vermu* 
gen — Pfandvei;lnig. 



ß) an einer Person — Wcchselver- 

tra g- ' • • 

b) Negative; (befreyeijide Verträge pacta remis- 

soria.) Diese können eingetheilt werden: 

1) in einseitige und wechselseitige ; (Pactum 

remissorium in specie — transactio. ) 
g) in Beziehung auf die Verschiedenheit 

der Rechte, worauf Verzicht geleistet 

wird u. s. w. 

■ • 

Oder Erwerb uugs- und Zusicherungs - Verträge zugleich. 

Es erhält einer: 

1) (entweder das Eigentjium an einer Sache 
gegen Schadloshaltung; (Darlehn, mu- 
tuum.) 

ä) oder gewisse Dienstleistungen gegen 
Schadloshaltung ; ( Mandatum et depositum.) 
5) oder den Gebrauch einer Sache, unter der 
Bedingung^ die Sache selbst wiederum zu- 
rückzugeben, (commodatum.) 

Anmerkung. In einer vollständigen Abhandlung 
dieser Lehre von den einzelnen Arten der Verträge 
■würden; 

1) der Begriff eines jeden Vertrages; 

2) die Eintheilungen desselben; 

3) die Bedingungen seiner Gültigkeit; (§. 82.) 
, 4) die daraus entstehenden Verbindlichkeiten, 

(schlechthin oder hypothetisch, wegen eines Ne- 
benvertrages ; ) 
5) die Grunde, aus welchen der Vertrag aufgeho- 
ben werden kann, 
nach der Reihe zu untersuchen seyn. Da jedoch 
diese ganze Untersuchung gröfstentheils nur ana- 
lytisch ist, auch das durch das Deutsche Recht 

1 

s ■ . . 

k 

I 
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inodiiicirte römische Recht fast durchgängig mit dem 
philosophischen übereinstimmt, so sollen hier nur 
noch einige besondere Bemerkungen über -den 
einen oder den Vertrag ihren Platz finden. — So kann 
man z. B. fragen : Kann ein wechselseitiger Vertrag 
wegen einer Verletzung des einen Theils angefochten 
werden? Ich antworte: Allerdings; denn die Leistung 
des einen Theils ist der Grund, warum der andere 
sich zu einer andern Leistung verbindlich machte. 
Da jedoch nicht eine jede Verletzung» mit Gewißheit 
ausgemittelt werden kann, so gestatten die Gesetze 
mit Recht, einen solchen Vertrag nur wegen einer 
Verletzung über die Hälfte anzufechten. (Nur in 
Ansehung des Ehrensoldes, der, für Geistesarbeiten 
erlegt wird, kann dieses Rechtsmittel nicht eintre- 
ten. Diese können wohl belohnt, aber nicht. bezahlt 
werden. ) — Ist der Eyd ein besonderer und recht- 
mäßiger Züsicherungsvertrag? Allerdings steht es in 
der Willkühr der Partheyen, einen Vertrag eydlich 
zu bekräftigen. Allein ejne besondere rechtliche 
Kraft kann einem solchen Vertrage keinesweges bey- 
gelegt werden. — Hat der Bürge das Recht der Vor- 
klage? (.«las beneficium ordinis?) Dafs es ihm durch 
das Gesetz verstattet werden kann, ist keinem Zwei- 
fel unterworfen. Aber hat er es auch ohne eine 
solche ausdrückliche Erklärung der Gesetze? — 
Warum darf ' die lex eommissoria nicht mit dem 
Pfandvertrage verbunden werden? Warum sind die 
Zinsen ( usurae) gewissen Einschränkungen unterwor- 
fen? Rechtsgründe lassen sich weder für das eine 
noch für das andere anführen. — Ergiebt sich die 
Verbindlichkeit aes Schuldners, Zinsen zu erlegen, 
aus dem Begriffe des Darlehns ? (des mutui?) Für 
die bejahende Meinung kann man .anführen, dafs 
die Zinsen allerdings eine Art von Schadloshaltung 
sind. Gleichwohl wird der Richter, ohne einen aus* 
drücklichen Vorbehalt, nicht darauf sprechen können, 
weil nie mit Gewifsheit ausgemittelt werden kann, 
daß dejr Darleiher sein Gel.d gebraucht haben würde, 

L 
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wenn er es nicht verliehen halte. — Endlich warum 
hatte nach dem römischen Rechte nicht eiri jeder Ver- 
trag verbindende Kraft ? Ist dieses daher* zu erklären, 
dafs den römischen Rechtsgelehrteu der allgemeine 
und philosophische Verpflichtungsgrund der Verträge 
unbekannt war; oder daher, dafs sie die Vertrage, 
zum Behufe der richterlichen Entscheidung, in der 
Regel gewissen Förmlichkeiten unterwerfen zu müs- 
sen glaubten? 

4) Von den Arten, wie Verbindlichkeiten aufhören. 

§. 85- 

Die Arten, wie Verbindlichkeiten aufhö- 
ren, beziehn sich: 

I) Entweder auf die Personen f unter welchen diese» Verhält* 

nifs eintritt. 

Eine Verbindlichkeit erlischt: 

i) wenn eine und ebendieselbe Person das 
Subject des Rechtes und der Verbindlich- 
keit wird ; Qper confusionew. ) 
a) durch den natürlichen und bürgerlichen ( 
Tod des Gläubigers oder des Schuld- 
ners. 

Jedoch was i) den natürlichen Tod be- 
trifft, so wird Recht und Verbindlich- 
keit durch das Erbrecht fortdauernd 
gemacht. (Mit Ausschlufs derjenigen 
Verbindlichkeiten , die ausdrücklich 
oder stillschweigend auf die Person 
des Gläubigers oder des Schuldners 
beschränkt sind.) 2) Der bürgerliche 
Tod des Gläubigers vernichtet nicht 
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sowohl dessen Rechte, sondern ver- 
hindert nur die Ausübung derselben. 
• Daher leben sie wieder auf, sobald 
die Ursache dieses Hindernisses weg- 
fällt, (jus postliminii etc.) Der bür- 
gerliche Tod des Schuldners vernich- 
tet eben so wenig die Ansprüche an 
dem Vermögen des- Schuldners, 



II) Oder auf den Grund der Verbindlichkeit, 

Eine Verbindlichkeit erlischt : 

1) wenn der unmittelbare Grund der Ver- 
bindlichkeit wegfällt. 

a) wenn er schlechthin aufgehoben wird. 
Mithin eine Vertragsverb in dlichkeit er- 
lischt durch , gegenseitige Ueberein- 
kunft; (per mutuum dissensum) durch 

/ die Verzichtleistung des Berechtigten ; 
(auch ohne Acceptation von der an- 
dern Seite;) durch die Aufkündigung 
des Verpflichteten, in so fern dessen 
Verbindlichkeit darauf beruht, dafs 
der Zweck des Andern zugleich sein 
eigner Zweck ist. (Mithin in dem 
Gesellschaftsvertrage. - — Worauf be- 
ruht das Recht des Gevollmächtigten, 
den Vertrag aufzukündigen?) 

b) oder verändert wird, (per novatio- 
nein* y 

a) wenn die mittelbare Bedingung der Ver- 
bindlichkeit wegfällt; (aufgehoben oder 

La 
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verändert wird; Mithin existente die vel 
conditione. Z. B. eine Neoenverbindlichkeit 
fällt weg mit der Hauptverbindlichkeit, 
wenn jene nicht zugleich als eine für sich 
bestehende Verbindlichkeit betrachtet wer- 
den kann.) 



III) Oder auf den Gegenstand der Verbindli< 

Eine Verbindlichkeit erlischt : 

1) durch die Leistung derselben; diese 
kann: 

ä) entweder wfrklich ; 
b) oder durch Zurechnung (per compen- 
satiynpn] geschehn. 
a) wenn die Leistung ohne die Schuld des 
Verpflichteten physisch unmöglich wird. ' 



Dritte Abtheilung. 
Von dem dinglichen Rechte an einer Person. 

Einleitung. 

't- §.86« 

Begriff dieses Rechtes. 

Ein dingliches Recht an einer Person ist 
das moralische Vermögen, eine Person in sei- 
ner Gewalt zu haben ; ( sie mithin von einem 
jeden Dritten zu vindiciren. In dieser, allein 

* r 
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richtigen, Bedeutung, enthält der Begriff eines 
dinglichen Rechtes an Personen keines weges 
einen Widerspruch. Dieser tritt nur dann ein, 
wenn man ein dingliches Recht mit einem Sa- 
chenrechte verwechselt.) Das dingliche Recht 
an Personen ist der Inbegriff 4er Rechtsgesetze, 

wodurch jene Rechte bestimmt werden. 

• ♦ » 

' §• 87- - 

Arten dieses Rechts. 

Die dinglichen Rechte an einer Person 
sind, so wie die dinglichen Rechte überhaupt, 
i) das Eigenthumsrecht, s) das Pfandrecht, 
o) das Recht der Dienstbarkeit. 

Nur das erstere Recht scheint mit dem 
Begriffe der Persönlichkeit in einem offenbaren 
Widerspruche zu stehen. Es kann daher nur 
aus einer Rechtspflicht abgeleitet werden; so 
wie das Princip dieses Rechtes nur darin be- 
stehen kann, die Erfüllung dieser Pflicht mit 
4er Persönlichkeit des Verpflichteten in Ueber- 
einstimmung zu setzen. 

Diese Rechtspflicht ist aber fc die Pflicht, 
Kinder zu erzeugen und zu erziehen. Es wird 
daher unter dieser Aufschrift von dem Ehe- 
und dem El terlt- Rechte zu handeln seyn. 

- 

» 
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Erstes Kapitel. 

Von dem Eigenthumsrechte an einer Person* 

* * 

- 

_ r 

r , 

- Erster Ah schnitt. 

Das Ehe- Recht. ' 

i) Begriff der Ehe. / 

• ^ f ' ' ' 

' §• 88- 

Die Geschlechtsgemeinschaft ist ein Ge- 
brauch, den eine Person von den Geschlechts- 
Organen der andern macht. Dieser Gebrauch 
ist entweder ein natürlicher, der dem Natur- 
zwecke dieser Qrgane entspricht, oder ein wi- 
dernatürlicher, (seinem Gegenstande oder sei- 
ner Art nach.) 

Die Ehe ist eine Geschlechtsgemeinschaft 
nach Rechtsgesetzen. ( Der Zweck der Ehe ist 
keinesweges ein Merkmal des - Rechtsbegriffes 
von der Ehe. Vielmehr gehört die ganze Un- 
tersuchung über den Zweck der Ehe für die 
Ethik. Sonst würde folgen, dafs die Ehe auf- 
gehoben werden könnte, sobald der Zweck 
derselben aufhörte.) Die Verbindlichkeit, die- 
sen Geschlechtsgebrauch zu gestatten, wird 
daher vorzugsweise die eheliche Pflicht ge- 
nannt. 

Da jedoch ein solcher Gebrauch, den ein 
Theil von den Geschlechtsorganen des andern 
macht, diesen zur blofsen Sache herabwürdiget, 
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so kann die Rechtmäfsigkeit der Ehe im All- 
gemeinen nur auf einer Rechtspflicht berujm. 
Diese Rechtspflicht ist eine Pflicht , welche der 
Mensch, als Individuum, gegen die Gattung 
auf sich hat, da ohne die Gemeinschaft beyder 
Geschlechter die Gattung aussterben müfste, 
mithin die Maxime, sich dieser Gemeinschaft 
zu enthalten, als ein Angriff auf die Gattung 
(zur Vernichtung derselben) zu betrachten ist. 
(Daher die Verachtung, die auf dem Hage- 
stolzen ruht,) / 

i 

a) Von der Erwerbung des Eherechtes. 

§• 89- 

Der entferntere (allgemeine) Rechtsti- 
tel dieser Erwerbung ist die nur aufgestellte 
Rechtspflicht, der nähere (specielle) ein Vertrag 
zwischen Personen von verschiedenem Ge- 
schlechte, wodurch die eine der andern die 
eheliche Pflicht zu leisten verspricht. 

Die Bedingungen der Gültigkeit dieses 
Vertrages sind l) physische Bedingungen. 
Sie beziehen sich : t 

r m, % 

•) Auf die contrahirenden Personen, 

Diese müssen insbesondere das physisfche 
Vermögen haben,, einen solchen Vertrag zu 
schliefsen, mithin z. B. mannbar seyn. (Das 
Gesetz kann zwar auch einer Verbindung unter 
Personen, die physisch zu einer Ehe untauglich 



sind , die rechtlichen Wirkungen einer Ehe key- 
legen. Nur kann die Unzertrennlichst einer 
solchen Verbindung auch in dem Falle nicht 
nach -den Grundsätzen von der Unzertrennlich- 
keit der Ehe beurtheilt werden , wenn z. B. 
ein Weib wissentlich einen , Unvermögenden 

eheligte. ) - 

/ . 

b) Auf die Art der Einwilligung. 

Die Einwilligung mufs wirklich erfolgt 
seyn. Daher ist die Ehe ungültig, wenn ihr 
ein Irrthum in Ansehung der rechtlichen Be- 
dingungen dieses Vertrages (d. h. der Jung- 
frauschaft und der Junggesellenschaft,) zum 
Grunde lag. 

Was 2) die rechtlichen Bedingungen der 

Ehe betrifft, so beziehn sich diese: 

» * 

%\ Auf die contrahirenden Personen. 

Diese müssen befugt seyn, einen solchen 
Vertrag zu schliefsen. Daher ist ejne Ehe un«? 
gültig, wenn der eine oder der andere Theil 
schon früher eine noch bestehende Ehe einge- 
gangen ist. ( Ein blofses Eheversprechen kann 
gegen eine schon vollzogene Ehe diese Wir- 
kung nicht haben. Denn ein dingliches Recht 
geht dem persönlichen vor. Ob dem Natur- 
fechte nach die Einwilligung der Eltern zur 
Gültigkeit der Ehe erfordert werde? soll wei- 
ter unten untersucht werden.) 
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b) Auf die Art der geschehenen Einwilligang* 

Die Einwilligung mufs 1) frey seyn, mit- 
hin weder erzwungen no<?h erlistet; (Gleich 
viel ob ein Theil selbst den andern gezwun- 
gen oder überlistet hat, oder ein Dritter,) 
und 2) unbedingt; denn die Natur dieser Ver- 
bindung ist durch das Rechtsgesetz bestimmt, 
und mithin nicht der willkührlichen Ent- 
schliefsung der Partheyen unterworfen. Nur 
eine einzige, schon oben angegebene Bedin- 
gung macht von dieser Regel eine Ausnahme, 
von welcher die Möglichkeit einer gleichen 

wechselseitigen Erwerbung abhingt. 

• • #• 

c) Auf den Gegenstand des Vemages. 

Die Geschlechtsgemeinschaft unter Ehe- 
gatten mufs 1) eine natürliche Geschlechtsge- 
meinschaft seyn, als welche allein der Pflicht, 
eine solche Gemeinschaft zu schliefsen, ent- 
spricht, a) Da in der Ehe sich ein Theil dem 
andern zum physischen Genüsse hingiebt, 30 
beruht die Rechtmässigkeit dieser Verbindung 
darauf, dafs ein jeder Theil die Person des 
andern auf gleiche Weise erwirbt. (Durch 
die Ehe werden Mann und Weib gleichsam 
zu einem einzigen Menschen, zu eüler einzi- 
gen Person verbunden. Die Natur selbst be- 
gründete die physische Möglichkeit einer sol- 
chen Verbindung, indem sie die Anlagen zur 
Menschheit unter beyden Geschlechtern ver- 
schieden vertheilte, gefühlvoller - das Herz des 
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Weibes schlagen, tiefer den Geist des Mannes 
denken lehrte. Man hat diese Vorstellungsart 
von dem Verhältnisse beyder Geschlechter in 
der Ehe lächerlich gefunden! und doch liegt 
sie spgar der positiven Gesetzgebung aller cul- 
tivirten Völker zum Grunde; dennoch ist sie 
der allein richtige moralische Gesichtspunct, 
aus welchem sich diese Verbindung, die wich- 
tigste unter allen, betrachten läfst.) Daher 
sind die Polygamie und das Concubinat rechts- 
widrige Verbindungen unter beyden Geschlech- 
tern. ' . • • - 5 

Von allen den bisher aufgestellten Bedin- 
gungen zusammen genommen hängt die Gül- 
tigkeit einer , jeden Ehe ab. Sobald die eine 
oder die andere fehlt, kann die Ehe als nich- 
tig (ex capite nullitatis^ aufgehoben werden. 

Die Erwerbungsart dieses Rechtes ist 
der eheliche Beyschlaf. So lange dieser nicht 
erfolgt ist, kann die Ehe, so wie jeder andere 
Gesellschaftsvertrag, mithin auch einseitig wieder ; 
aufgehoben werden. ( Sehr richtig macht da- 
her das alte Sachsenrecht wenigstens die ge- 
genseitige Succession der Ehegatten von dem 
ehelichen Beyschlaf e abhängig. — Eine Aus- 
nahme ist freylich alsdann zu machen, wenn 
die Schuld des einen Theiles der Vollziehung 
der Ehe durch den Beyschlaf entgegenstand.) 
Das Eheverlöbnifs , (Sponsalia) das der Ehe 
, vorauszugehen pflegt, ist keinesweges eine 

Bedingung ihrer Gültigkeit. Zur Recht- \ 
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mäfsigkeit eines solchen Vertrages (des 
Eheverlöbnisses , ) werden übrigens diesel- 
ben Bedingungen , wie bey der Ehe selbst, 
vorausgesetzt. Nur das ist noch beson- 
ders bemerkenswert!! , dafs er, als ein Ge- 
sellschafts vertrag , einseitig ohne allen 
weitern Grund aufgehoben werden kann. 
(Das römische Recht stimmt ganz mit 
diesem Satze überein: das canonische ist, 
man mag sagen was man will, zum gröfs- 
ten Nachtheile für das Wohl der Men- 
sehen, davon abgegangen.) — Aufserden 
im §. angegebenen Ehehindernissen (und 
denen, die mittelbar darunter enthalten 
sind, z. B. dafs ein Vormund, um *llem 
Zwange vorzubeugen, nicht sein Mündel 
ohne obrigkeitliche Einwilligung heyra- 
then kann ; ) kennt das philosophische Pri- 
vatrecht keine andern. So ist es z. B. * 
leicht abzumessen , dafs die Ungleichheit 
des Standes kein Ehehindernifs nach phi- 
losophischen Grundsätzen seyn kann. Eher 
dürfte man die Blutsverwandschaft dahin 
zu rechnen geneigt seyn , da dieses Ehe- 
hindernifs fast in den Gesetzen Aller Zei- 
ten und aller Nationen anerkannt wird; 
(und der consensus gentium wenigstens 
allemal einen philosophisch richtigen Grund 
vermuthen läfst.) Sollte aber die nahe Ver- 
wandschaft ein rechtliches Hindernifs der 
Ehe seyn, so müfste siqh darthun lassen, 

* 
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dafs Ehen dieser Art schlechthin unfrucht- 
' bar wären. Da aber dieser Beweis nicht 
geführt werden kann, so bleibt nur der 
-politische Grund für dieses Ehehindernifs 
übrig, dafs oh»e ein solches Verbot der 
unehelichen Geschlechtsgemeinschaft nicht 
wohl zu steuern seyn würde. — Das Na- 
turrecht bestimmt ferner nicht die Feyer- 
lichkeiten, unter welchen der eheliche Ver- 
trag einzugehen ist. Die Noth wendigkeit 
solcher Feyerlichkeiten ergiebt sich jedoch 
daraus, dafs aufserdem der Staat kein rich- 
tiges Urtheil über .den Anfang der Ehe 
fällen könnte , wovon doch so viele Rechte 
abhängen. (Nur dürfen diese Feyerlich- 
keiten keine Religionsf^yerlichkeiten,seyn; 
d. h. es bleibt zwar einem Jeden frey , die- 
sen Vertrag durch religiöse Ceremonien zu 
heiligen, nur darf, da der Glaube der Ün- 
terthanen frey seyn mufs, die bürgerliche 
Gültigkeit der Ehe nicht von diesen Cere- 
monien abhängen. ) 



3) Von den rechtlichen Wirkungen der Ehe. 

§. 90. 

1) In Beziehung anf die Ehegatten. 

Aus dem Begriffe der Ehe ergiebt sich un- 
mittelbar die Verbindlichkeit zur Leistung der 
ehelichen Pflicht und zur ehelichen Treue. 
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Da aber eine Geschlechtsgemeinschaft nur 
in so fern rechtmäfsig ist, als ein Ehegatte 
schlechthin das Eigenthum des andern wird, 
so sind sie gegenseitig 1) nüt einander zu 
leben und einander beyzustehen verpflichtet. 
( Obligatio ad vitae consortium et mutuum adjuto~ 
rium.) Daher kann ein Ehegatte den andern 
vindiciren; ( Desertionsproöefs , ) daher ist ein 
jeder Theil verpflichtet, die Zwecke des andern 
als die seinijgen zu betrachten, (dessen physi- 
sche und moralische Wohlfahrt, als die seinige, 
zu befördern.) Da ferner a) das Vermögen 
einer Person iixit der Person selbst erworben 
wird, so findet unter den Eheleuten eine un- 
bedingte Gütergemeinschaft Statt, die weder 
durch das Gesetz , ijoch durch Verträge be- 
schränkt werden kann. (Die Vernachlässigung 
dieses Rechtssatzes ist ein Hauptgrund, warum 
so viele Ehen unglücklich sind.) * 

Obwohl beyde Ehegatten gleiche Recht^ 
im Verhältnisse zu einander haben, so mufs 
doch diese Regel in so fem eine Ausnahme 
leiden, als die Rechte derselben, als Personen 
für sich betrachtet, ungleich sind. Da nun 1) 
der Mann allein des Staatsbürgerrechtes fähig 
ist, so hat* er auch allein die Pflicht auf sich, 
das Weib im Verhältnisse zu dem Staate zu 
vertreten. Er ist daher der gesetzliche. Vor- 
mund der Frau; er ist verbunden, seine Frau 
« » _ 

zu vertheidigen, welche den Gerichtsstand ihres 
Ehemannes erhält. (Der Rang des Manne* 
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geht, als ein Recht, -das nur auf der Ausübung 
der Staatsgewalt beruht, nicht auf die Frau 
über. Wiederum ein Satz, dessen Vernachläs- 
sigung schon das Glück so vieler Ehen störte.) 
Da 2) bfcyde Geschlechter verschiedene physi- 
sche Anlagen haben , der Mann auf den Schau- 
platz der Welt , die Frau zum stilleren Wirken 
im häuslichen Zirkel berufen ist, so ist der 
Mann verpflichtet, gleichsam für die auswärti- 
gen Verhältnisse der Familie für die nöthigen 
Ausgaben und für den Unterhalt der Frau, 
tliese aber für die Führung der Wirthschaft zu 
sorgen. Aus beyden Gründen zusammenge- 
nommen entsteht die Hausherrschaft des 
Mannes, (das irvperium dornesticum ,) d. h. die 
entscheidende Stimme, die ihm in /häuslichen 
Angelegenheiten zukommt. (Die eheliche Ver- 
bindung hat eine sehr auffallende Aehnlichkeit 
mit der Staatsverbindung; nur ist bey jener 
die Trennung der verschiedenen Gewalten nicht 
eben so, wie bey dieser, ein politisches Mei- 
sterstück; auch soll in dem Hausstaate Liebe 
die Stelle des Zwanges vertreten.) 

4 

r * ; 1 

§• 9 1 - 

&) In Beziehung auf einen Dritten« 

v i)^Beyde Ehegatten können während der 
Ehe keinen solchen Vertrag mit eifiem Dritten 
eingehen, der mit den ihnen gegenseitig zuste- 
henden Rechten im Widerspruche steht. 2) 
Beyde Ehegatten können während der Ehe 
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keinen rechtlichverpflichtenden Vertrag mit ein- 
ander schliefsen, da beyde nur eine einzige 
Person sind. 3) Die Ehefrau kann nicht ohne 
Einwilligung des Mannes, als ihres gesetzli- 
chen Vormundes, mit einem Dritten gültiger- 
weise contrahiren, ausgenommen wenn der 
Vertrag die ihr allein überlassenen Angelegen*- 
heiten der Wirthschaft betrifft. (Der Mann 
ist hingegen nicht an die Einwilligung dep 
Ehefrau bey seinen Geschäften gebunden; viel- 
mehr können sich die Gläubiger desselben an 
das gesammte Vermögen der Ehegatten halten, 
da dieses ein Gesammteigen thum ist.) 

4) Von der Trennung der Ehe. 
*) Von den Arten, wie die Ehe getrennt wird. 

Die Arten, wie eine gültige Ehe getrennt 
wird, können eben so classificirt werden, wie 
üben (§. 35.) die Gründe, aus welchen eine 
Verbindlichkeit aufhört. 

1) Die Ehe wird getrennt a) durch den 
natürlichen Tod des einen oder des andern 
Theiles, b) durch den bürgerlichen Tod, (d,h. 
wenn der Ehegatte zur Landesverweisung oder 
zu ewigem Gefängnisse verurtheilt wird.) Denn, 
was den letztern Fall betrifft, so hängt die 
Gültigkeit der Ehe davon ab, dafs einem jeden 
Theile das Prädicat der Persönlichkeit zukommt, 
da sich ein Ehegatte dem andern nur in $0 

■ 

; \ ■ 1 

' \ Digitiz 



fern hingeben kann, als er die Person des an- 
dern erwirbt. 

■ * 

s) Die Ehe kann nicht durch gegenseitige 
Uebereinstiiumung aufgehoben werden; (sie" ist 
eine lebenslängliche Verbindung;) denn bey 
dieser Art der Trennung müfste man voraus- 
setzen , dafs der Mensch willkührlich über seine 
Person verfügen könnte. (Die Rechtmäfsigkeit 
der Ehe beruht auf einer Rechtspflicht ; mit- 
hin ist die Ehe von willkührlichen Bedingun- 
gen unabhängig.) Sondern eine jede Ehe- 
scheidung ist nur in so fern rechtmässige als 
der eine oder der andere Theil die Pflichten 
verletzte, die er, als Ehegatte, auf sich hatte; 
denn nur in so fern und nur so lange ist eine 
Ehe gültig, als der eine Ehegatte die Person 
des andern erwirbt; die Pflichten der Ehegat- 
ten aber sind die Bedingungen und Folgen 
von dieser Erwerbung. Die Pflichten der Ehe- 
gatten sind aber: 

1) entweder formale Pflichten. Cvitae consor- 
tium. ) Die Ehe wird daher getrennt durch 
bösliche Verlassung. (per malitiosam 
desertionem. ) 

2) oder materiale Pflichten. Dahin gehört: 

a) die Leistung der ehelichen Pflicht. Die 
Ehe wird daher getrennt durch eine 
jede widerrechtliche Geschlechtsgemein- 
schaft; (per adulterium vel sodomiam.) 
durch die Verweigerung der ehelichen 

• « 
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Pflicht ; durch eine muthwillig veran- 
lagte Impotenz, 



V) die gegenseitige Beyhülfe. Die Ehe 
wird daher getrennt durch unversöhn- 
liche Feindschaft, Nachstellungen nach 
dem Leben. 

3) Wird die Leistung der ehelichen Pflich- 
ten durch einen Zufall unmöglich, so kann 
defshalb die Ehe nicht getrennt werden; nach 
der Rechtsregel; casum sentit dominus! 

Wenn beyde Theile eine solche Handlung 
begangen haben, die die Trennung der 
Ehe zur Folge hat, so kann keiner von 
beyden auf die Trennung der Ehe, aber 
eben so wenig auf die Leistung der ehe- 
lichen Pflicht klagen. — . Eben dieses 
findet Statt, wenn der eine oder der an- 
dere Theil durch Gewalt oder List zu 
einer solchen Handlung genöthiget wor- 
den ist. — Uebrigehs beruht die Not- 
wendigkeit der gerichtlichen Scheidung 
eben darauf, dafs die Ursachen der Schei- 
dung nicht von der Willkühr der Par- 
" theyen abhängen. (Sind Ehegatten ent- 
zweyt, so kann und soll der Richter vor 
allen Dingen die Aussöhnung zwischen 
ihnen — allenfalls durch die Sonde- 
rung von Tiscji und Bette — ver- 
suchen.) — Ist es rathsamer, die Ehe- 
scheidungen zu begünstigen, (indem aller- 

M 
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dings bey der Unbestimmtheit einiger von 
den obigen Ehescheidungsgründen eine 
solche Gunst möglich isty) oder -au er- 
schwerend 

§• 93- 

2) Von den rechtlichen Folgen, die die Trennung der Ehe hat 

Wird die Ehe 1) durch den Tod getrennt, 
so kann der überlebende Ehegatte Zu einer 
neuen Ehe schreiten, und erhält nün das allein 
nige Eigenthum an dem bisher gemeinschaft- 
lichen Vermögen. Wird aber 0) die Ehe durch 
die Verschuldung des andern Theiles aufgeho- 
ben, so kann zwar der unschuldige, nicht aber 
der schuldige Theil zu einer neuen Ehe schrei- 
ten, so wie auch jener das Vermögen des letz- 
tem erwirbt. (Denn wollte man das Gegän- 
theil annehmen, so würde der schuldige Theil 
durch seine ungerechtq Handlung sich selbst 

und sein Vermögen erwerben. Ist die Ehe 

nichtig , (§. 880 so fallen alle rechtliche Wir- 
kungen derselben weg j jedoch hat der ' beein- 
trächtigte Theil ein Recht auf Schadtoshal- 
tung.*) , 

Man kann hier einige sonderbare Fragen auf- 
werf eh : Kann ein Witt wer ein e Jungfrau 
heyrathen? Ist es rechtlich erlaubt, mit 
einem Ehegatten, der die eheliche Treue 
Verletzte, die Ehe fortzusetzen? Ist * über- 
haupt eine zweyte Ehe rechtmäfsig? Das 
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odium secundarum naptiarum beruht doch 
vielleicht auf etwas mehr, als auf einem 
blofs politischen Grunde! — Uebrigens 
steht vorzüglich in dieser ganzen Lehre 
von der Ehe das strenge Recht mit der 
Schwäche der menschlichen Natur in einem 
so auffallenden Contraste, dafs es leicht 
begreiflich ist, wenn der Staat besonders 
hier zu seinem, Dispensationsrechte Zu- 
flucht nahm, al» einem Mittel, theils das 
Volk zu erziehen, theils die Ausführbarkeit 
der Gesetze zu retten. 

— ' 

Zweyter Abschnitt* t 

Das Eltern - Recht. 

s 

i) Begriff dieses Rechts. 
§• 94- 

Das Elternrecht ist der Inbegriff der Rechts- 
gesetze, wodurch das gegenseitige Verhältnifs 
zwischen Eltern und Kindern, die Rechte des 
einen und des andern Theils, bestimmt wer- 
den. Nur die erstem, die Rechte der Eltern, 
sind eine Art des Eisenthumes. Nur diese 
werden daher den Standpunkt bestimmen, aus 
welchem die folgende Untersuchung zu führen 
ist. ](Man entlehnt die Renennung dieses 
Rechts von dem Rechte der Eltern — weil 
die Kinder Alles, was sie von ihren Eltern 

Ma 



erhalten, nicht als eine Rechtspflicht, sondern 
als eine Wohlthat betrachten sollen. — » Uebri- 
gens sind es diese beyden von der Natur selbst 
gestifteten Verbindungen, die Verbindung zwi- 
schen Eheleuten und die Verbindung zwischen 
Eltern und Kindern, worauf nicht blofs die 
Fortdauer, sondern auch die Cultür unseres 
Geschlechts hauptsächlich beruht.) 

* - t 

2) Von der Erwerbung dieses Rechtes. 

§•95« 

Der Rechtslitel dieser Erwerbung ist die 
Rechtspflicht, theils Kinder zu zeugen, theils 
für die Erhaltung und Erziehung derselben 
zu sorgen. (Nach der Regel: Was ich soll, 
das darf ich!) Von der erstem Rechtspflicht 
ist schon oben gehandelt worden. §.87- Die 
letztere beruht theils, was die Erhaltung der 
Kinder betrifft, auf demselben Rechtsgrunde, 
wie die erstere; theils darauf, dafs die Zeu- 
gung, in praktischer Hinsicht, eine Handlung 
ist , durch welche eine Person ohne ihren Wil- 
len zu leben anfangt. Da nun kein Mensch ' 
vor aller That einem Zwange unterworfen wer- 
den darf, so sind di» Eltern verpflichtet, Alles 
'das zu thun, wodurch die Kinder mit ihrem 
Daseyn zufrieden gestellt werden können. 
(Negotiorum gestio.*) 

Die Erwerbungsart aber ist die Zeugung. 
(Nicht die Geburt, da das Kind schon, sobald 

* • 
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es empfangen ist, zu existiren anfängt, — 
Auch darf hier nicht zwischen der ehelichen 
und unehelichen Erzeugung Unterschieden wer- 
den , in so fern von den Pflichten der Eltern 
die Rede ist.) 

Diese Pflicht der Eltern ist zugleich das 
Princip, aus welchem der Umfang der 
elterlichen Gewalt abzuleiten ist. (Das 
fundamentum patriae potestatis.) «~ So 
lange ein Volk nur auf einer niedern Stufe 
der Cultur steht; d. h. so lange sich in 
ihm die Achtung für die Würde der 
Menschheit noch nicht entwickelt hat, so 
lange wird es die Kinder als ein blofses 
Product der Kräfte ihrer Eltern betrachten, 
und mithin diesen ein Eigen thum an ih- 
ren Kinclern , so wie an andern Produkten 
unserer Kräfte, beylegen« So das ältere 
römische Recht, dessen Spuren auch itt 
dem Justirjianeischen Rechte in so fern noch 
nicht verwischt sind. Weit besser stimmt 
das deutsche Recht in diesem Falle mit 
den Grundsätzen des Naturrechtes über- 

Zusatz, Das römische Recht kennt noch zwey 
andere Arten, die väterliche Gewalt zu erwer- 
ben, die Legitimation und die Adoption. Die 
erstere ist in so fern rechtmäfsig , als sie in der 
Eigenschaft eines Erbschaftsvertrages betrachtet 
werden kann. Die letztere wurde wenigstens .in 
so fern widerrechtlich seyn, als sie eine gänz- 
liche Uebertra^ung der elterlichen Gewalt auf 
einen Andern enthielte. 
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5) Von den rechtlichen Wirkungen de* Eiternrechtet. , 

fc. 9 6. 

I 

*) In Beziehung auf das gegenseitige Vern&ltaüs »wischen 

Eltern und Kindern. 

Die Elten* sind verpflichtet 1) für die 
Erhaltung ihrer Kinder zu sorgen, mithin ihnen 
den nothwendigen Unterhalt zu reichen, alle 
Gefahren von ihnen abzuwenden. (Schon 
während die Mutter das Kind unter ihrem 
Herzen trägt, äufeert diese Pflicht ijire man- 
nigfaltigen Wirkungen») Sie sind verpflichtet 
s) die Rechte ihrer Kinder zu vertheidigen. 
Sie sind endlich 3) verbunden, ihre Kinder zu 
erziehen: Unter der Erziehung aber ist, nicht 
die Entwicklung der Anlagen dies Kindes zu 
einem bestimmten Zwecke zu verstehen, son- 
dern die Entwickelung dieser Anlagen über- 
haupt zu einem jeden beliebigen Zwecke, den 
das Kind in reifern Jahren selbst zu wählen in 
den Stand gesetzt werden sölL (Der einzig 
wahre Zweck der Erziehung- ist die Möglich- 
keit der Freyheit. Nur in den Jahren der 
Mannbarkeit kann die Erziehung, mit Einwil- 
ligung des Zöglings selbst, eine bestimmte 
Richtung erhalten. Ein Mehreres über diesen 
wichtigen Gegenstand habe ich in einer andern 
Schrift gesagt: Ueber die Erziehung des Men- 
schengeschlechts durch den Staat« Leipzig. 
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Um diesen Pflichten ein Genüge zu thun, 
sind die Eltern 1) befugt, ihre Kinder von 
einem jeden Drittjen zu vindiciren, (interdictum 
de liberis exhibendis ,) . so wie 2) deren Hand- 
, lungen zu dem Zwecke der Erziehung. zu be- 
stimmen. Was. die Grenzen dieser elterlichen 
Gewalt betrifft, so ergeben sich diese' theils 
aua dem Endzwecke derselben, theils aus; den 
allgemeinen. Grundsätzen, durch . welche die 
Reshtmäfsigk^it einer jeden Strafgewalt über- 
haupt bestimmt; wird. Um nur ein« der strei- 
tigsten Fragen zu berühren: sind wohl kör- 
perliche Züchtigungen aii Kindern erlaubt? Im 
Allgemeinen scheinen w,phl Strafen dieser Art, 
als herabwürdigend, verwerflich zu seyn. Aber 
sind sie vielleicht den, Eltern deswegen und 
in so fern verstattet, al* sie npfh wendig sind, 
um da& Kind aus einem, Thiere zum Menschen 
zu bilden? 

Beyde Eltern haben in Beziehung auf 
ihre Kinder gleiche Pflichten, und mithin auch 
gleiche Rechte v Diese Regel leidet jedoch in 
denselben Fällen und aus denselben. Gründen 
eine Ausnahme., aus welchen die Gleichheit 
der ehelichen Pflichten und Rechte aufgehoben 
wurde. Mithin ist 1) der Vater allein ver- 
pflichtet, das Kind zu vertheidigen; (Daher 
haben die Kinder den Gerichtsstand des Va- 
ters; der Vater ist der gesetzliche Vormund der 
Kinder, mithin zur Verwaltung ihres Vermö- 
gens verpflichtet und berechtiget j) er ist 2) 
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vorzugsweise verbunden, für den Unterhalt 
der Kinder, so wie für die Erziehung der 
Söhne zu SQrgen; dahingegen die Bildung der 
Töchter, so wie die Erziehung der Kinder 
überhaupt in t den ersten Jahren der Kindheit 
vorzugsweise der Mutter anheimfällt. 

Nur .diese Pflichten und Rechte sind dem 
Naturrechte nach in der elterlichen Gewalt 
enthalten. So ist z. B. das Recht der 
Eltern durch ihre Kinder zu erwerben, 
(deren Eigenthum zu benutzen, oder es 
auch nur zu den ftrziehungskosten ohne 
Nöth anzuwenden,) dem Naturrechte un- 
bekannt; oder man müfste annehmen, 
dafs die Kinder, gleich als Sachen, den 
Eltern gehörten. Eben so wenig können 
die Eltern von ihren Kindern rechtlich 
Alimente fordern; denn das, was die Kin± 
der von ihren Eltern erhielten, ist in 
rechtlicher Rücksicht kein Dienst, son- 
dern eine Schuldigkeit. — - Alle jene Pfüch* 
ten aber treten in gleichem Grade ein, 
die Kinder mögen eheliche oder unehe- 
liche Kinder seyn. Nur kann die elter- 
liche Gewalt im letztern Falle nicht als 
ein Recht betrachtet werden; da niemand 
durch eine unrechtmäfsige Handlung etwas 
erwerben kann. Es kann daher der Rich- 
ter über die Art und den Ort der Erzie- 
hung solche Verfügungen treffen, die dem 
Vortheile der Kinder am angemessensten 
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sind. Hingegen ist es ein höchst gefähr- 
licher und verabscheuungswürdiger Irrthum 
des positiven Rechtes , werm es zwischen 
der Erziehung , die eheliche und unehe- 
liche Kinder zu fordern berechtiget' sind, 
unterscheidet. Dieser gründet sich auf 
einen andern , als wenn die ehelichen Kin- 
der zu dem Stande des Vaters, die unehe- 
lichen zu dem Stande der Mutter gehör- 
ten. Kinder gehören zu gar keinem poli- 
x tischen Stande , sie sind nur Menschen, 
und eben darum sind sie so viel! 

§• 97- 

a) In Beziehung auf einen Dritten. 

t . ■«. . 

i) Kinder können, so lange sie in der 
elterlichen Gewalt sind, keine Verfügung über 
sich oder über ihr Vermögen ohne Einwilli- 
gung der Eltern treffen ; denn diese sind ver- 
pflichtet, für die Wohlfahrt der Kinder zu wa- 
chen, mithin über deren Handlungen Aufsicht 1 
zu führen, a) Eltern und Kinder können un- 
beschadet der elterlichen Gewalt mit einander 
auf eine rechtsbeständige Weise contrahiren, 
jedoch wird den Kindern in diesem Falle in 
so fern ein Vormund zuzuordnen seyn, als sie 
wegen ihres Alters einen zu Recht beständigen 
Vertrag einzugehen nicht vermögen. ( Dem Na- 
turrechte nach findet in so fern keine Einheit 
der Person zwischen Eltern und Kindern Statt. 
Nur die Schenkungen, die die Eltern ihren 
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Kinctem machen , werden in einem feden Augen- 
blicke widerruflich seyn ; ( peculium profectitium ; ) 
weil sie nur mit dieser Einschränkung von den, 
Kindern angenommen werden konnten.) 

4) Von den Arten >. wie das Elternrecht aufhört. 

« 

§• 98- 

Die elterliche Gewalt hört auf: (§.92.) 

1) Durch den Tod der Eltern oder der Kinder. 

♦ 

Wird die Ehe durch den physischen Tod 
getrennt, so bleibt die Erziehung dem über- 
lebenden Theile, in so fern dieser allein zur 
Führung derselben geschickt ist,. Stirbt/ der 
Vater K so ist den Kindern an seiner Statt ein 
Vormund zu bestellen, den auch der Vater 
selbst auf diesen Fall ernennen mag. Sterben . 
beyde Eltern, so tritt der Staat an die Stelle 
demselben* Mit dem bürgerlichen Tode der 
Eltern fällt zwar das Recht, nicht aber die 
Verbindlichkeit zur Erziehung weg. 

2) Durch die Mündigkeit der Kinder.. 

D. h. sobald di& Kinder theils selbst ihren 
Unterhalt erwerben, theils zwischen dem, was 
ihnen frommt oder schadet, unterscheiden kön- 
nen« ( Das letztere pflegt gewöhnlich mit dem 
erstem verbunden zu seyn* Daher das Sach- 
eenrecht die Einrichtung eines besondern Haus* 
Wesens mit Recht zu den Fällen rechnet , in 
welchen die elterliche Gewalt aufhört.) Da 
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jedoch jene Mündigkeit der- Kinder nicht plötz«* 
lieh, sondern nur nach und nach, auch bey 
dem einen Kinde früher, bey dem andern spä- 
ter eintritt, so hat der Satz*, dafs die elterliche 
Gewalt mit der Mündigkeit der Kinder aufbore* 
nur den Sinn,, dafs die Ausübung dieser Ge- 
walt jederzeit dem Atter und. den Geisteskräften 
der Kinder entsprechen müsse. ( Es ist schwe- 
rer, rechtliche Normen für ein Verhältnifs zu 
bestimmen, das die Natur sogar absichtlich 
unbestimmt gelassen zu haben scheint, um der 
Ifumanität, der Dankbarkeit, den schönsten 
Neigungen des menschlichen Herzens einen 
desto weitem Spielraum zu verstatten. Nur 
die Maxime kann man den Eltern an die Hand 
geben , das Kind schon von dem Tage der 
Geburt an als ein zur Freyheit gebornes We- 
sen zu. behandeln, — ■ Hierdurch erlediget sich 
zugleich die Frage, ob die Kinder ohne Ein- 
willigung der Eltern eine eheliche Verbindung 
einzugehen befugt sind? Ich antworte: Aller- 
dings, wenn sie anders überhaupt in diese 
Verbindung zu treten physisoh im Stande oder 
berechtiget sind. Da jedoch eben dieser Um- 
stand nicht so leicht von dem Richter entschie- 
den werden könnte, da es ferner die erste 
Pflicht der Kinder ist, die Einwilligung der 
Eltern zu einem Schritte zu erhalten, von 
welchem das Glück des , Lebens ganz beson- 
ders abhängt, so sieht man leicht ein, warum 
mehrere positive Gesetze die Gültigkeit der 
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Ehe von der Einwilligung der Eltern abhän- 
gig machten.) > 

3) Wenn die Eltern entweder nicht, das physische Vermögen 
haben , ihre Pflichten zu erfüllen ; oder wenn sie sich 
durch ein Verbrechen (z. B. durch Grausamkeit 
gegen ihre Kinder,) des Rechts der elterlichen. 
Gewalt verlustig machten. 

Im erstem Falle wird die Ausübung der 
elterlichen Gewalt nur suspendirt, und der 
Staat tritt an die Stelle der Eltern. Im letz- 
tern Falle hören zwar nicht die Pflichten der 
Eltern auf, (und die Erziehung geschieht da- 
her auf ihre Kosten,) aber das Recht, diese 
Erziehung selbst zu führen, wird ihnen zur 
Strafe entzogen. 

Nur diese Arten, wie die elterliche Gewalt', 
aufhört, kennt das Naturrecht. Das rö- 
mische Recht, das die elterliche Gewalt 
. ala ein Sachenrecht betrachtete r mufste 
noch mehrere andere (z. B. den von usus, 
die eUicmcipaiio u. s. w. ) hinzufügen. Auch 
die Frage kann nach denv Naturrechte 
nicht aufgeworfen werden : ob die elter- 
liche Gewalt aufhöre , sqbald die Kinder 
ein Staatsamt bekleiden? Denn, nur den 
f Mündigen kann *in solches Amt übertra- 
gen werden, üebrigens mufste jener Ge- 
c sichtspunkt, von welchem das römische 

Recht ausging, nothwendig noch manche j 
r: andere Anordnungen zur .Folge haben, 
{ z. B. das Pactum Macedon ietiwh ) <üe nach 
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den obigen Grundsätzen von selbst weg- 
fallen. 

Allgemeine Anmerkung zu diesem Kapitel. 

Fast in keiner Lehre weichen die .positiven Rechte 
so sehr theils von dem Naturrechte, theils unter sich 
selbst ab, als in der Lehre vom Ehe- und Elternrechte. 
Der erste Grund dieser Erscheinung liegt wohl darin, 
dafs in dieser Lehre das Recht und die Moral so nahe 
an einander grenzen, dafs man nur noch so eben die 
Grenzlinie zwischen beyden unterscheiden kann. Nur 
mit der. Zunahme der Cultur darf man daher erwarten, 
dafs das positive Recht den Grundsätzen des philoso- 
phischen immer naher und näher kommen werde. 
Zweytens mufste auch der Ufcnstand zu Irrthümem 
verleiten, dafs das Eltern- und das Eherecht in der 
That eine Art des dinglichen Rechtes ist. Nun kommt 
ihm zwar diese Eigenschaft nur seiner F&rm nach 
(in wie fern es ein jus vindicandi personam a quocun- 
que ejus possessore ist,) zu; dahingegen es seinem Ge- 
genstande nach keinesweges als ein Sachenrecht be- 
trachtet werden kann. Gleichwohl wird man bey*einer 
genauem Untersuchung leicht die Gründe entdecken, 
welche den Gesetzgeber verleiten konnten, -von der 
formalen Gleichheit zwischen jenen und diesen Rech- 
ten auf eine materiale Gleichheit zwischen beyden. zu 
■schliefsen. — Hierzu kam drittens der Einflufs, den 
die Staatsverfassung aus mehr als einem Grunde auf 
diesen Theil des Privatrechtes haben niufste. Denn ist 
nicht der Hausherr eben sowohl ein Regent, wie das 
Haupt des Staates? Ist nicht seine Gewalt als ein Amt 
zu betrachten, das ihm von dem Staate übertragen 
wurde? Beruht nicht das Wohl und Wehe des- ? 6taates 
ganz besonders auf der Verfassung des Hausregiments? 
Daher ist schon von Andern bemerkt worden, daß 
man von -der Staatsverfassung im voraus auf die Be- 
schaffenheit des Familienrechtes schliefsen könne. Die 
patria potestas der Römer 1 war z. B. zu dem gröfsten 
Theile eine Folge von diesem Principe. — Endlich 
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viertens rra&te «uch die Volksrel^gion einen nichti- 
gen Einflufs auf diesen Theil des Privatrechtes haben, 
je näher er überhaupt mit der' Moral verwandt ist. So 
war es z.-B. ganz natürlich;, dafs man die Sehliefsung 
der Ehe mit gewissen religiösen Ceremonien verband 
da diese Verbindung allerdings als eine Anstalt Gotte« 
2ur Erhaltung des Menschengeschlechtes betrachtet 
werden kann. So mufste ferner, mit der Einführung 
positiver Glaubensbekenntnisse, die Erziehung der 
Kinder eine ganz eigene Richtung erhalten u.*. W. 



' ■ mm • m>r ' . 1 • 

Zweytes Kap i Ce L 

■ 

"/• - Von dem 

H aus h e r r n - R e c Ii * e r; 

Odert 

von dem Rechte der Dienstbarkeit 

i 

an einer Person. 

« 

» 

§• 99- 

Das Hati3lierrnrecht ist in der Reg£l nach 
denselben Grundsätzen zu beurtheilen, wie 
das Recht der Dienstbarkeit an einer Sache, in 
so fern nicht der besondere Gegenstand des 
Rechts eine Ausnahme von dieser Regel 
macht* 

s - V 

i) Begriff dieses Rechte«, 

Das Haushermrecht ist das Recht, einen 
Andern, gleich als eine Sache, zu besitzen, 
um ihn als Diener zu gebrauchen. 

* 
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2) Von der Erwerbung desselben. 

Der Rechtstitel dieser Erwerbung ist der 
Dienstvertrag zwischen Herrn und Diener. 
Die besondern fiedingungen der Gültigkeit die* 
ses Vertrages ergeben sich voll selbst aus dem, 
was sofort über den Gegenstand des Hausherrn* 
rechtes gesagt werden wird. ('Ursprünglich 
kann dieses Recht nie erworben werden; ünä 
eben so wenig kaim die Erwerbung, desselben 
die Folge von einer andern Erwerbung seyn, 
da dieses Recht theils unveräufserlich ist, theils 
nicht auf die 'Erben fortgeht.) Die Erwei> 
bungsart dieses Rechts; als eines dinglichen 
Rechtes, ist die Leistung der versprochenen 
Dienste. (Das Anziehn des Dienstbothen. 
Ehe dieses geschehen ist, hat der Dienstherr 
kein Vindicationsrecht. Wenn daher der Dien st- 
bothe sich an mehrere vermiethete, so geht 
der vor, bey Welchem er schon, wirklich ift 
Diensten steht; die übrigen haben nur ein 
Recht auf Schadloshaltung. Ist der Dienst- 
bothe aber noch bey keinem derselben angezo- 
gen, so geht -der ältere Dienstvertrag vor.) 
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3) Von den rechtlichen Wirkungen desselben. 

' a) In Beziehung kvf das gegenseitige Verhältnifs zwischen 
dem 'Hausherrn und dem Gesinde«. L 

Der Hausherr ist berechtiget, 1) von dem 
Gesinde die versprochenen Dienste zu fordern, 
in so fern diese nicht widerrechtlich oder der 
Gesundheit des Dienstbothens nachtheilig sind. 
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(Das Hausherrnrecht kann also nicht so weit 
erstreckt werden, dafs der Herr seinen Dienst- 
bothen zu verbrauchen befugt wäre. Vielmehr 
wird, wenn darüber Zweifel entsteht, ob einje 
gewisse Leistung zu den versprochenen Dien- 
sten gehöre, jederzeit die Vermuthuhg für den 
Dienstbothen streiten.) D^r Hausherr ist a) 
berechtiget, von dem Gesinde in Beziehung 
#uf die versprochenen Dienste Gehorsam zu 
fordern. ( Keinesweges ist es jedoch dem 
Hausherrn verstattet, das Gesinde zu züchti- 
.gen, da niemand* in seiner eigenen Sache Rich- 
,ter seyn soll. ) Endlich 3) kann er den Dienst- 
Dothen von einem jede.n Dritten vindiciren; 
.(nicht aber sein Recht an einen Andern gegen 
den Willen des Dienstbothens abtreten.) 

Die Rechte des Dienstbothens gegen sei- 
len Herrn hängen von dem Inhalte des ge- 
schlossenen Dieristvertrages ab. Ist ihm ein 
gewisser Lohn versprochen worden, so kann 

.er diesen auch dann fordern, wenn er durch 

i 

unverschuldete Krankheit an der Leistung der 
versprochenen Dienste behindert wird. Nach 
der Rechtsregel : Casum sentit dominus. (Es ist 
eine wahre Ungerechtigkeit, wenn die positiven 
Gesetze den Dienstlohn auf einen gewissen 
nicht zu übersteigenden Betrag setzen.) 

b) In Beziehung auf einen Dritten« 

Ein Dienstbothe -kann mit einem jeden 
.Andern (auch mit dem Dienstherrn selbst,) 
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eipen jeden Vertrag schliefsen, in so fern nicht 
in dem erstem Falle die Rechtsverbindlichkeiten 
dadurch verletzt werden, die der Diener gegen 
seinen Herrn auf sich hat. Denn der Dienst- 
bolhe hat sich nicht schlechthin der Willkühr 
seines Herrn unterworfen, und behält mithin 
auch in einer jeden andern Rücksicht seine 
Persönlichkeit. (Wenn der Dienstbothe den 
Gerichtsstand seines Herrn erhält, so ist das 
nur eine Folge von dem Wohnorte, den der 
Dienstbothe, als solcher, hat.) 

* 

i 

4) Von den Arten, wie das Hausherrnrecht aufhört. 

Das Hausherrnrecht hört in denselben 
Fällen auf, wie die aus Verträgen entstehenden 
Rechte überhaupt. Jedoch ist der Dienstver- 
trag in so fern als ein Gesellschaftsvertrag zu 
betrachten, der mithin durch den Tod des einen 
oder des andern Theils, so wie durch Auf- 
kündigung aufgehoben wird. Denn aufserdem, 
da£s er ii> der That des gemeinschaftlichen 
Nutzens halber und in Beziehung auf die per- 
sönliche Qualität des andern Theiles geschlos- 
sen wird, sö kann auch dreser Vertrag, seinem 
Gegenstande nach, von Seiten des Dienstbo- 
thens wecter auf dessen Erben fortgehn> noch 
auch auf Lebenszeit eingegangen werden. 
Aus allen diesen Gründen kann nun das 
Hausherrnrecht weder Sklaverey noch 
Leibeigenschaft seyn. Aber sehr begreif- 
lich ist es > wie das Hausherrnrecht mit 

* 



dem Rechte der Dienstbarkeit an einet 
Sache verwechselt werden mufste, so lange 
die Würde der Menschheit von einem Volke 1 
nicht anerkannt wurde. Die Allgewalt 
des Siegers, das Pfandrecht des Gläubigers 
an seinem Schuldner, oder die Noth der 
Armuth wurden die Veranlassung zur Ein- 
führung der Skläverey, so wie sie dös 
Unrecht derselben weniger auffallend 
machten. 

- 

' "i 1 

Drittes Kapitel. 
Von dem 

Pfandrechtis an einer Person. 

m - ■ 

$. lOO. 

t)a von diesem Rechte in der Regel alles 
das gilt, was oben von dem Pfandrechte an 
einer Sache gesagt worden ist, so wird nur 
das Eigentümliche dieser Lehre zu einer be- 
sondern Untersuchung geeignet seyti: i) Das 
Pfandrecht an einer Person (das z. B. durch 
den Wechselvertrag bestellt wird, ) "kann nicht 
die Wirkung haben, dafs der Gläubiger seinen 
Schuldner, der nicht in der gehörigen Mafse 
Ziahlung leistete, verkaufen und sich von dem 
*o gelösten Gelde bezahlt machen könnte. 
So bestimmt würde das Pfandrecht an einer 

I * 
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Person allerdings mit den* unveräufserlichen 
Re/chten des Menschen im Widerspruche ste- 
hen. Sondern dieses Recht besteht nur darin, 
dafs der Gläubiger den Schuldner so lange in 
seiner Gewahrsam enthalten kann, als dieser 
nicht die gehörige Zahlung geleistet hat; und 
der Grund, warum v «in solches Recht dem 
Gläubiger Sicherheit gewähren kann, liegt darin, 
dafs die gefängliche Haft theils den Schuldner 
bestimmen wird, desto ernstlicher an die Be- 
zahlung zu denken, theils den Gläubiger in den 
Stand setzt, sich Alles das desto leichter zu- 
zueignen, was der Schuldner immittelst er- 
wirbt. Sollte jedoch dieser ohne alle Mittel 
scyn, so wird jier Gläubiger mittlerweile für 
dessen Unterhalt zu sorgen haben; indem er 
sonst mittelbar die Ursache von dem Tode 
des Schuldners seyn würde. (Gerade so, wie 
der Mensch, auf einer niedern Stufe der Kul- 
tur, das Ehe- und das Eltern -Recht als eine 
Art des Sachenrechtes zu betrachten geneigt 
ist, so wird auch von ihm das Pfandrecht an 
eiper Person in diesem Zustande auf eine ähn- 
liche Weise beurtheilt. Daher verstattete das 
positive Gesetz nicht selten dem Gläubiger, 
seinen Schuldner zum Sklaven zu machen, 
und ihn wohl gar willkührlich umzubringen. 
Die 1a Tafeln der Römer enthalten ein merk- 
würdiges Beyspiel dieser Art.) a) Das Pfand- 
recht,: auf diese Art bestimmt, steht mit den 
angebornen Rechten des Menschen so wenig 

Na 
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im Widerspruche, dafs das Rechts^esetz sogar 
selbst einen jeden Gläubiger berechtiget, sich 
an 4ie Person seines Schuldners zu halten, so- 
bald dieser nicht Zahlung zu leisten vermag; 
wovon an einem andern Orte ausführlicher 
gehandelt werden wird, ( @ui non habet in qere, 
luat in corpore.) 
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Des 

hypothetischen Privat reicht es 

zweyter Abschnitt, 



» Grundsätze. ' 

des hypothetischen Privatrechtes 

in Beziehung* 

auf das Vermögen e,i n e r Person. 



Einleitung. 

\ 

§. lOl. 

Begriff des k Vermögens. 

Die erworbenen Rechte einer Person wer- 
den, in wie fern sie als ein einziges Ganzes 
betrachtet werden können, (als eine universi- 
tas juris,) das Vermögen der Person genannt. 
Der Grund[ aber, warum sie in dieser Eigen- 
schaft zu betrachten sind, liegt darin, dafs der 
Wille einer Person, auf welchem die einzelnen 
Erwerbungen beruhn, an allen diesen einzel- 
nen Handlungen ein und ebenderselbe Wille 
ist. (Es beruht mithin der Begriff eines Ver- 
mögens auf der Identität des rechtlich - prakti- 
schen Selbstbewufstseyns, d. h. unmittelbar auf 
der Persönlichkeit des Menschen. So wie die 
Einheit des Selbstbewufstseyns überhaupt der 
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höchste Punkt ist, von welchem $ie gesammtfe 
theoretische Philosophie ausgeht , so kann auch 
die ganze Rechtswissenschaft als ein Inbegriff 
der Bedingungen betrachtet werden, von wel- 
chen die Möglichkeit jenes Selbstbewufstseyns 
in rechtlich - praktischer Hinsicht . abhangt. ) 

• 1 ' 

> §. loa. 

* 

Von den verschiedenen Arten des Vermögens* 

» 

Es giebt ki so fem verschiedene Arten 
des Vermögens, als #ie Personen in Beziehung 
auf ihre Willensireyheit verschieden sind. Das 
Vermögen ist daher entweder ein ,patrimonium, 
wenn es einer Person gehört, die ihr eigner 
Herr ist, oder, in dem entgegengesetzten. Falle, 
ein peculiui/u - " % 

§• 103. 

Von den Rechten an einem Vermögen überhaupt* 

Die Rechte an einem Vermögen können 
entweder dingliche oder persönliche Rechte 
seyn. 1) Dingliche Rechte. Ein dingliches 
Recht an einem Vermögen ist das Recht, einen 
jeden Andern von dem Gebrauche eines gewis- 
sen Vermögens auszuschliefsen. (Der Rechts- 
begriff des Vermögens beruht auf dem Begriffe 
der Persönlichkeit; so wie nun eine Person 
sich selbst und andere besitzen kann, eben so 
kann auch der Begriff eines dinglichen Rechtes 
auf das Vermögen angewendet werden.). Die 
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Arten dieses Rechtes sind das Eigenthumsrecht, 
das Recht der Dienstbarkeit, und das Pfandrecht. 
— ä) Persönjiche Rechte, Unter einem 
persönlichen Rechte an einem Vermögen ver- 
steht man aber das moralische Vermögen, einer 
Person in Beziehung auf den Inbegriff ihrer 
erworbenen Rechte eine Verbindlichkeit aufzu- 
erlegen. Das Vermögen einer Person kann der 
Qegenstand eines solchen Rechtes seyn, da das 
Vermögen einer Person nichts anders als die 
Person selbst ist, in wie fern ihr erworben* 
Rechte zuU< 



— T 
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ErSfte Abtheilung, 

> ■ 

Von den 

dinglichen Rechten am Vermögen, 



Erstes Kapitel. 

■ 

Von dem 

Eigenthumsrechte am Vermögen. 

/ . i) Begriff dieses Rechts, 

Das Eigenthumsrecht am Vermögen ist 
das Eigen thumsrecht, das eine Person an dem 
„ Inbegriffe ihrer erworbenen Rechte hat, in wie 



■ 
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fern diese als ein einziges Qanze betrachtet 
werden hönnen. Der Gegenstand dieses Eigen- 
thunies sind also 1) alle und jede erworbene 
Rechte einer Person; (es repräsentirt daher 
derjenige, welcher das, Vermögen eines Andern 
erwirbt, die Person seines Vorgängers in Be- 
ziehung auf dessen Rechte, — in activer Be- 
deutung;) in wie fern sie 2) als ein einzi- 
ges Ganze betrachtet werden können, d« h. 
in wie ? fern sie durch die Einheit des 
rechtlich - praktischen Selbstbewufstseyns zu 
einem einzigen Ganzen verbunden sind. 
Hieraus folgt: a) So wie dieses Eigen- 
thum unmittelbar; mit der Persönlichkeit des 
Sub jedes gesetzt ist, eine Person aber nur 
einen einzigen Willen hat und haben kann, 
eben so kann sie auch nur ein einziges Ver- 
mögen besitzen; und b) die einzelnen erwor- 
benen Rechte werden in so fern, als sie zu 
dem Vermögen überhaupt gehören, nicht als 
bestimmte Individuen, sondern als Theile des 
Ganzen, d, h. als Bedingungen meiner Causa- 
lität überhaupt, (als Dinge, Wodurch ich etwas 
vermag, Ycs, quibus f actus sum locupletior,) zu 
betrachten seyn. Denn die Einheit des Selbst-» 
bewufstseyns (das: Ich will!) mufs doch über- 
haupt einen Gegenstand haben; da dieser nun 
nicht ein bestimmtes Recht seyn kann, indem 
sonst die Erwerbung desselben auf Zeitbedin- 
gungen beruhen müfste, so bleibt für jenen 
Gegenstand nur der Begriff des Erworbenen 
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überhaupt übrige (Daher die Rechtsregel, die 
. von einem jeden Vermögen gilt: Res succedi? 
in locum pretii, et pretium in löcuiit rei. Daher 
das Recht auf Schadenersatz, wenn, meine Rechte 
gekränkt worden sind.) ; ' 

Aua dem t was in diesem und dem 101. 
1 $phen gesagt worden ist, erklärt es sich 
zugleich, warum der Begriff des Vermö- 
gens blofs auf die erworbenen Rechte zu, 
"beschränken ist. Denn es beruht dieser 
^Begriff auf der Einheit des Bewufstseyns 
in den yerschiedenen Willenshandlungen 
der Person. 



• 



* 2) Von der Erwerbung dieses Rechtes, 

% 105, 

Die Erwerbung eines Vermögens ist ent- 
weder eine ursprüngliche oder eine abgeleitete 
Erwerbung, , 

Unter der erstem versteht man die Ent- 
stehung des Vermögens durch die eine jede ein- 
zelne Erwerbung begleitende Einheit des 
Selbstbewufstseyns, (Sie trägt also diesen 
Namen blofs im negativen Sinne, Ein Vermö- 
gen kann nicht im positiven Sinne ursprüng- 
lich erworben werden, da es nicht ein physi- 
scher Gegenstand, sondern nur eine rechtliche 
Beschaffenheit gewisser Gegenstände ist. v ) Der 
Rechtstitel dieser Erwerbung ist kein anderer, 
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als der Rechtstitel der äufsern Erwerbung übes- 
Jbaupt. Die Erwerbung selbst geschieht durc^i 
dieselben Handlungen, wodurch die einzelnen 
Gegenstände des Vermögens erworben werden^ 
in wie fern jene Handlungen zugleich als Pro- 
dukte der Identität des Selbstbewufstseyns, be- 
trachtet 'werden gönnen. (Daher kann ich 
nicht etwas als einen Theil meines Vermögens 
mir zueignen, was mir nicht als ein einzelner 
Gegenstand rechtmäßig gehört.). /. . 

Die abgeleitete Erwerbung eines Vermö- 
gens ist diejenige Erwerbung, wodurch das 
Vermögen des Einen auf den Andern übertragen 
wird.. Jedoch führt sie diesen Namen nur in 
Beziehung auf den Gegenstand, "welcher auf 
einen Andern übertragen wird, nicht aber in 
Beziehung auf den Gegenstand, welchen dieser 
erwirbt. Denn so bald die Erwerbung eines 
fremden Vermögens geschehen ist, hört dieses 
auf, ein besonderes Vermögen zu seyn. (§. 

Diese Erwerbung kann aber entweder die 
Folge von einer andern Erwerbung oder eine 
für, sich bestehende Handlung seyn. Der er- 
stere Fall tritt ein, wenn ich die Person des 
Andern erwerbe ; mithin in der Ehe. Der letz- 
tere Fall aber, wenn eine Person ihr Vermö* 
gen an die andere veräufsert, (§. 69.) und 
-diese den Besitz desselben ergreift. (Da, der 
Besitz des Vermögens nur ein int;elligibler Be- 
sitz seyn kann, (§• 104.) mithin nur äufserlich 
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beurkundet wenden kann, s# fragt es sich /ob 

• , » ~* 

man annehmen könne, dafs derjenige den Be- 
sitz aller einzelnen zu einem Vermögen gehö- 
rigen Sachen ergriffen* habe , der ihn nur vor 
gewissen Gegenständen dieses Vermögens äufser- 
lich erworben hat? Ich antworte; Allerdings; 
in wie fern nicht ein Anderer diese Gegen- 
stände ebenfalls als Theile dieses Ganzen be- 
sitzt.) Hingegen kann ein Vermögen des Andern 
nie durch die Ersitzung erworben werden; in- 
dem es aufhört, ein besonderes Vermögen (eine 
universitos juri$y zu seyn, sobald es von einem 
Andern erworben wird. (/. 8. §. 1. C. <fe jjr % 
jo. vel 40.) ^ 



3) Von den einzelnen, in diesem Eigeüt^ume enthal* 

teneu Hechten« 

' 1 ' \ - : • " * - 

§. 106* 

. In dem Eigenthume an dein Vermögen ist 
enthalten 1) das Recht, das Vermögen zu be- 
sitzen; welcher Besitz seinem Gegenstände 
nach nur ein intelligibler Besitz seyn kann. 
(Dieser Besitz wird durch den physischen Be* 
sitz der zu dem Vermögen gehörigen Gegen- 
stände nur beurkundet. So lange der Mensch 
lebt, ist es logisch unmöglich, ihn aus diesem 
Besitze zu setzen* Nur den Besitz einzelner 
Gegenstände kann er verlieren, in so fern er 
ihn nicht durch physische Besitzhandlungen, 
oder diejenigen Mittel 4 die den Gesetzen nach 



Digitized.by Google 



£eri erstem gleichgeachtet werden , erhält.) Es I 
ist darin 2) enthalten das Recht, über das Ver- 
mögen zu verfügen; und zwar oi ich t blofs un- 
ter dön Lebendigen, sondern auch auf den 
Todesfall. Denn da das Eigenthum am 
Vermögen nicht auf empirisch 1 Bedingungen 
beruht , sondern mit der 1 ~rsönlichkeit defc 
Subjectes gesetzt ist, so hört auch da$ Recht, 
das der Mensch an seinem Vermögen hat , nicht 
mit dem Tode desselben auf, (§. 34.) sondern 
der Staat ist verpflichtet, auch diejenigen Ver- 
ordnungen aufrecht zu erhalten , die der Mensch 
auf den Todesfall deshalb gemacht hat. (S. 
den Anhang. ' — Jedoch kann die Verfügimg 
überhaupt nur dasjenige Vermögen , betreffen, 
was eine Person hat; keineswege3 aber kann 
einer überhaupt auf das Recht, ein Vermögen 
zu haben , Verzieht leisten. Auch ist der Staat 
allerdings berechtiget,, die Veräufserung des 
Vermögens unter den Lebendigen zu dem Ende 
gewissen Förmlichkeiten zu unterwerfen, dafs 
ihm nicht die Last der Unterhaltung aufge- 
bürdet werde.) Endlich 3) enthält es das 
Recht, alle Nutzungen von dem Vermögen zu 
ziehen, • ' . 

Alle diese Rechte sind jedoch denselben 
Einschränkungen unterworfen , unter welchen 
die einzelnen Bestandteile des Vermögens 
stehen. 
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4) Von dem Verluste dieses Rechtes. 

* 1 ■ ■ c §. 107. V 1 

« « ».. /' » * '**.* .. 

Das Eigenthumsrecht am Vermögen hört 
auf 1) durch den Verlust der Persönlichkeit; 
s) durch den Untergang oder Verlust aller zu 
dem Vermögen gehörigen Gegenstände ; 3) durch 
die Entsagung; 4) durch die Veräufserung, (Zu 
dem erstem Grunde gehören alle die Fälle, in 
welchen einer seines Menschen- oder Bürger- 
rechtes verlustig wird; mithin dem strengen 
Rechte nach auch der Fall, wenn einer die 
Todesstrafe erleidet. Unsere positiven Gesetze 
haben jedoch in dieser Rücksicht die Strenge 
des römischen Rechtes gemildert, entweder 
wegen der billigen Ansprüche der Anver- 
wandten, oder wegen der zweifelhaften Recht- 
in^fsigkeit der Todesstrafe selbst.) 



* Zw ey t e s Kapitel. 



TT 2 * ** 

Von dem 

Rechte der Dienstbarkeit 



an einem 



fremden Vermögen. 

§. 103. . . 

Das Recht der Dienstbarkeit an einem 
fremden Vermögen ist das Recht, das Vermö- 
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«n eines Andern in Beziehung auf einen be- 
stimmten davon zu machenden Gebrauch als 
das seine zu besitzen. ( Ususfructus vel usus 
in patfimonio alieno. ) Da auf dieses Recht 
fast durchgängig dieselben Grundsätze anwend- 
bar sind, die oben von der Diefnstbarkeit einer 
Sache aufgestellt wurden, 1 so sollen liier nur 
einige Bemerkungen über die ' Eigentümlich- 
keiten des vorliegenden Rechtes ihren Platz 

* 

finden. 

Also 1) die Art und die Bedingungen des 
Gebrauchs, welcher in diesem Falle dem Einen 
an dem Venne gen des Andern verstattet wird, 
Kängfen zwar im Allgemeineil von der will* 
kührlichen Uebereinkunft der Partheyen abj 
jedoch dürfem diese Bedingungen nicht von 
der Art seyn, däfs dadurch der verpflichtete 
Theil von dem willkuhrlichen "Gebrauche Set- 
hes Vermögens schlechthin ausgeschlossen 
wird; indem sie sonst mit den unveräufserli- 
chen Rechten des Menscheji unvereinbar seyn 
würden. (Daher war der ususfructus et usus 
in patrimonio alieno clem -römischen Rechte 
nach nur eine persönliche Servitut.) o) Es 
können diese t)ienstbarkeiten, so wie die per- 
sönlidhen Rechte^ überhaupt, nicht durch die 
Ersitzung ^efworben werden, weil sie sich auf 
eine bestimmte Person beziehen, mithin der 
Rechtsgründ der Ersitzung bey ihnen weg- 
fällt. (Wenn die positiven Gesetze zuweilen, 
Z. B. bey dem contractu chirographaria, die 
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.Ersitzung als eine Erwerbungsatt persönlicher 
Rechtfe annehmen, so geschieht dieses blofs 
zum Behuf e des richterlichen Unheils.) End* 
lieh 3) hört eine solche Dienstbarkeit keines* 
weges auf, wenn auch das dienstbare Vermö- 
gen Von einem Andern erworben wird. ' Denn 
ob es wohl in diesem Falle in Beziehung auf 
den Eigen thümer nicht mehr als ein »besonde- 
res Vermögen existirt, so kann doch dieser 
Umstand nicht den Rechten eines Dritten Ein- 
trag thüto. (Nur bey «inem Cöncürse Würde 
sich die Lage des Berechtigten dem strengen 
Rechte nach verändern.) i 




Drittes Kapitel* '> 

Von dem :.. 

Pfandrechte an eitiem fremden Vermögen. 

Das Pfandrecht ain einem fremden Vermö« 
gen (pignus generale) ist das Recht, ein frem- 
des Vermögen zur Sicherung einer Schuldfor- 
derung als das seine zu besitzen. Da von 
diesem Rechte theils dieselben Grundsätze, wie 
von dem Pfandrechte an einer Sache, theils 
die in dem vorigen §phen (§. xoQ. n. 2. und 3.) 
gemachten Bemerkungen gelten, so soll hier 
nur noch Einiges über das sogenannte beneßr 

dum ordinis erinnert werden. 

» ► 
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n ■ 

Wenn ein specielles Unterpfand bestellt 
worden ist f so scheint es allerdings von der 
Willkühr des Gläubigers abzuhängen , ob er 
sich an den Schuldner oder sofort an die ver- 
pfändete Sache halten will» Denn es mufs 
seinem Urtheile um so eher überlassen bleiben, 
wie er sich bezahlt machen will, da der Schuld- 
ner die' gesetzjte Zahlungsfrist nicht inne ge* 
halten hat. (Der dritte Besitzer einer hypo- 
tbecae specialis hat also v da$ beneßcium ordinis 
nicht.) Ist hingegen ein Vermögen verpfän* 
ciet; und eine einzelne Sache davon veräufsert 
worden , so scheint der dritte Besitzer der ver- 
äufserten Sache allerdings auf die exceptio ordi* 
nis ein gegründetes Recht, zu haben. Denn 
obwohl dieses Pfandrecht auf allen einzelnen 
Gegenständen des Vermögens , als Theilen des 
Ganzen haftet, so wurde doch der Eigenthü- * 
mer des Vermögens an dem willkührlichen Ver- 
fügungsrechte über diese Gegenstände nur in 
so fern behindert, als der übrigbleibende Theil 
nicht zur Sicherheit des Gläubigers hinreicht. 



- . 
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JSweyte Abtheilung. 

Von den 

- < 

persönlichen Rechten 

r 

i an dem 

> i 

Vermögen eines Andern. 



j) Begriff dieser Rechte. 
§.109. 

Ein persönliches Recht an dem Vermögen 
eines Andern ist das Recht, einer Person, in 
$0 fern sie ein Vermögen hat, eine gewisse 
Verbindlichkeit aufzuerlegen; oder: dad Recht, 
die Leistung einer Verbindlichkeit aus dem 
Vermögen des Schuldners ~ zu verlangen. Es 
sind daher dies6 Rechte, so viel den Gegen- 
stand derselben betrifft, keine andern, als die 
oben abgehandelten persönlichen Rechte an 
einer Person. Nur das ^Subjekt, dem diese 
Verbindlichkeiten obliegen, ist hier ein aride- 
res , oder wird vielmehr nur aus einem andern 
Gesichtspunkte betrachtet. 



2) Von der Erwerbung dieser Rechte. 

' . $. 110. , i _ 

Der Rechtsgrund dieser Erwerbung, d.'h. 
der Grund, warum in der Regel alle Verbind- 
lichk eiten einer Person auf dem Vermögen der- 
selben haften , liegt darin , dafs es vermöge 
der Einheit des rechtlich - praktischen Selbst- 

- O 
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bewufstseyns dasselbe Subjekt ist, welches diese 
Verbindlichkeit übernimmt, und die einzelnen 
Gegenstande des Vermögens als ein Ganzes 
besitzt. (Das Vermögen einer Person ist die 
Person selbst, in Beziehung auf ihre erworbe- 
nen Rechte betrachtet. Auf dem Vermögen 
haften die Verbindlichkeiten der Person, weil 
und in wie fern sie theils Verbindlichkeiten 
eines und eben desselben Subjektes sind, 
theils dieses Subjekt vermöge derselben Wil- 
lenseinheit ein Vermögen hat. ) Die Erwer- 
bungsarten dieser Rechte sind dieselben, wo- 
durch persönliche Rechte an einer Person er- 
worben werden, in so fern diese Erwerbungen , 
als Produkte von der Einheit des Willens zu 
betrachten sind. 

# 

3) Von den rechtlichen Wirkungen der Verbindlich- 
keiten, in so fern sie auf dem Vermögen haften. 

S. HL 

Die Regel ist also diese: Alle Verbindlich- 
keiten «iner Person haften auch auf dem Ver- 
mögen derselben. Nun kann zwar eine Ver- 
bindlichkeit nur in so fern aus dem Vermö- 
gen einer Person befriediget werden, als sie 
nicht in einer persönlichen Leistung besteht. 
Gleichwohl aber ist jene Regel nicht blofs auf 
die dinglichen Verbindlichkeilen (quae in dando 
consistwit) zu beschränken, sondern eben so 
wohl auf die persönlichen Verbindlichkeiten 
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(quae in facienda con$istunt) auszudehnen , in- 
dem diese, in wie fern sie zu dem Vermögen y 
des Gläubigers gehören, §. 104. ein Recht auf 
Schadloshaltung begründen. Vielmehr leidet 
jene Regel nur in so fern eine Ausnahme, als 
eine Verbindlichkeit von den Partheyen entwe- 
der ausdrücklich oder stillschweigend auf die 
Person beschränkt wurde, oder nach Rechts- 
gesetzen (wie z. B. die eheliche Pflicht,) dar- 
auf zu beschränken ist. . * 

Aus jener Regel ergiebt sich nun 1) dafs 
von dem Vermögen einer Person jederzeit die 
Schulden derselben abzuziehen sind; (hinc: 
hereditas non intclligitur , Jiisi deducto aere 
alieno >• nomina inter heredes ipso jure divisa 
sunt.) 2) dafs der, welcher das Vermögen ei- 
ner Person erwirbt, auch die Schulden dersel- 
ben zu bezahlen verbunden ist. Da aber diese 
Schulden nunmehr al$ Verbindlichkeiten zu be- 
trachten sind, die auf dem eignen Vermögen 
des Schuldners haften, (indem niemand mehr, 
als ein einziges Vermögen besitzen kann; §. 
104.) so folgt, dafs zwischen den übernomme- 
nen und zwischen den eignen Schulden des 
Erwerbers kein weiterer Unterschied Statt finden 
wird mithin , dafs jene, so wie diese, auch 
aus seinen eignen Mitteln zu befriedigen sind, 
so wie umgekehrt jene nicht etwa aus dem er- 
worbenen Vermögen vorzugsweise ihre Befrie- 
digung fordern können\ ( Jedoch kann das 
Gesetz mit Recht die eine und die andere Fol- 
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gerung entkräften; welches auch in den römi- 
schen Gesetzen durch das beneßcium inveiitarii 
1 und durch das benejiciwn separationis wirklich 
' geschehen ist; — indem hier nur von einem 
lpgisch nothwendigen, (von dem strengen 
Rechte,) niqht aber von einem rechtlich - gebo- 
tenen Grundsätze die Rede ist.) 
Zusatz. Die Erwerbung eines fremden Vermo- 

— D 

gens, als ejne Handlung, wodurch in der Regel 
alle aufsere Rechte und alle Verbindlichkeiten der 
- . Person auf den Erwerber übergehen, wird eine 
successio universalis genannt. (Dieser wird die 
successio sing/tlaris entgegengesetzt, wodurch nur 
ein bestimmter Gegenstand mit den darauf haften- 
den dinglichen 'Rechten auf e,inen Andern uber- 
tragen wird.) Die rechtlichen Wirkungen einer 
successio universalis bestehen also darin; i) dafs 
der Erwerber die Person seines Vorgängers in 
' rechtlicher Rucksicht (active et passive)^ repräsen- 

tirt, luid 2) dafs dadurch das Vermögen beyder 
, zu einem einzigen verbunden wird. (Xlonfusio et 

t, consolidatio.) jedoch giebt es einen Fall, in wel- 
chem der successor universalis zwar alle Rechte, 
aber nicht die Verbindlichkeiten des vorigen Ei- 
gentümers überkommt, wenn nämlich den Glau- 
bigern selbst das Vermögen abgetreten wird. 
(Auch ist es wenigstens zweifelhaft, ob nicht auch 
der Fall hierher gehört, wenn einer das Vermögen, 
das er hat, dem Andern unter den Lebendigen 
schenkt, sobald nicht die Schenkung auch auf alle 
Künftige Erwerbungen gerichtet ist.) 

^ 4) Von den Arten, wie diese Rechte aufhören. 

' $• ll2 - 

Es hören diese Rechte auf; 1) wenn der 
Grund derselben, die Verbindlichkeit der Per- 

t 
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son, wegfällt; (§.85-) fi ) wenn eine Perso» 
ihr Vermögen verliert. (Nicht aber' 1) wenn 
sie ihrer Persönlichkeit verlustig wird; wo- 
durch nur. ihre Rechte, nicht aber ihre Ver- 
bindlichkeiten aufgehoben werden ; a) wenn 
sie auf ihr Vermögen Verzicht leistet, (§.104..) 
oder 3) dieses auf einen Andern überträgt. 
(§. in.) ' , .. < 



Anhang. 
Von dem Erbrechte. 

■ 

1) Begriff 4es Erbrechtes. 

Eine Erbschaft ist das Vermögen eines 
Verstorbenen, in so fern e?, in der Eigenschaft 
eines Vermögens auf einen Andern übergeht. 
Das Erbrecht ist das Recht, das Vermögen ei- 
nes Verstorbenen, als das seine zu besitzen. 
Es ist nicht eine besondere Art des dinglichen 
Rechtes überhaupt, sondern nur eine beson- 
dere Art des Eigenthumsrechtes. Der Erbe 
ist diejenige Person, die das Vermögen eines 
Verstorbenen erwirbt, und mithin den Verstor- 
benen in Beziehung auf sein Vermögen re- 
präsentirt. (Durch das Erbrecht wird daher 
eine Art von Unsterblichkeit der Menschen im 
juridischen Sinne begründet. Die Ewigkeit 
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des Staates steht mit dieser Unsterblichkeit in 
tiner sehr genauen Verbindung.) 

- ■» 

* ■ 

2) Von der Erwerbung de$ Erbrechte«. 
») Von dem Kechtstitel dieser Erwerbung. 

r 1 

* Der Rechtstitel dieser Erwerbung kann 
überhaupt entweder der letzte Wille des Ver- 
storbenen oder das Gesetz seyn. (Der erstere 
ist wiederum entweder widerruflich oder unwi- 
derruflich, d. h. entweder ein Testament oder 
ein Erbßchaftsvertrag. Die Römer hatten be- 
kanntlich nur Testamente. War es blofs ein 
politischer Grund , z. B. quia pacta successoria 
voturn captandae mortis continere viderentur, 
oder sogar ein Rechtsgrund, der sie, die Erb* 
schaftsverträge für ungültig zu erklären,- be- 
stimmte? — Uebrigens ist hier fürs erste nur 
von den denkbaren Rechtstiteln dieser Erwer- 
bung die Rede gewesen.) 

«) Von der Erbfolge vermöge einet letzten Willens. 

1) Von dem Rechtsgrunde, auf wel- 
chem die Gültigkeit letzter Willenserklärungen 
überhaupt beruht. — Das Eigenthum am Ver- 
mögen beruht auf der Persönlichkeit des Men- 
schen. So wie nun die Urrechte des Men- 
schen überhaupt mit seinem Tode nicht auf- 
hören, so bleibt ihm auch dieses Eigenthum, 
an seinem Vermögen , d. h. der Staat ist ver- 
pflichtet, diejenigen Verfügungen aufrecht zü 
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erhalten, die der Mensch in Beziehung auf -' 
_ sein Vermögen auf den Todesfall getroffen 
hat. ( Das Recht, über einzelne zu dem Ver- 
mögen gehörige Sachen auf den Todesfall Ver- 
fügungen zu treffen t ist nur eine Folge von 
dem Rechte, über das Vermögen überhaupt 
Anordnung zu thun. — Bekanntlich wird die 
Gültigkeit der Testamente von andern aus dem 
Rechte abgeleitet, das der eingesetzte Erbe 
hat, die Erbschaft entweder anzunehmen oder* 
auszuschlagen; und dieses Recht auf eine still- 
schweigende Acceptation des Erben gegründet. 
Allein nicht zu gedenken, dafs es überhaupt 
mit der stillschweigenden Einwilligung eine , 
mifsliche Sache ist; so wircl bey dieser De- 
duction offenbar schon die Gültigkeit letzter 
Willenserklärungen vorausgesetzt. ) 

2) Von den Bedingungen, unter wel- 
chen eine letzte Willenserklärung gültig ist. 
( de solenn itatibus testamentorum. ) Diese Bedin- 
gungen beziehen sich entweder auf die Form oder 
auf den Inhalt eines letzten Willens. (Solen- 
nitates sunt vel extemae vel internae.} a) Von 
den auf sern Solennitäten. Das Rechtsgesetz 
läßt zwar diese Solennitäten unbestimmt, je- ; 
doch legt es im Allgemeinen dem Staate, die 
Pflicht auf, die Gültigkeit letzter Willenser- 
klärungen von gewissen äufsern Solennitäten 
abhängig zu machen, da in diesem Falle List 
und Gewalt so sehr zu fürchten sind; viel- 
leicht auch noch deswegen, weil der Testator, 
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in so fern er die gesetzliche Erbfolge abändert, 
die rechtliche Vermuthung gegen sich hat. Je- 
doch werden diese Solennitaten nicht von der 
Art fceyn dürfen, dafs es dem Testator unter 
gewissen .Umständen dadurch ganz unmöglich 
gefnacht wird, einen gültigen letzten Willen 
zu erklären, (Auf diese , Beschaffenheit der 
Umstände gründet sich das testamentum 7 nilitare 9 
das testamentum ruri et tempore pestis conditum; 
hingegen auf die Vermuthung, die ein letzter 
Wille wegen seines Inhaltes für sich hat, das 
testamentum parentum inter liberos und das 
testamentum posterius imperfectum etc. ) J>) Von 
den innern Solennitaten, Diese beziehen sich 
1) auf die Person des Erblassers. Diesem 
mufs überhaupt das Prädikat der Persönlich- 
keit (die t est amenti f actio activa) zukommen; 
er mufs seinen Willen erklären können, und 
ihn wirklich, ohne dafs er gezwungen oder 
überlistet wurde , erklärt haben. — a) auf die 
Person des Erben; dessen Einsetzung nur un- 
ter der Bedingung gültig ist, dafs ihm ? als 
einem Repräsentanten des Verstorbenen, das 
Prädikat der Persönlichkeit (die test amenti f actio 
passiva 9 ) zusteht. Das römische Recht be- 
stimmt in dieser Rücksicht noch ausserdem 
gewissen Personen einen Pflichttheil ; und aller- > 
dings läfst sich für diese Verordnung wenig- 
stens in so^fern ein Rechtsgrund anführen, als 
den Kindern dieser Pflichttheil gehört. Denn 
da der Mensch bey seiner Geburt schon alle» 
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von Andern occupirt findet, so hat er aller- 
dings an seines Eltern einen billigen Anspruch, 
ihm ^inen gewissen Antheil ah den Gütern 
dieser Welt zurückzulassen* — 3) auf die Erb- 
einsetzung selbst, welche so beschaffen seyn, 
mufs, dafs sie verstanden werden kann. Wenn 
das römische Recht hinzusetzt: heredis institu* 
tionem nee captatoriam nec in voluntßtem alie- 
nain collatam esse^ posse; so gründet es sicli 
wohl darauf, dafs die Erbeinsetzung als eine 
Verfügung über unsere Person betrachtet wer- 
den kann. (Die podicille sind eine blofse Ver- 
günstigung des positiven Rechtes.) 

-3) Von dem Rechte des Testators, über 
sein Vermögen Verfügungen auf den Todesfall 
zu treffen. Dieses Recht kann betrachtet wer- 
den a) in Beziehung auf di$ Form letzter Wil- 
lenserklärungen. Der Erblasser kann entwe* 
der einen letzten Willen errichten, oder es 
unterlassen. Im erstem Falle kann er seinen 
letzten Willen jederzeit widerrufen, ohne dafs 
er davon durch einen Vertrag oder durch seine 
eigne Erklärung verhindert werden könnte. 
Ohne diese Eigenschaft ( der absoluten Wider- 
ruflichkeit ) würde ein letzter Wille mit der 
Persönlichkeit .des Menschen irn Widerspruche 
stehen. Denn eine Veräufserung der Person 
würde der Gegenstand desselben seyn. — b) 
in Beziehung ,auf den Inhalt letzter Willenser- 
klärungen \ und zwar wiederum a) entweder 
in Beziehung auf die Art, wie der Erblasset 




über sein Vermögen verfügt; oder /3) in Rück- 
sicht auf die Gegenstände, über die er zu ver* 
ordnen befugt ist. — ad , a). Der Erblasser ist 
überhaupt befugt, theils eine Erbeinsetzung 
zu machen, theils über einzelne zu dem Ver- 
mögen gehörige • Gegenstände zu verfügen. 
(Potest titulo universali et singulari de patrimonio 
disponere. Das letztere Recht ist eine Folge 
des erstem; jedoch ist es billig aucji dahin zu 
erstrecken, dafs der Erblasser dem Intestater- 
ben ebenfalls gewisse Vermächtnisse auferlegen 
kann.) Die Folgen, die sich aus dem einen 
und aus dem andern Rechte ergeben, können 
hier um so mehr mit Stillschweigen übergangen 
w;erden, je vollständiger sie in dem römischen 
Rechte enthalten sind. Denn diese Gesetzte- 
bung stellt vielleicht alle nur immer mögliche 
Formen des einen und des andern Rechtes 
auf, mit beständiger Rücksicht auf den ver- 
muthlichen Willen des Erblassers. So sind 
z. B. aus diesem letztern Principe die Sätze zu 
erklären: conäitionem impossibilem ultimae vo- 
luntati adjecbam haberi pro nqn adjecta; nemi- 
nem pro parte testatum pro parte intestatum dece- 
dere posse, Substitution e vulgär i tacite contineri 
pupillarem etc. Und eben so .vollständig ent- 
hält es die Einschränkungen, denen jene Rechte 
der Natur der Sache nach unterworfen sind. 
(Selbst die Rechtsregel: neminem ex die vel in 
dier/i certum heredem scribere posse, läfst sich 
aus allgemeinen Begriffen leicht erklären, da 
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kein Recht ohne eine Verbindlichkeit denkbar 
ist. Daher fand sie auch bey der fideicctm- 
missarischen Erbeinsetzung nicht v Statt.) — 
ad ß). Was endlich die Gegenstände betrifft, 
über die der Erblasser zu verfügen befugt ist, 
so sind seiner Willkühr alle und jede Gegen- 
stände des Vermögens unterworfen, in sofern 
sie nur überhaupt auf die Erben fortgehen. 
Die Ausnahmen , die das deutsche Recht von 
dieser Regel in mehr als einer Rücksicht macht, 
sind dem philosophischen, als unvereinbar mit 
der bürgerlichen Freyheit der Einzelnen, un- 
bekannt. 

» > 

ß) Von der gesetzlichen Erbfolge. 

i) Von dem Rechtsgrunde derselben. 
Wenn der Erblasser ohne einen gültigen letz- 
ten Willen verstirbt, so ist der Staat aus einem 
doppelten Grunde verpflichtet, dem Verstorbe- 
nen in voraus einen Erben durch das Gesetz 
zu ernennen; theils weil nicht angenommen 
werden kann, dafs der Erblasser ohne Erben 
bleiben wollte, theils in so fern der Erblasser 
gegen Andere gewisse auf dem Vermögen haf- 
tende Verbindlichkeiten auf sich hatte. Der 
erstere Grund ist ein Billigkeitsgrund; der 
letztere ist der Rechtsgrund der gesetzlichen 
Erbfolge. (Die politischen Gründe d,er gesetz- 
lichen Erbfolge gehören nicht hierher.) 

fl) Von den Personen, welchen durch 
das Gesetz ein Erbfolgerecht zu ertheilen ist. — 



Digitiz« 



— . 220. — 

Das Gesetz hat in diesem Falle billig auf den 
vermuthlichen Willen des, Erblassers , Rück- 
sicht zu nehmen; da es jedoch eine allgemeine 
Regel aufstellen, mufs, so läfst es. sich, leicht 
erklaren, warum es die Anverwandten des, Ver- 
storbenen zu Erberi ernennt. Freylich, mufs 
das philosophische Recht die nähere Bestim- 
mung dieser Erbfolgeordnung der. Willkühr 
des Gesetzgebers überlassen; und nimmt man 
hierzu noch den Umstand, dafs das. Erbfolge- 
recht der Anverwandten blofs auf einem Bil- 
ligkeitsgrunde beruht, so kann es nicht be- 
fremden, wenn die positiven Gesetze in dieser 
Lehre so sehr von einander abweichen; wenn 
insbesondere die Verfassung eines jeden Staa- 
tes den entschiedensten Einflufs auf diesen 
Theil der Gesetzgebung hatte,. 

4 

-r S — 

b) Von der Erwerbung»«*. 

Die Art, wie das Erbrecht erworben wird, 
ist der Antritt der Erbschaft. Diese ist eine ' 
Erklärung der zur Erbfolge berechtigten Per- 
son, dafs sie Erbe seyn wolle. (§. 105.) 

Der Antritt der Erbschaft kann aber nur 

1) von denjenigen Personen geschehen, die 
überhaupt erbfähig und zugleich eine Verpflich- 
tung über sich zu nehmen befugt sind; und 

2) nur in der Mafse, in welcher sie theils 
dem Willen des Erblassers, (mithin z. B. nicht 
pro parte, oder, von dem Testamentserben, 
nicht ob intestato, ) theils der Selbstständigkeit 
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des Erben (mithin nicht gezwungen,) ent- 
^spricht. 

Das positive Recht ertheilt dem Erben in 
Beziehung auf den Antritt der Erbschaft ge- 
wisse Rechtswohlthaten ; das beneficium delibe- 
. randi und das bene/uium inventarii vel juratae 
specifLcationis* Diese Rechtswohlthaten beru- 
hen auf Gründen der Billigkeit, die jederzeit 
in so fern zu berücksichtigen sind, als blofs 
von dem strengen Rechte die Rede ist. 

3) Von den rechtlichen Folgen, die der Antritt der 

Erbschaft hat. 

Durch den Antritt der Erbschaft erwirbt 
der Erbe .das Vermögen des Verstorbenen von 
dem Augenblicke des Todes an. ( Conditio 
existens retrotralätur ad tempiis mortis.^) Beyde, 
das Vermögen des Verstorbenen und das eigne' 
Vermögen des Erben machen von nun an ein 
einziges Vermögen aus. (§. 104. Oritür confü- 
s sio. Das beneßcium inventärii und das jus se- 
parationis sind Ausnahmen von dieser Regel.) 

Es tritt also der Erbe i),was die erwor- 
benen Rechte des Verstorbenen betrifft, an die 
Stelle desselben. Er kann daher den Besitz 
der Erbschaft ergreifen , er verfällt die Erb* 
schaft auf seine Erben, und ist befugt, die 
Erbschaft wieder auf andere zu übertragen 
u. s. w. (Jedoch das Erbrecht selbst ist, wie 
die Römer richtig bemerkten, unveräufserlich. 
Denn die Person des Verstorbenen würde der 
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Gegenstand der Veräufserung seyn.) Nur die- 
jenigen Rechte machen von jener Regel eine 
Ausnahme, ' die entweder ihrer Natur nach, 
als unveräufserliche Rechte, oder, vermöge 
der Uebereinkunft der Partheyen, auf die Per- 
' son des Erblassers beschränkt sind. 

Eben so ist der Erbe 2) verpflichtet,, die 
Verbindlichkeiten des Erblassers zu erfüllen, 
in so fern sie nicht ebenfalls aus dem einen, 
oder aus dem andern Grunde auf die Person 
des Erblassers beschränkt sind. Die Anord- 
nun gen aber, die der Erblasser in Ansehung 
seines Vermögens auf den Todesfall getroffen 
hat, sind für den Erben aus dem Grunde ver- 
pflichtend , weil der . Erblasser die Bedingun- . 
gen des Erbrechtes zu bestimmen befugt war. 
Endlich hat der Erbe noch die Verbindlichkeit 
auf sich, die Urrechte des Verstorbenen zu 
vertheidigen ; da das Eigenthum an dem Ver- 
mögen, ("und mithin auch das Recht des Er- 
ben,) auf der Persönlichkeit des Subjektes be- 
ruht. A 

(Es würde ein Leichtes seyn, auf eben 
diese Art die gegenseitigen Verhältnisse zwi- 
schen den verschiedenen Arten der Erben, 
z. B. das jus accrescehdi der Miterben, die 
Rechte und Verbindlichkeiten der Legatarien, 
und das Verhältnifs zwischen diesen und dem 
Erben, theils aus dem strengen Rechte, theils 
aus Grundsätzen der Billigkeit abzuleiten. Je- 
doch, mit einem Worte, das römische Recht, 
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wiederholt in allen diesen Fällen , so wie in 
der Lehre vom Erbrechte überhaupt, fast durch- 
gängig nur die Grundsätze des philosophischen 
Privatrechtes. Der kosmopolitische Geist der 
römischen Gesetze steht in dieser Lehre in ei- 
nem sehr auffallenden Kontraste mit dem pa- 
triotischen Charakter des deutschen Rechtes. ) 

4) Von dem Verluste des Erbrechtes. 

Das Erbrecht erlischt, wenn der Erbe die 
Erbschaft entweder nicht antreten kann, oder 
nicht antreten will. Was aber insbesondere ' 
das Recht des Tes tarnen tserben betrifft, so ist 
ein letzter Wille entweder gleich anfangs un- 
gültig, oder er wird erst in der Folge ent- 
kräftet. Der erstere Fall tritt ein, wenn das 
Testament, entweder was die äußern oder was 
die innern Sölennitäten anlangt, einen Man- 
gel hat. (Testamentum injustum — nullum. 
Auf die gleich anfangs ungültigen Willenser- 
klärungen bezieht sich die bekannte regula 
Catoniana: puod 9 si testamenti facti tempore de* 
cessit tcstator, inutile forct; id legatum, quan» 
docunque decesserit, nön valere. Li. D. de re- 
gula Catoniana. Diese Regel gründet sich 
darauf, dafs der Erbe oder der Legatar, in 
dem Augenblicke, wo das Recht, das Ver- 
mächtnifs zu erwerben, anfängt, zur Accepta- 
iion desselben befugt seyn mufs. Nun fängt 
aber dieses Recht , sobald es nicht den Gesetzen 
oder dem Willen des Erblasser nach bedingt 
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ist, Ton dem Augenblicke des errichteten Te- 
stamentes an> durch welches der Erbe und der 
Legatar ein obwohl widerrufliches Recht, das 
Yermächtnifs zu erwerben, erlangt. Mithin 
Wird auch ein unbedingtes Vermächtnifs un- 
gültig bleiben, wqnn es nicht zur Zeit des 
errichteten Testamentes gültig war. Die Fälle, 
auf welche diese Hegel nicht anwendbar ist, 
— Z. 3. und 4. D. eod. tit. — ergeben sich 
hieraus von selbst.) Der letztere Fall tritt ein, 
wenn entweder der Erblasser sein Recht, ein 
Testament zu machen, oder der Erbe seine 
Erbfähigkeit verliert, oder wenn der Erblasser 
seinen letzten Willen verändert. ( Testamen- 
tum irritwn — d>estitutum — ruptum.) 
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philosophischen Privatrechtes 
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Praktisches Privatrecht. 
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. Einleitung. 

v 

\ 

< - 



\ §. HS- 

D as praktische Privatrecht ist eine Wissen- 
schaft der Rechtsgesetze, nach welchen das 
Recht zu zwingen von Privatpersonen aus- 
zuüben ist. Es ist in dieser Wissenschaft 
theils das Recht zu zwingen an sich, theils 
die .Art seiner Ausübung nach Rechtsprincipien 
zu bestimmen. (Denn es kann dieses Recht, 
so wie ein jeder andere Gegenstand, theils 
seiner Materie, theils seiner Form nach be- 
trachtet werden. Der zweyte Theil des prak- 
tischen Privatrechtes wird auch der Civil -Pro- 
cefs genannt.) 
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Erster Ahse hn i 1 1. 
Von dem 

Rechte zu zwingen an sich betrach te r. 

■ 

i) BegriiF dieses Rechtes. 

■ 

§. 1x4. 

» 

Das Recht zu zwingen, ist das Recht einer 
Person , ihre äufsere Freyheit gegen ein jedes 
dieser Freyheit in der Natur entgegenstehendes 
Hindernils durch physische Kräfte zu verthei- 
digen; oder, mit andern Worten, das R/echt 
einer Person, sich von dem Gesetze der 
physischen Notwendigkeit durch physische 
Nöthigung zu befreyen. Denn Zwang ist die 
Bestimmung der Causalität einer Person nach 
physischen Gesetzen. (Es kann dieses Recht 
entweder auf Personen oder auf Sachen, gegen 
die es ausgeübt wird , bezogen werden. In der 
letztern Rücksicht ist es rechtlich schlechthin 
unbeschränkt; nicht so in der erstem Bezie- 
hung, von welcher hier allein die Rede ist.) 
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2) Von der Erwerbung dieses Rechtes. 

• 1 \ 

/ * 

i 

- 

a) Von dem Eechtsutel ier Erwerbung. 

Der Rechtstitel dieser Erwerbung ist 
das Rechtssesetz. vermöge dessen ein Jeder be- 
fugt ist, seine äufsere Freyheit gegen eine jede 
Beeinträchtigung zu vertheicligen. Die einzige 
durch das Rechtsgesetz unmittelbar bestimmte 
Bedingung dieses Rechtes ist also diese, dafs 
der Zwan^ nur in so fern angewendet werden 
darf, als er zur Vertheid igun g nothwen- 
dig ist. In jeder andern Rüchsicht hingegen 
ist das Recht zu zwingen an sich (§. 114.) 
rechtlich unbeschränkt. 

■ 

Es wird also dieses. Recht eintreten; 1) 
die Beeinträchtigung der äiifsern Freyheit mag 
bevorstehend, gegenwärtig oder schon gesche- 
hen seyn ; 2) sie mag positiv oder ^negativ — 
ein Thun oder ein Unterlassen — seyn; 3) 
sie mag von der Person selbst oder von ihrem 
Eigenthume geschehen, und zwar, im erstem 
Falle, der Person zugerechnet werden können 
oder nicht. (pieser ganze Unterschied zwi- 
schen zurechnungsfähigen Handlungen, und 
solchen, die es nicht sind, gehört ins Crimi- 
nalrecht, und nicht in das Privatrecht. Ein 
Kind, ein Rasender u. s. w. ist eben sowohl 
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zum Schadenersätze verpflichtet, als der, der 
den Andern wissentlich verletzte'.) 

V 

b) Von der Ersvefbungsart. 

Das Recht zu zwingen kann ausgeübt 
werden, so bald die Beeinträchtigung von der 
andern Seite wirklich existirt. - Ausserdem ist 
der Zwang vielmehr ein Angriff auf die Hechte' 
Anderer, und mithin widerrechtlich, 

3) Von den Arten dieses Hechtes, 

.' - ' §. 116. 

Das Recht zu zwingen enthält in so fem 
besondere Arten von Rechten unter sich, als 
der Zweck verschieden, ist , zu welchem es aus- 
geübt werden kann. 

Es ist also darin i) das Präventions- 
recht enthalten , in so fern es gegen bevor- 
stehende Verletzungen, gegen die Gefährdung 
der äufsern Freyheit, gerichtet ist. Man kann 
dieses Recht selbst ein gefährliches Recht nen- 
nen, da die Ueberzeugung von der bevorste- 
henden Beeinträchüsunc; dbch allemal nur auf 
Gründen der Wahrscheinlichkeit beruhen kann. 
Uebrigens tritt dieses Recht ein, die zu befürch- 
tende Verletzung mag positiv oder negativ 
seyn. — In dem Stande der Natur läfst sich 
durch dieses Präyen tionsrecht am Ende ein 
jeder Angriff rechtfertigen. Im Staate aber, 
der eine allgemeine Sicherheitsanstalt ist, bleibt 
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die Ausübung dieses Rechtes nur in den Fäl- 
len verstattet, in welchen jenes Bündnifs allein 
seinen Zweck nicht erreichen kann; mithin 1) 
wenn einer einen gewaltsamen Angriff auf die 
Rechte des Andern beginnt; in welchem Falle , 
äuch im Staate Selbsthülfe erlaubt ist; und 2) 
wenn besondere Gründe eintreten, aus welchen 
sich der Gläubiger für gefährdet erachten, und . 
mithin, dafern er sein Recht und die Gefahr 
zu bescheinigen yermag, von dem Schuldner / 
eine Sicherheitsleistung, Caution, verlangen 
kann. Aus dem erstem Principe entsteht da» 
her zum Theil das moderamen inculpatae tute* 
lae, aus dem letztern der Arrest, den der Gläu- 
biger auf die Person oder auf das Vermögen 
seines Schuldners unter den angeführten Be- 
dingungen zu legen befugt ist. Uebrigens 
können die Gründe zur Anlegung des Arrestes 
entweder von dem Unvermögen des Schuld* 
ners, die Schuld zu bezahlen, oder von dem 
Unvermögen des Gläubigers, die Schuldforde- 
rung einzutreiben, entlehnt werden. Ein drit- 
ter Fall, da das Arrestgesuch auf den bösen 
Willen des Schuldners gegründet würde, scheint 
durch den Staatsvertrag ausgeachlpssen zu seyn. 
(Zuweilen legen die Gese'tze dem Schuldner 
unmittelbar die Verbindlichkeit auf, dem Glau* 
biger Caution zu bestellen, ohne dafs dieser 
zuförderst die ihm drohende Gefahr zu be- 
scheinigen hätte. Eine solche Verordnung ist 
nur in so fern rechtmäfsig, als das Recht und 

V * * 

I * 
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die Gefahr des Gläubigers, der Natur der Sache 
naph, sofort liquid sind, der Berechtigte aber 
nicht selbst für seine Sicherheit zu sorgen im 
Stande ist; mithin nur bey einem unstreitigen, 
jedoch bedingten Rechte, welches der Gläubi- 
ger auf diese Bedingung zu stellen verpflich- 
tet ist. Die cäutio pro expensis , die cautio le- 
gatariis sub conditione institutis ab herede prae- < 
Stauda,, die cautio usufructuaria heredi a lega- 
tario praestanda, die cautio tutoris etc. lassen 
sich insgesammt aus diesem Principe erklä- 
ren.) 

■ 

c) Ein zweytes Recht, das in dem Rechte 
zu zwingen enthalten ist, ist das Recht der 
Verteidigung in der engern Bedeutung des 
^Wortes, in dem Augenblicke eines gewaltsa- 
men Angriffes. Denn dafs dieses Recht weder 
bey einer negativen Beeinträchtigung, noch 
auch bey einer Ueberlistung eintreten könne, 
ergiebt sich daraus, dafs die erstere nur in 
einem Unterlassen besteht, eine List aber, 
sobald sie entdeckt wird, nicht mehr gefähr- 
lich ist. Dieses Recht der Vertheidigung ver- 
bleibt dem Menschen, auch wenn er in die 
Staatsverbindimg tritt. Hier ist er befugt, der 
Klage Einreden, (jus excipiendi,) dem gewalt- 
samen Angriffe Gewalt entgegenzusetzen. (Mo- 
deramen inculpatae tutelae. Excessus in hoc 
moderamine. Ein Mehreres darüber in dem 
philosophischen Criminalrechte. ) 
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Endlich 5) wenn die Verletzung gesche- 
hen ist, ist der Beeinträchtigte befugt, das Seine 
von dem, welcher seine Rechte verletzt hat, 
wieder zu fordern. — a) Es tritt dieses Recht 
ein wegen einer jeden positiven und negativen 
Beeinträchtigung; der Grund derselben mag 
nun eine Handlung der Person selbst, oder 
eine Wirkung der ihr gehörigen Sachen, oder 
das Vermögen der Person scyn. Mithin 1) 
wenn eine Person selbst auf irgend eine Art 
die Rechte der andern verletzt; (wenn jedoch 
die römischen Gesetze bey Verträgen eine Aus- 
nahme von dieser Regel machen, quod ad 

praestationem culpae — so scheint diese Aus- 
nahme allerdings auf allgemeinen rechtlichen 
Grundsätzen zu beruhen;) <a) wenn z. B. ein 
Thier, das <lem Andern gehört, mir oder mei- 
nem Eigonthume Schaden zufügt; in welchem 
Falle der Eigenthiimer entweder Schadener- 
satz zu leisten r oder das Thier selbst auszu- 
antworten verpflichtet ist; 3) endlich, wenn 
ein Theil meines Vermögens unmittelbar d. h. 
ohnfc dafs er vorher ein Theil eines andern Ver- 
mögens wurde, in den Nutzen des Andern 
verwendet worden -ist, ohne dafs ich die Ab- 
sieht oder die Verbindlichkeit hatte, auf den 
Andern ein Eigenthum zu übertragen. ( Daher 
die Rechtsregel: Nemo cum damno alteriu? 
fieri potest locupletior ; auf welche sich die 
actio de in rem verso, die actio negotiorum jre- 

*-» SD 

storum, und die condictio indebiti gründen.) — 
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b) Anlangend den Gegenstand dieses Rechtes, 
so ist er die Leistung oder Erstattung dessen, 
was mir gehört. Es entsteht daher aus diesem 
Rechte unmittelbar das Recht, die Sache oder 
die Person zu, vindiciren, an welcher mir ein 
dingliches Recht zusteht, oder die Leistung der 
Verbindlichkeit zu fordern , die der Andere auf 
sich hat. (Es gehört daher unter diesen Titel 
die Lehre von den Klagen, die aus den ver- 
schiedenen Privatrechten, wovon der theoreti- 
sche Theil handelte, ihren Ursprung haben.) 
Wenn jedoch die Erstattung des bestimmten 
Gegenstandes, der mir gehört, physisch un- 
möglich ist, so , entsteht aus jenem Rechte das 
Recht auf Schadenersatz, da alle und jede 
Rechte zugleich als Theile meines Vermögens 
überhaupt betrachtet werden können. (Wenn 
daher der Andere z. B. meinen Körper verletzte, 
so ist er in so weit zum Schadenersatze ver- 
pflichtet, als mir dadurch die Möglichkeit, ein 
Vermögen zu erwerben, entzogen wird.) 

Zusatz. Unter den verschiedenen bisher aufgestell- 
ten Rechten, die aus dem Rechte zu zwingen ent- 
stehen, ist das Strafrecht nicht enthalten. Ob und 
in wie fern es dennoch unter das eine oder unter 
das andere dieser Rechte gebracht werden kann, 
davon im philosophischen Griminalrechte. 
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. x 4) Von dem gegenseitigen Vcrhftltnisse zwischen Meh- 
reren^ die ein Zwangsrecht gegen eine linct eben- 
dieselbe Person haben. (Von dem Concurse.) 



§. 117- 

Eine Collision zwischen mehreren Zwangs- 
rechten kann nur unter der Bedingung eintre- 
ten, wenn das Vermögen des Schuldners nicht 
zur Befriedigung sämmtlicher Gläubiger hin- 
• reicht. In diesem Falle werden erstens die* 
jenigen Forderungen allen übrigen vorgehen, 
die zugleich als Schulden der andern Gläubiger 
betrachtet werden können. (Mithin die Po» 
sten , die zum Nutzen der übrigen Gläubiger 
verwendet worden sind;" mithin der Aufwand, 
der ihrer Befriedigung selbst wegen, — i??uti- 
litatem concursus et processus — gemacht wor- 
den ist. Oeffentliche Abgaben können eben- 
falls unter diese Gattung gebracht werden.) 
In die zweyte Klasse der Gläubiger gehören 
alle die, deren Forderungen mit einem Pfand- 
rechte verbunden sind , indem sie vermöge die* 
ses Rechtes einem jeden Dritten eine Verbind- 
lichkeit auferlegen. Unter mehreren Pfandgläu- 
bigern geht der ältere dem spätem vor. §. 73. 
(Sind privilegarte Unterpfänder rechtmäfsig? 
Ist dem öffentlich bestätigten Unterpfande vor 
den andern ein Vorzugsrecht zu gestatten? 
Die letztere Frage dürfte zu bejahen seyn ; 
hicht so die erstere, in so fern nicht der Gläu- 
biger durch rechtliche oder physische Gründe 
verhindert wurde, seine Forderung einzutrei- 
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ben.) In die dritte Klasse gehören endlich 
alle übrige Gläubiger, die, da sie ein gleiches 
Recht haben, verhältnifsrnäfsig (pro rata) zu 
befriedigen sind» 

Die actio Pauliana gründet sich darauf, dafs 
der Schuldner, sobald er ^insolvent ist, 

in der That kein Vermögen mehr hat. 

> 

5) Von den Arten , wie das Recht zu zwingen aufhört. 

■ 

Das Recht zu zwingen erlischt, i) mit 
dem Rechte, zu dessen Vertheidigung es aus- 
geübt werden kann; 2) sobald der Zweck der 
Vertheidigung erreicht ist; 3) durch die Ver- 
jährung. 

Die Verjährung ist das Aufhören eines 
Zwangsrechtes durch den Nichtgebrauch des- 
selben. — Der Rechtsgrund der Verjäh- 

■ 

rung liegt darin, dafs , da alle Verbindlichkei- 
ten auf dem Vermögen haften, (und mit die- 
sem auf die Erben fortgehen,) das Rigeh- 
thum am Vermögen und mithin alles Ei- 
genthum überhaupt aufhören würde, wenn 
nicht der Berechtigte nach einer gewissen von 
dem positiven Rechte zu bestimmenden Zeit 
von der Verfolgung seines Rechtes ausgeschlos- * 
sen werden könnte. — Zur Rechtsgültigkeit 
der Verjährung wird daher nur erfordert 1) 
dafs der Gegenstand, auf welchen sich das 
Zwangsrecht des Andern bezieht, überhaupt 

? 

• 1 
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ein Gegenstand des Vermögens seyn kann, s) 
dafs der Berechtigte eine bestimmte Zeit lang 
sein Zwangsrecht auszuüben unterliefs, ob er 
es wohl 3) allerdings ausüben konnte. Hin- 
gegen ist dazu von Seiten des Verjährenden 
keinesweges Unbekanntschaft mit dem Rechte 
des Andern (bona ßdes) erforderlich; da die- 
ses Recht nicht vermöge des Besitzes von ei- 
nem bestimmten Gegenstande, sondern ver- 
möge des Eigenthumes am Vermögen über- 
haupt ausgeschlossen wird. Nur der Fall ist 
von dieser Regel auszunehmen, wenn die Ver- 
jährung eine Folge von der Ersitzung ist. » 
Die römischen Gesetze stellten, erst später 
diesen Grundsatz von der Verjährbarkeit 
aller Klagen auf» Die Geschichte der phi- 
losophischen Rechtswissenschaft selbst be- 
weist es, dafs der Begriff des Vermögens, 
mit allen seinen rechtlichen Folgen, (der 
Schlufsstein des gesammten Systems des 
Privatrechtes, ) sehr lange unentwickelt 
blieb. / 
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Zw ey t er Abschnitt. 

Von der 

Art, wie das Recht zu zwingen 

nach Rechtsgesetzen auszuüben ist. 

s * 

I t 

§« 119. 

£ i n l e i t u n g. 

D as Rechts^esetz bestimmt zwar unmittelbar 
nur den Zweck, zu welchem das Zwangsrecht 
allein ausgeübt werden kann. Allein da die- 
ser Mafsstat ein objektiver Mafsstab ist, das 
Unheil des Menschen pber, in wie fem er 
selbst über Recht und Unrecht richtet, nur 
subjektive Gültigkeit hat, so ergiebt sich aus 
dem Rechtsgesetze mittelbar die Rech t^p flicht: 
dafs sich die Menschen in Beziehung auf ihre 
gegenseitigen Rechte einer aufsein Gewalt »zu 
unterwerfen haben , die allein über diese Rechte 
ein gültiges (objektives) UrtheiL fällen, und 
das gefällte Urtheil allein auf eine rechtmäfsige 
Weise» vollstrecken kann. Das Staatsrecht lei- 
tet aus dieser Rechtspflicht die Notwendig- 
keit einer Staatsverbindun^ ab. Hier wird diese 
Pflicht nur in Beziehung auf die Folgen zu 
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betrachten seyn, die sie für die Ausübung des 
Rechtes zu zwingen hat. (Der Staat beruht 
auf einer Thatsache. Der Staatsverbindung 
wird daher der Stand der Natur entgegenge- 
setzt. Von diesem Stande kann daher behaup- 
tet werden: esse statuta belli omnium contra 
omnes; dari jus belli in inßnitum.) 

I) Von der Entscheidung einer Privatrechtssache durch 
den Richter. (Von dem Civilprocesse. ) 

§. 120. 
Im Allgemeinen. 

Es ist also erstens ein Jeder verpflich- 
tet, die Ausübung seines Zwangsrechtes von 
der Entscheidung des Richters abhängig* zu 
machen. Der, welcher ein Zwangsrecht gegen 
den Andern zu haben glaubt, mufs seine For- 
derung dem Richter, und zwar demjenigen 
Richter vorlegen, unter welchem der andere 
Theil stehet; indem er nur durch den Richter, 
und mithin nur in so fern, als der Richter 
eine Gerichtsbarkeit über den Schuldner hat, 
zu dem Seinen gelangen kann. Jedoch kann 
er sein Recht nicht ferner ein Zwangsrecht, 
sondern nur eine Klage nennen, da es von 
dem Ausspruche des Richters abhängt,, ob der 
gemachte Anspruch auch für objektiv gültig 
zu halten seyn wird. Der Gegentheil, der 
nicht mehr, wie im Stande der Natur, Feind, 
sondern nur Beklagter heifst, kann sich eben- 



Digitized by Google 



I 



— <**0 — 

falls gegen die erhobene Klage nicht eigen- 
mächtig, sondern nur durch vorgeschützte 
Einreden vertjieidigen. Der Krieg, der Zu- 
stand gegenseitiger und willkührlicher Feind- 
seligkeiten, verwandelt sich in einen Procefs; 
(in einen Krieg Rechtens) d. h. an die Stelle 
des Krieges tritt die gerichtliche Verhandlung 
der streitigen Rechtssache; und diese Verhand- 
lung steht unter gewissen rechtlichen Bedin- 
gungen, deren Inbegriff der Procefs genannt 
wird. ( Das sogenannte Kriegsrecht ist ein 
Analogon des Processes.) 

* 

§. 121. 

i) Von den Theilen (von der Materie) des Civilpro- 

cesses. 

i 

Die wesentlichen Theile des Processes, 
von welchen hier allein die Rede seyn kann, 
sind: * 

1) Diev Klage. 

Die Bestandteile derselben sind: i) ein 
Rechtssatz, auf welchen sich der Kläger grün- 
det, — fundamentam agendi — da er seinen 
Zweck nur in so fern durch den Richter er- 
reichen kann, als er sich auf ein Gesetz stützt; 
a) die Erzählung der Thatsache, auf welche 
das Gesetz angewendet werden soll; 3) das 
Gesuch des Klägers, d. h. die Anwendung, die 
der Kläger von dem Gesetze in diesem Falle 
zu machen verlangt. (Eine jede Klage ist da- 
her ein Syllogismus, gewöhnlich in der zwey- 
ten Figur.) 
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ft) Die Torladung; 

fla dem Beklagten das Recht der Vertheidigung 
auf jeden Fall zu verstatten ist. 

, 3) Die Antwort auf die Klage; 

zur Bestimmung des Streitpunktes. , Wenn d$r 
Beklagte den Krieg Rechtens zu befestigen im- 
terläfst, so ist anzunehmen, (kraft der recht- 
lichen Vermuthung, die der Beklagte, als Be- 
sitzer, für sich hat,) dafs der Grund der Klage 
geläugnet sey. : 

4) Der Beweis; ' ' 

indem das Erkenn tnifs des Richters auf ob- 
jektiven Gründen beruhen soll. (Der Gegen- 
beweis ist nur in so fern ein wesentlicher Be- 
standteil des Civil -Processes, als er dem Be- 
klagten jederzeit zu verstatten ist.) 

Die Lehre vom Beweise ist nicht sowohl 
ein Theil der Rechtswissenschaft, sondern viel- 
mehr ein Theil der angewendeten Logik. Also 
hier nur so viel über diesen Gegenstand, in so 
fern er für diesen Theil des praktischen Pri- 
. vatrechtes gehört: 1) Der Beweis ist eine Hand- 
lung, wodurch der Richter von der objektiven 
Wahrheit einer Behauptung überzeugt werden 
soll. <2) Der Gegenstand dieses Beweises sind 
Thatsachen ; die Regeln für die Gültigkeit vdes- 
selben sind daher von den Bedingungen der 
empirischen Gewifsheit zu entlehnen. 3) Die 
Verbindlichkeit zu beweisen liegt demjenigen 
ob^ welcher etwas behauptet. {Aßirmanti in* 
cumbit probatio.) Ein verneinender Satz be- 
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darf nur dann eines Beweises, wenn er a) 
entweder *n sich zugleich einen bejahenden 
Satz enthält, oder b) wenn der ihm entgegen- 
gesetzte -bejahende Satz schon erwiesen ist, 
oder doch eine rechtliche 'Vermuthung für sich 
hat. 4) Der Beweis ist, in Beziehung auf die 
möglichen Beweismittel, entweder ein indi- 
rekter oder ein direkter Beweis; (probatio arti- 
ßcialis — inartißcialis,) der >erstere beruht auf 
Schlüssen, (auf Vernunf tprincipien , in wie fern 
sie auf die Erfahrung angewendet werden kön- 
nen,) der letztere auf der Erfahrung, (auf 
Verstandesgesetzen.) Diese Erfahrung ist ent- 
weder die eigene Erfahrung des Richters, (z>z- 
spectio ocularisy') oder eine fremde Erfahrung, 
ein schriftliches oder ein mündliches Zeugnifs. 
( Der angetragene Eid ist nicht sowohl ein Be- 
weismittel, sondern mehr ein Mittel, den Streit 
zu heben. Er ist übrigens nur in so fern 
rechtmäfsig, als- er die Eigenschaft, eines frey- 
willigen Vergleiches hat.) 5) Ein Beweis ist 
in so fern ein vollkommener Beweis, als er 
hinreicht, den Richter von der objektiven Wahr- 
heit einer Behauptung zu überzeugen, mithin 
in so fern er die empirische MöglichkÄt (nicht 
die Denkbarheit) des Gegentheiles ausschliefst. 
Z. B. em indirekter Beweis kann nie ein voll- 
kommener Beweis seyn, eben deswegen, weil 
er nicht allein von der Erfahrung entlehnt 
wird. Ein Beweis durch Zeugen ist in so fern 
hinreichend, als er auf der Aussage zweyer 

i 
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gültiger Zeugen beruht; denn ein Zeuge kann 
deswegen nicht vollkommen beweisen, weil 
die objektive Wahrheit eines empirischen Er- 
kenntnisses nur durch die Uebereinstirhmung 
desselben mit der Erfahrung eines Andern dar- 
gethan werden kann u. s. w. 1 

5) Das ■ Unheil. 

Der Richter kann aber nur in so fern gegen 
den Beklagten sprechen, als dieser einen voll- 
kommenen Beweis gegen sich hat ; ( Äctore non 
probante abwlvitur reus;*) indem nur auf diese 
Weise die Vermuthung der Rechtlichkeit , die 
für den« Beklagten streitet, aufgehoben wer- 
den kann. (Der Reinigungs- und der Erfül- 
lungseid sind theils als subjektive Entschei- 
dungsgründe, theils wegen des daraus entste- 
henden Gewissenszwanges widerrechtlich.) — - 
Beiießcium competentiae. — 

Da jedoch der Richter allemal dem^Irr- 
thume unterworfen bleibt, so sind den J?ar- 
theyen gewisse Rechtsmittel gegen die Ent-r 
Scheidung des Richters zu gestatten. Diese 
Rechtsmittel sind aber i) an gewisse Fristen 
(Fatalia) zu binden, so wie ß) auf eine ge- 
wisse Anzahl zu beschränken, indem sonst 
alle Sicherheit des Eigenthumes aufhören würde. 
Was den letztern Umstand betrifft, so sind 
dem strengen Rechte nach wenigstens drey • 
übereinstimmende Entscheidungen nöthig, (tres 
conformes sententiae,) ehe das Urtheil als ob- 
jektiv, und mithin als rechtskräftig zu betrach- 
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ten ist. Denn ßobald das Urtheil des Rich- 
ters angefochten wird, ist er selbst als Par- 
they zu befrachten , und mufs mithin, um den 
Procefs zu gewinnen, wenigstens zwey Zeu- 
gen für sich haben. 

Der verlierende Theil ist jederzeit dem an- 
dern die Procefskosten zu erstatten schul- 
dig, denn er hat unrecht, 

V 

9) Von der Procefsform. 

Die Procefsform bestimmt die x Art, wie 
die verschiedenen Theile des Processes an sich 
und im Verhältnisse zu einander in defc Erfah- . 
rung darzustellen sind. Die Auflösung dieser 
Aufgabe fällt der Politik anheim. Die Rechts- 
wissenschaft macht nur die Forderung an die 
Politik, diejenige Procefsform zu finden, durch 
welche einem Jeden auf das geschwindeste und 
auf das gewisseste zu dem Seinen verholfen 
werden kann. Aber eben aus diesen Forde- 
rungen entsteht die Hauptschwierigkeit jener 
Aufgabe. Denn die eine Forderung steht^mit 
der andern gewissermafsen im Widerspruche j 
da die Güte der Arbeit von der Langsamkeit 
derselben abzuhängen pflegt. (Aus dem, was 
hier über die Procefsform gesagt worden ist, 
läfst es sich leicht erklären, warum der Procefs 
von jeher bey allen Völkern so vielen Schwan- 
kungen unterworfen war. — Um den Gang 
desselben zu beschleunigen, vergafs man nicht 

■ 
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selten , dafs der Richter schlechterdings nicht 
Parthey seyn darf, sondern nur als Schieds- 
richter in der Mitte zwischen beyden Theilen 
stehen soll.) 

II) Von der Vollstreckung des gefällten Urtheils. 

Im Stande der Natur geht das Recht zu 
zwingen ips Unendliche; denn in diesem Zu- 
stande hängt es ganz allein von dem Ermessen 
des Berechtigten ab, wenn er seine Rechte 
für gesichert, oder den Ersatz eines Schadens 
für . hinreichend erachten will. Dieses jus belli 
" in infinitwn bleibt dem Menschen auch im 
Staate, in so fern er äuch in diesem Verhält- 
nisse Gewalt mit Gewalt zu vertreiben befugt 
ist; obwohl der Staat allerdings darüber wachen 
kann , dafs der Angegriffene keine gröfsere Ge- 
walt gebraucht, als zur Abwendung der ihm 
drohenden oder zugefügten Gewalt unumgang-, 
lieh noth wendig ist. In so fern aber das Recht 
zu zwingen durch den Staat auszuüben ist, 
(und mithin in allen andern Fällen, ) kann die 
Vollstreckung des gefällten Urtheils nicht eigen- 
mächtig, sondern nur von der Regierung und 
unter der Aufsicht des Richters geschehen. 
Auch wird der Richter die Art der Hülfsvoll- ■ 
Streckung nicht nach der Willkühr des Beklag- 
ten, sondern nach Rechtsprincipien bestimmen. 
Vermöge der rechtlichen Gunst also, die die 
Freyheit für sich hat, wird erstens die Voll- 

• t 
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Streckung der Hülfe zuförderst in das Vermö- 
gen des Schuldners geschehen; (qui non habet 
in aere f luat in corpore,) zweytens auch nur 
in dem äufsersten Falle diejenigen Sachen tref- 
fen, die dem Schuldner zur Erwerbung seines 
Lebensunterhaltes unentbehrlich sind; (z. B. 
das Handwerkszeug;) und drittens ist dem 
Schuldner, wenn er durch Zufall verarmte , das 
beneßcium cessionis bonorum zu gestatten. Denn 
da alle dingliche Verbindlichkeiten auf dem 
Vermögen haften, dieses mithin auch als das 
Eigenthum der Gläubiger betrachtet werden 
kann, so ist der durch Zufall entstandene Scha- 
den vielmehr diesen (nach der Regel: casum 
sentit dominus,) anzurechnen. 
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